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Vorwort 
 

Liebe Bürgerinnen und Bürger, 

die kommunale Wärmeplanung ist ein wesentliches In-
strument, um die zukünftige Wärmeversorgung systema-
tisch und langfristig auszurichten. Auch für die Gemeinde 
Hinte bietet sie die Chance, Strukturen und Entwicklun-
gen vorausschauend zu gestalten und damit eine sichere, 
eƯiziente und wirtschaftlich tragfähige Wärmeversorgung 
zu gewährleisten. Angesichts steigender Anforderungen 
an Versorgungssicherheit, Kostenstabilität und Ressour-
censchonung wird deutlich, dass eine Neuausrichtung 
des Wärmesektors von hoher Bedeutung ist.  

Ein erheblicher Teil des Energieverbrauchs entfällt auf die Beheizung unserer Häuser. Hier 
bestehen große Möglichkeiten zur Steigerung der EƯizienz, zur Nutzung regional verfüg-
barer Potenziale sowie zur Modernisierung der Infrastruktur. Die kommunale Wärmepla-
nung schaƯt den Rahmen, diese Potenziale sichtbar zu machen und konkrete Maßnah-
men für eine zukunftsfähige Versorgung zu entwickeln. Für Hinte bedeutet dies, beste-
hende Strukturen zu analysieren, Entwicklungspfade aufzuzeigen und die Wärmeversor-
gung so weiterzuentwickeln, dass sie ökonomisch und ökologisch tragfähig und für die 
Bürgerinnen und Bürger langfristig verlässlich ist. Damit wird ein Beitrag geleistet, der 
über die reine Energieversorgung hinausgeht: Planungssicherheit für Verwaltung, Politik, 
Wirtschaft und Bürgerschaft wird geschaƯen. 

Darüber hinaus eröƯnet die Wärmeplanung die Möglichkeit, Investitionen gezielt zu steu-
ern und kommunale Entscheidungen auf eine fundierte Datengrundlage zu stützen. Sie 
bildet einen integrierten Ansatz, der sowohl den lokalen Gegebenheiten Rechnung trägt 
als auch zukünftige Herausforderungen berücksichtigt. Nicht zuletzt bietet die kommu-
nale Wärmeplanung Chancen für eine stärkere Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern. 
Transparenz über geplante Entwicklungen unterstützt individuelle Entscheidungen – etwa 
zu Modernisierungen im Gebäudebereich – und erleichtert die gemeinsame Umsetzung 
langfristiger Ziele. 

Damit wird die Wärmeplanung zu einem zentralen Baustein für eine sichere, eƯiziente 
und verlässliche Energiezukunft in Hinte. 

 

Ihr Bürgermeister 

Uwe Redenius  
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1 Einleitung 
Hintergrund zur kommunalen Wärmeplanung 
Die Gemeinde Hinte im Landkreis Aurich in Niedersachsen hat sich entschieden, die Her-
ausforderungen des Klimaschutzes und der Energiewende aktiv anzugehen. Um eine kli-
mafreundliche und nachhaltige Wärmeversorgung sicherzustellen, beantragte die Ge-
meinde Hinte Fördermittel aus dem Klima- und Transformationsfonds. Die Erstellung der 
kommunalen Wärmeplanung erfolgt auf Grundlage der geltenden bundesrechtlichen 
Vorgaben und wird durch Fördermittel des Bundes unterstützt. Damit werden die not-
wendigen Grundlagen geschaffen, um den Transformationsprozess hin zu einer klima-
neutralen Wärmeversorgung systematisch zu planen und umzusetzen. Mit der Erstellung 
des Wärmeplans setzt Hinte die Vorgaben des Wärmeplanungsgesetzes (WPG) und der 
Kommunalrichtlinie um und stärkt zugleich ihre Vorbildfunktion im kommunalen Klima-
schutz, indem sie einen übertragbaren Orientierungsrahmen für andere Kommunen 
schafft.  

Rechtlicher Rahmen 
Die Erstellung der kommunalen Wärmeplanung (KWP) für die Gemeinde Hinte im Rah-
men der Kommunalrichtlinie (BMWK, 2022) basiert auf den Anforderungen des Wärme-
planungsgesetzes (WPG), das seit dem 1. Januar 2024 in Kraft ist (Die Bundesregierung, 
2019; BMJ, 2023). Das WPG verpflichtet alle deutschen Kommunen, eine strategische 
Planung für die Wärmeversorgung zu erstellen, um die nationalen Klimaziele zu erreichen 
und die Dekarbonisierung des Wärmesektors voranzutreiben.  
Der rechtliche Rahmen des WPG stellt sicher, dass die KWP im Einklang mit den nationa-
len Klimazielen steht und die Umsetzung durch finanzielle Mittel unterstützt wird. Auf-
bauend auf das WPG ist am 18.11.2025 für das Bundesland Niedersachsen das Nieder-
sächsische Klimaschutzgesetz entsprechend novelliert in Kraft getreten (NI-VORIS, 
2025). 
Der Beschluss zur Annahme eines kommunalen Wärmeplans ist in der Regel nicht recht-
lich bindend (s. §23 (4) und §27 (2) WPG), sondern dient als strategische Orientierung. 
Rechtsverbindlichkeit entsteht erst durch explizite Gemeinderatsbeschlüsse, etwa zur 
Ausweisung von Wärmenetzgebieten oder zur Einführung eines Anschluss- und Benut-
zungszwangs. Die kommunale Wärmeplanung ist somit ein dynamisches Instrument, das 
regelmäßig überprüft und an technologische sowie regulatorische Entwicklungen ange-
passt wird, um die Wärmewende nachhaltig und eƯizient zu gestalten (vgl. KEAN, o.J.a; 
weitere Infos: BNetzA 2025, KWW, o.J.). 

Verpflichtungen der Kommunen 
Gemäß dem WPG müssen alle Städte und Gemeinden bis spätestens Ende Juni 2028 eine 
KWP vorlegen. Für größere Städte mit mehr als 100.000 Einwohner*innen gilt eine ver-
kürzte Frist bis Ende Juni 2026. Ziel ist es, konkrete Maßnahmen zu entwickeln, um die 
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Treibhausgasemissionen zu reduzieren und den Übergang zu einer klimaneutralen Wär-
meversorgung zu gewährleisten. 

 
Technische und inhaltliche Vorgaben 
Das WPG stellt klare Anforderungen an die Inhalte der Wärmeplanung.  
Der kommunale Wärmeplan umfasst eine Bestandsanalyse mit Energie- und Treibhaus-
gasbilanz mit Erhebung und Analyse der bestehenden Wärmeversorgung, des Energiebe-
darfs und der genutzten Energieträger. 
Auf Basis dessen ist eine Potenzialanalyse mit der Untersuchung der Möglichkeiten zur 
Nutzung erneuerbarer Energien und zur Reduzierung des Energieverbrauchs durchzufüh-
ren. 
Darauf aufbauend sind mögliche Entwicklungspfade und Zielszenarien im Einklang mit 
den jeweils gültigen THG-Minderungszielen der Bundesregierung zu entwickeln, ein-
schließlich räumlich diƯerenzierter Darstellung der möglichen zukünftigen Versorgungs-
infrastruktur.  
Gemäß den Vorgaben der Kommunalrichtlinie (Förderschwerpunkt 4.1.11) ist eine Strate-
gie mit Maßnahmenkatalog zur Umsetzung und Zielerreichung („Wärmewendestrategie“) 
zu erarbeiten, einschließlich der Festlegung von zwei bis drei kurz- bis mittelfristig priori-
tären Fokusgebieten mit konkreten, räumlich verorteten Umsetzungsplänen. 
Kleine Kommunen im ländlichen Raum können jedoch von der Ausweisung mehrerer Fo-
kusgebiete absehen, sofern die Gesamtkommune aufgrund städtebaulich weitgehend 
einheitlicher Strukturen sowie vergleichbarer siedlungs- und energetischer Ausgangsbe-
dingungen eine insgesamt homogene Ausgangssituation aufweist (BMWK, 2024a).  
Schließlich sind eine Verstetigungsstrategie mit Organisationsstrukturen und ein Con-
trolling-Konzept (Top-down- und Bottom-up-Verfolgung, Indikatoren, Datenrahmen) so-
wie eine Kommunikationsstrategie für die konsens- und unterstützungsorientierte Zu-
sammenarbeit mit allen Zielgruppen festzulegen (BMWK, 2022). 
Diese Anforderungen gewährleisten eine einheitliche und fundierte Grundlage für die 
Wärmeplanung in Deutschland und tragen zur Transparenz und Vergleichbarkeit zwi-
schen den Kommunen bei (vgl. BMWK & BMWSB, 2024). 

Förderung und Finanzierung 
Zur Unterstützung der Kommunen stellt das Bundesministerium für Wirtschaft und Kli-
maschutz (BMWK) über die Kommunalrichtlinie finanzielle Mittel aus dem Klima- und 
Transformationsfonds bereit. Zudem erhalten die Kommunen einen Belastungsausgleich 
für die Durchführung der ihnen durch das WPG/NKlimaG übertragenen Aufgaben. Diese 
Mittel dienen sowohl der Erstellung der Wärmepläne als auch der Finanzierung notwen-
diger Investitionen in die Dekarbonisierung der Wärmeversorgung. Die Gemeinde Hinte 
konnte durch diese Fördermittel die Erstellung des kommunalen Wärmeplans sicherstel-
len. 
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2 Organisatorischer Rahmen (Projektmanagement) 
Im Rahmen der KWP für Hinte wurde ein klar strukturiertes Prozess- und Kommunikati-
onsmanagement implementiert, das sicherstellte, dass alle relevanten Akteur*innen ef-
fektiv eingebunden wurden und die Umsetzung zielgerichtet verlief. Die Projektleitung 
und -koordination lag bei der Arbeitsgemeinschaft Hansa Luftbild Mobile Mapping GmbH 
– K2I2 Kompetenzzentrum für Klimawandel - & Infrastrukturmanagement e.U., die in enger 
Abstimmung mit der Gemeinde Hinte arbeitete. Ein Kernteam, bestehend aus der Ge-
meinde Hinte (Geschäftsbereich Gemeindeentwicklung), sowie dem Projektteam der Ar-
beitsgemeinschaft Hansa Luftbild – K2I2, traf sich regelmäßig in Regelterminen (Jour fixe), 
um den Projektfortschritt zu überprüfen und die nächsten Schritte abzustimmen. Im 
Sinne eines breit getragenen Steuerungsteams wurden darüber hinaus zu allen Work-
shops und Veranstaltungen stets sämtliche relevante Vertreter*innen eingeladen, um 
eine umfassende Einbindung und Abstimmung sicherzustellen. Dieses Gremium sorgte 
für die strategische Lenkung und stellte sicher, dass die Maßnahmen mit den politischen, 
wirtschaftlichen und sozialen Anforderungen vor Ort abgestimmt waren. Zusätzlich 
wurde durch eine fortlaufende Information über Zwischenergebnisse sowie eine öƯentli-
che Abschlussveranstaltung Transparenz geschaƯen und die Akzeptanz in der ÖƯentlich-
keit nachhaltig gefördert. Diese regelmäßige Kommunikation, kombiniert mit einer struk-
turierten Zusammenarbeit zwischen den Akteur*innen, legte die Basis für eine methodi-
sche und transparente Umsetzung der KWP und trug entscheidend zur Zielerreichung bei 
(vgl. Abb. 1). 
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Abb. 1: Arbeitspakete, Zeitplan und Meilensteine 

2.1 Ziel und Bedeutung der kommunalen Wärmeplanung 

2.1.1  Zielsetzung, Aufgaben und strategischer Rahmen der KWP in der Ge-
meinde Hinte 

Die KWP verfolgt das übergeordnete Ziel, eine klimaneutrale Wärmeversorgung vor Ort zu 
erreichen und dabei eine nachhaltige, ökologisch verantwortungsvolle und wirtschaftlich 
tragfähige Energieinfrastruktur zu schaffen.  

Die übergeordneten Zielsetzungen der KWP sind: 
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 Dekarbonisierung der Wärmeversorgung: Reduktion von CO₂-Emissionen durch 
den Einsatz erneuerbarer Energien und effizienter Technologien 

 Einhaltung von Klimazielen und gesetzlichen Vorgaben: Beitrag zur Erreichung 
nationaler und internationaler Klimaschutzziele und Umsetzung der gesetzlichen 
Anforderungen wie dem Wärmeplanungsgesetz 

 Erhöhung der Energieeffizienz: Optimierung des Energieeinsatzes in Gebäuden 
und Versorgungssystemen 

 Stärkung der Versorgungssicherheit und Resilienz: Aufbau einer stabilen, zu-
kunftsfähigen Energieinfrastruktur, die auch auf klimatische und wirtschaftliche 
Herausforderungen vorbereitet ist 

 Regionale Wertschöpfung und Wirtschaftlichkeit: Förderung lokaler Energielö-
sungen und Stärkung der kommunalen Wirtschaft durch Investitionen in nachhal-
tige Projekte 

Aufbauend auf diesen Zielsetzungen wurde die KWP für die Gemeinde Hinte entwickelt. 
Ziel war es, eine fundierte GIS-gestützte Datenbasis sowie belastbare Entscheidungs-
grundlagen für die integrierte Entwicklung des Wärmesektors und nachfolgende Investi-
tionen zu schaffen. Ein regelmäßiger Austausch im Kernteam und im Arbeitskreis, ge-
zielte Maßnahmen wie der Maßnahmenworkshop sowie die Einbindung von Stakeholder-
Rückmeldungen trugen maßgeblich dazu bei, die erforderlichen Grundlagen für den Wär-
meplan zu erarbeiten. Als Ergebnis dieses Prozesses wurden die nachfolgend aufgeliste-
ten zentralen Aufgaben sowie Instrumente und Strategiefelder definiert (vgl. Deutscher 
Städtetag, 2024; Riechel & Walter, 2022).  

Zentrale Aufgaben der KWP in der Gemeinde Hinte sind: 
 Identifikation von Gebieten, die aufgrund ihrer Wärmebedarfsdichte und Bebau-

ungsstruktur für den Aufbau eines Wärmenetzes geeignet sind. Wobei Wärme-
netze entsprechend ihrer räumlichen Ausdehnung, Versorgungsfunktion und orga-
nisatorischen Struktur unterschieden werden: 

o Ein Gebäudenetz beschreibt dabei eine gemeinsame Wärmeversorgung meh-
rerer Gebäude innerhalb eines Grundstücks oder zusammenhängenden Are-
als und stellt in der Regel eine interne Versorgungsstruktur dar.  

o Mikronetze versorgen mehrere Gebäude auf Quartiersebene über kurze Lei-
tungsnetze und nutzen häufig dezentrale oder niedrigtemperaturbasierte Ver-
sorgungskonzepte. 

o Ein Nahwärmenetz umfasst hingegen die leitungsgebundene Wärmeversor-
gung eines Ortsteils oder zusammenhängenden Siedlungsbereichs und bildet 
eine lokale Energieinfrastruktur mit zentraler oder hybrider Wärmeerzeugung. 

o Fernwärmenetze dienen der großräumigen Versorgung ganzer Stadtgebiete 
oder Kommunen und zeichnen sich durch hohe Anschlussdichten, längere 
Transportdistanzen sowie einen professionellen Netzbetrieb aus. 



 
 

6 
 

o Die Übergänge zwischen den Netztypen sind fließend; maßgeblich für die Ein-
ordnung sind weniger absolute Netzlängen als vielmehr Versorgungsstruktur, 
Betriebsorganisation und Einbindung in die kommunale Energieinfrastruktur.  

 Klarheit darüber zu schaffen, welche Versorgungsoptionen wie Wärmenetze, de-
zentrale erneuerbare Technologien oder Hybridsysteme in den jeweiligen Ortstei-
len möglich und am besten geeignet sind 

 Abschätzung, welche potenziellen Kosten mit unterschiedlichen Wärmeversor-
gungsoptionen verbunden sind 

 Festlegung von Umsetzungsmaßnahmen, um eine klimaneutrale und kosteneffi-
ziente Wärmeversorgung bis 2040 zu erreichen 

Instrumente und Strategiefelder der KWP sind: 

 Finanzierung 

o Nutzung von Förderprogrammen des Bundes und der Länder 
o Entwicklung kommunaler Anreizprogramme, um die Umstellung auf klima-

freundliche Heizsysteme zu fördern 

 Planung und Organisation 

o Aufbau eines Wärmekatasters, um den aktuellen und zukünftigen Wärme-
bedarf zu analysieren und darzustellen 

o Sicherstellung einer effektiven Personalplanung und -organisation, um die 
notwendigen Kompetenzen und Kapazitäten für die Planung und Umset-
zung bereitzustellen 

 Rechtliches 

o Integration der Wärmeplanung in Bebauungs- und Flächennutzungspläne, 
um rechtliche Grundlagen für die Umsetzung zu schaffen 

o Nutzung von Regulierungen und Vorschriften, um klimafreundliche Bau- 
und Sanierungsstandards zu fördern 

 Kommunikation und Information 

o Intensive Öffentlichkeitsarbeit durch die Kommune, um Bürger*innen so-
wie Gewerbetreibende über die Vorteile und Anforderungen der Wärmepla-
nung zu informieren 

o Bereitstellung von Informationsmaterialien und Beratungsangeboten, z. B. 
zu Fördermöglichkeiten und technischen Lösungen 

 Kooperation und Beteiligung 

o Einbindung lokaler Akteur*innen, wie Energieversorger und Unternehmen 
in den Planungsprozess 

o Aufbau von Klimaschutz-Netzwerken, um Synergien zwischen verschiede-
nen Akteur*innen zu nutzen und gemeinsame Projekte zu fördern 

 Technologien 

o Integration Erneuerbarer Energien wie Solarthermie, Geothermie oder Bio-
masse in die Wärmeversorgung 
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o Einsatz von Energiespeichern, um die Versorgungssicherheit zu erhöhen 
und saisonale Schwankungen auszugleichen 

o Nutzung von Abwärme aus Gewerbe oder Industrie zur Deckung des loka-
len Wärmebedarfs 

2.1.2 Beitrag der Wärmewende zu Klimaschutz, regionaler Wertschöpfung 
und Versorgungssicherheit 

Die Transformation der Wärmeversorgung ist ein zentraler Baustein zur Erreichung der im 
Bundes-Klimaschutzgesetz verankerten Netto-Treibhausgasneutralität bis 2045. Dem 
Wärmesektor kommt dabei eine besondere Bedeutung zu, da Raumwärme und Warm-
wasser einen erheblichen Anteil am Endenergieverbrauch in Deutschland ausmachen 
und somit ein zentrales Handlungsfeld für Emissionsminderungen darstellen (Umwelt-
bundesamt, 2025). Für die Gemeinde Hinte im Landkreis Aurich ergibt sich daraus die 
Notwendigkeit, die lokale Wärmeversorgung langfristig zu transformieren und die hierfür 
geeigneten Umsetzungswege systematisch vorzubereiten. 
Die derzeitige Wärmeversorgung ist in hohem Maße von fossilen Energieträgern abhängig. 
Mit deren Nutzung ist ein erheblicher jährlicher Mittelabfluss aus Deutschland verbun-
den. Die Nettoimporte fossiler Energieträger lagen in den vergangenen Jahren – abhängig 
von Weltmarktpreisen und Importmengen – in einer Größenordnung von rund 70 bis 150 
Mrd. Euro pro Jahr (KfW Research, 2025). Diese Mittel stehen nicht für regionale Investiti-
onen, kommunale Infrastrukturmaßnahmen oder lokale Wertschöpfungsketten zur Ver-
fügung. Eine Umstellung der Wärmeversorgung auf erneuerbare Energieträger kann daher 
nicht nur zur Emissionsminderung beitragen, sondern auch regionale Wirtschaftskreis-
läufe stärken. 
Erneuerbare Wärmequellen wie Umweltwärme aus Luft, Erdreich, Grund- und Oberflä-
chenwasser sowie Abwärme aus Industrie, Gewerbe und Abwasser gelten als zentrale 
Bausteine einer klimaneutralen Wärmeversorgung und sind überwiegend standortgebun-
den verfügbar (Umweltbundesamt, 2025; BMWK/BMWE, 2024; VKU & DWA, 2024). Inter-
nationale Analysen zeigen, dass erneuerbare Energiesysteme im Vergleich zu fossilen 
Energieträgern höhere regionale Wertschöpfungsanteile aufweisen, insbesondere durch 
Investitionen, Betrieb und Wartung (IRENA, 2024). 
Darüber hinaus trägt der Ausbau erneuerbarer Wärmeversorgungssysteme wesentlich 
zur Erhöhung der Versorgungssicherheit bei. Die Reduktion von Importabhängigkeiten 
verringert die Exponierung gegenüber geopolitischen Risiken und Preisvolatilitäten auf in-
ternationalen Energiemärkten (BMWK, 2022; FÖS & DUH, 2024). 
Ein zusätzlicher Treiber der Wärmewende ist die zunehmende Elektrifizierung und Flexi-
bilisierung des Wärmesektors. Dynamische Stromtarife ermöglichen es, Preissignale aus 
dem Strommarkt stärker an Endkund*innen weiterzugeben und Stromverbrauch zeitlich 
zu verlagern, etwa durch den gezielten Betrieb von Wärmepumpen, Warmwasserspei-
chern oder Batteriespeichern. Seit dem 1. Januar 2025 sind Stromlieferanten verpflichtet, 
dynamische Stromtarife anzubieten; Voraussetzung ist in der Regel ein intelligentes 
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Messsystem (BNetzA 2025; BNetzA, o.J.). Parallel dazu verbessern sinkende Kosten für 
Photovoltaik und Batteriespeicher die Wirtschaftlichkeit dezentraler, strombasierter Wär-
melösungen (Fraunhofer ISE, 2024a; Fraunhofer ISE, 2024b). 

2.1.3 Bedeutung dezentraler Versorgungsstrukturen in ländlich geprägten 
Räumen 

Im Vergleich zu Städten und urban geprägten Regionen sind ländliche Kommunen häufig 
durch eine kleinteilige Siedlungsstruktur, mehrere Ortsteile und einen hohen Anteil de-
zentral organisierter Wärmeversorgung geprägt. Dies gilt auch für die Gemeinde Hinte, da 
die Bebauung auf Ortslagen verteilt ist und dadurch in vielen Bereichen geringe Wärme-
dichten bzw. Wärmeliniendichten und große Leitungslängen entstehen. 
In dezentralen Wärmeversorgungsgebieten mit geringer Wärmedichte, heterogener Be-
bauung oder großen Entfernungen zwischen den Gebäuden ist der Ausbau klassischer 
Wärmenetze daher häufig technisch und/oder wirtschaftlich nicht sinnvoll. Wärmenetze 
sind in der Regel mit hohen Anfangsinvestitionen, langen Planungs- und Realisierungs-
zeiträumen sowie einer langfristig tragfähigen Finanzierungs- und Erlöslogik verbunden. 
Unabhängig von der Eigentümer- und Betreiberstruktur erfordern sie stabile Rahmenbe-
dingungen, eine ausreichende Anschlussquote sowie verlässliche Wärmeabnahmen. 
Für ländlich geprägte Kommunen bedeutet dies, dass die Wärmewende nicht ausschließ-
lich über großräumige Netzinfrastrukturen umgesetzt werden kann. Vielmehr kommt der 
gezielten Entwicklung dezentraler und teilräumlich diƯerenzierter Versorgungsansätze 
eine zentrale Rolle zu. Hierzu zählen gebäudeindividuelle Lösungen ebenso wie kleintei-
lige Versorgungscluster (Mikronetze im Sinne kleinräumiger Wärme- bzw. Quartierslösun-
gen), die mehrere Gebäude oder Nutzer organisatorisch zusammenführen, ohne ein flä-
chendeckendes Wärmenetz vorauszusetzen. 
Die kommunale Wärmeplanung hat vor diesem Hintergrund die Aufgabe, solche dezentral 
geprägten Teilräume im Gebiet der Gemeinde systematisch zu identifizieren, ihre struktu-
rellen Rahmenbedingungen zu bewerten und geeignete Versorgungsoptionen transparent 
darzustellen. Damit wird eine realistische und umsetzungsorientierte Grundlage für In-
vestitionsentscheidungen und weitere Planungsprozesse geschaƯen. 

2.1.4  Energiegemeinschaften und Energy Sharing als ergänzende Umset-
zungsoption 

Energiegemeinschaften und kooperative Betreibermodelle stellen in dezentral geprägten 
Teilräumen eine relevante Ergänzung zu klassischen Wärmenetzen dar. Sie ermöglichen 
es, Investitionen, Betrieb und Risiken auf mehrere Akteure zu verteilen, lokale erneuer-
bare Energiepotenziale zu bündeln und die Akzeptanz durch direkte Beteiligung der Bür-
ger zu erhöhen (BMWE, o. J.). 
Mit dem sogenannten Energy Sharing wird in Deutschland erstmals ein gesetzlich veran-
kerter Rahmen für die gemeinschaftliche Nutzung lokal erzeugten erneuerbaren Stroms 
geschaƯen. Der Mechanismus ist im § 42c Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) geregelt. 
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Verteilnetzbetreiber sind verpflichtet, die gemeinsame Nutzung von Strom aus erneuer-
baren Erzeugungsanlagen ab dem 1. Juni 2026 zu ermöglichen. Die Umsetzung ist zu-
nächst auf Teilnehmer innerhalb desselben Bilanzierungsgebiets beschränkt; ab dem 1. 
Juni 2028 ist eine Ausweitung auf weitere Konstellationen vorgesehen (Deutscher Bun-
destag, 2024; BMJV, 2005). 
Energy Sharing ermöglicht es Mitgliedern einer Energiegemeinschaft, Strom aus gemein-
schaftlich betriebenen Anlagen – insbesondere Photovoltaik, perspektivisch auch KWK-
Anlagen auf Basis von Biogas (ebenso aber auch Geothermie, Windkraft, Abwärme, etc. 
möglich) – bilanziell untereinander aufzuteilen. In Kombination mit dynamischen Strom-
tarifen, lokalen Speichern und flexiblen Verbrauchern ergeben sich zusätzliche wirt-
schaftliche Potenziale, insbesondere für Mikronetze in dezentralen Eignungsgebieten 
(dena, 2025; BNetzA o.J.). Sinkende Kosten für Photovoltaik und Batteriespeicher verstär-
ken diesen EƯekt und verbessern die Wirtschaftlichkeit solcher Konzepte weiter (Kost et 
al., 2024; Fraunhofer ISE, 2024). 
Der derzeitige Rechtsrahmen sieht dabei keine automatische finanzielle Privilegierung, 
etwa in Form pauschal reduzierter Netzentgelte, vor. Der Mehrwert von Energiegemein-
schaften und Energy Sharing ergibt sich vielmehr aus der koordinierten Nutzung lokaler 
Erzeugung, der Kopplung von Strom-, Wärme- und Speicherstrategien sowie aus organi-
satorischen und wirtschaftlichen Synergien. Für die kommunale Wärmeplanung der Ge-
meinde ergibt sich daraus die Empfehlung, Energiegemeinschaften und Energy-Sharing-
Ansätze in dezentralen Eignungsgebieten als ergänzende Umsetzungsoption systema-
tisch mitzudenken und perspektivisch in Pilotprojekten zu erproben. 

2.2 Einbindung der relevanten Akteur*innen 
Die relevanten Akteur*innen der KWP wurden im Rahmen einer umfassenden Akteursbe-
teiligung aktiv in die Umsetzung eingebunden. Dabei standen die spezifischen Bedürf-
nisse und Perspektiven der Kommune, der Netzbetreiber, Energieversorger, Unterneh-
men sowie der Bürger*innen im Fokus. In Workshops und Expert*innenrunden wurden 
ihre Anliegen aufgenommen und in die Erstellung des kommunalen Wärmeplans inte-
griert. Diese Zusammenarbeit stellt sicher, dass die Ergebnisse des Wärmeplans nicht 
nur die strategischen Ziele der Kommune, sondern auch die betriebswirtschaftlichen An-
forderungen der Energieversorger sowie die Bedürfnisse der Bürger*innen berücksichtigt. 
Der kommunale Wärmeplan generiert somit einen umfassenden Mehrwert, indem er die 
Interessen und Anforderungen aller beteiligten Akteur*innen miteinander verknüpft und 
zielgerichtete Lösungen für eine nachhaltige und zukunftsfähige Wärmeversorgung 
schafft: 

 Für die Kommune bietet die Wärmeplanung eine Grundlage für die strategische 
Entwicklung der städtischen Energieinfrastruktur und unterstützt die gezielte Pla-
nung von Maßnahmen zur Dekarbonisierung des Wärmesektors. 
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 Für Netzbetreiber und Energieversorger liefert die Wärmeplanung wichtige Er-
kenntnisse, um Planungen und Investitionen in den Umbau und die Anpassung der 
Wärmeinfrastruktur zu priorisieren. 

 Für Unternehmen schafft der kommunale Wärmeplan Planungssicherheit und 
reduziert Kosten durch die Nutzung klimafreundlicher Wärmequellen. Gleichzeitig 
stärkt er die Wettbewerbsfähigkeit durch eine verbesserte ökologische Bilanz und 
fördert den Standort durch eine zukunftsfähige Wärmeinfrastruktur. 

 Für Bürger*innen schafft der kommunale Wärmeplan Transparenz und Orientie-
rung hinsichtlich verfügbarer, klimafreundlicher und kosteneffizienter Wärmever-
sorgungsoptionen. 
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3 Methodischer Ansatz der kommunalen Wärmeplanung 
Die KWP in Hinte wurde in einem klar strukturierten und prozessorientierten Ablauf um-
gesetzt, der auf die kontinuierliche Zusammenarbeit verschiedener Akteur*innen und Ar-
beitspakete aufbaut. Die in der Abb. 2 dargestellten Phasen spiegeln die einzelnen 
Schritte wider, die systematisch und koordiniert zur Erstellung des kommunalen Wärme-
plans beigetragen haben.  

 
Abb. 2: Phasen & Arbeitspakete des kommunalen Wärmeplans 

Der gesamte Prozess wurde entlang der in der Abb. 2 gezeigten Phasen und Arbeitspakete 
umgesetzt, die durch einen iterativen Charakter und regelmäßigen Austausch geprägt wa-
ren. Die Umsetzung wurde von einem engen Austausch zwischen der Arbeitsgemein-
schaft Hansa Luftbild - K2I2 und dem Kernteam begleitet und umfasste die folgenden me-
thodischen Hauptschritte: 

Bestandsanalyse mit Energie- & Treibhausgasbilanz 
Im ersten Arbeitsschritt, der Bestandsanalyse, wurde der Ist-Zustand der Wärmeversor-
gung detailliert analysiert. Ein besonderer Fokus lag dabei auf der GIS-gestützten Gebäu-
debestandskartierung, um die energetische Struktur der Gemeinden präzise zu erfassen. 
Darüber hinaus wurde der Heizwärmebedarf für unterschiedliche Gebäudetypen und 
Sektoren abgeschätzt sowie die BrennstoƯverteilung und die damit verbundenen Treib-
hausgasemissionen untersucht. Diese sektorale Treibhausgasbilanz diente als Grund-
lage, um den Status quo der CO₂-Emissionen in der Wärmeversorgung zu quantifizieren. 
Die Ergebnisse der Bestandsanalyse bildeten die Datengrundlage für die weiteren Pro-
jektschritte.  

Potenzialanalyse zu Energieeinsparpotenzialen & erneuerbaren Energien 
In der zweiten Phase wurden mögliche Energieeinsparpotenziale und die Nutzung erneu-
erbarer Energien untersucht. Dabei wurden Energieeinsparpotenziale durch Sanierungs-
maßnahmen bewertet, während erneuerbare Energien wie Solarthermie, Photovoltaik 
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und Biomasse lokalisiert und quantifiziert wurden. Gleichzeitig analysierte man techno-
logische und infrastrukturelle Optionen hinsichtlich ihrer wirtschaftlichen und techni-
schen Machbarkeit. Um die Ergebnisse anschaulich darzustellen und leichter kommuni-
zieren zu können, wurden verschiedene statistische Auswertungen erstellt und die Er-
kenntnisse mithilfe von Graphen, Diagrammen und interaktiven Kartenwerken visuali-
siert. Diese Phase legte den Grundstein für die Entwicklung von Szenarien und strategi-
schen Maßnahmen. 

Zielszenarien & Entwicklungspfade 
Auf Basis der Potenzialanalyse wurden in dieser Phase alternative Zielszenarien und Ent-
wicklungspfade erarbeitet. Dabei orientierte man sich an den im Projekt „Langfristszena-
rien für die Transformation des Energiesystems in Deutschland“ (Langfristszenarien 3) 
definierten Treibhausgasneutralität bis 2045 (T45)-Strom Szenarien, die von einer starken 
Elektrifizierung des Energiesystems ausgehen (Fraunhofer ISI, 2023; vgl. Agora Think 
Tanks, 2024; Agora Think Tanks et al., 2024). Die festgelegten Entwicklungsszenarien skiz-
zierten die Auswirkungen unterschiedlicher Sanierungspfade auf die zukünftigen Wärme-
dichten und zeigten auf, welche Wärmenetztypen und Technologien aus betriebswirt-
schaftlicher Sicht sinnvoll wären.  

Umsetzungsstrategie mit Maßnahmen 
Im nächsten Arbeitsschritt wurde schließlich auf Grundlage der definierten Instrumente 
und Strategiefelder eine Umsetzungsstrategie entwickelt, die konkrete Maßnahmen und 
deren Priorisierung festlegte. Hierbei wurden zeitliche, technische und finanzielle As-
pekte berücksichtigt, um die erarbeiteten Maßnahmen schrittweise und Prozess orien-
tiert in die Realität umzusetzen. Die fortlaufende Information über Zwischenergebnisse 
und Workshops mit Beteiligung der Stakeholdergruppen schufen Transparenz und stärk-
ten die Akzeptanz der erarbeiteten Maßnahmen. Durch diese Herangehensweise konnte 
eine tragfähige und langfristig anwendbare Entscheidungsgrundlage zur Erreichung der 
Klimaneutralität in der Gemeinde Hinte geleistet werden. 

Verstetigung und Monitoring 
Die Wärmeplanung ist ein dynamischer Prozess, der kontinuierlich überwacht und alle 
fünf Jahre überprüft werden muss (Wärmeplanungsgesetz, 22.12.2023, § 25, Abs.1), um 
sicherzustellen, dass die Maßnahmen zur Dekarbonisierung der Wärmeversorgung um-
gesetzt werden und den Anforderungen des Wärmeplanungsgesetzes entsprechen. Die 
Verstetigungsstrategie des kommunalen Wärmeplans in der Gemeinde Hinte zielt darauf 
ab, die erarbeiteten Maßnahmen langfristig in die kommunalen Planungsprozesse und 
politischen Entscheidungen zu integrieren. Das Controlling-Konzept verfolgt das Ziel, die 
Umsetzung des Wärmeplans kontinuierlich zu überwachen und zu überprüfen. Zentrale 
Indikatoren wie CO₂-Ausstoß, der Anteil erneuerbarer Energien und die Sanierungsquote 
werden fortlaufend analysiert und alle fünf Jahre einer Überprüfung unterzogen (vgl. 
Ortner et al. 2024).  
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4 Kommunikation und Partizipation 
Die Kommunikationsstrategie im Rahmen der KWP diente dazu, Information und Partizi-
pation zielgruppenspezifisch zu gestalten und so eine breite Akzeptanz und aktive Mitge-
staltung zu fördern. U. a. wurde auch darauf geachtet, Personenkreise aus den Bereichen 
Politik, Schornsteinfegerinnung, Gewerbe und der ÖƯentlichkeit mit in den Ablauf einzu-
binden, um die Verbreitung der Informationen in ihren Netzwerken zu erhöhen. Die Kom-
munikation nutzte bewährte und reichweitenstarke Kanäle wie die Website der Gemeinde 
(Gemeinde Hinte, o.J.). Diese Kanäle boten kontinuierliche Updates, sensibilisierten die 
ÖƯentlichkeit und luden zur aktiven Beteiligung ein. 
Ein besonderer Fokus lag auf interaktiven Formaten, um Transparenz zu schaƯen und 
wertvolle Rückmeldungen von Unternehmen, Bürger*innen und politischen Vertreter*in-
nen einzuholen. Dazu gehörten: 

 Stakeholder-Mapping zur Identifikation relevanter Akteur*innen und Netzwerke 

 Workshops wie Maßnahmenworkshop mit Beteiligung der relevanten Stakeholder-
gruppen und der ÖƯentlichkeit, um konkrete lokale Potenziale und Prioritäten zu 
erarbeiten 

 Präsentationen in politischen Gremien, um die politische Unterstützung zu si-
chern 

Zur Sicherstellung der EƯektivität der Kommunikationsstrategie fanden regelmäßige Ab-
stimmungen im Kernteam statt. Die Abschlusspräsentation fasste die Ergebnisse an-
schaulich zusammen und förderte die Akzeptanz für die politische Beschlussfassung und 
Umsetzung der erarbeiteten Maßnahmen. Die weiterführende ÖƯentlichkeitsarbeit ist 
darauf ausgerichtet, die Umsetzung der Maßnahmen transparent zu begleiten. Regelmä-
ßige Fortschrittsberichte und öƯentliche Updates im Rahmen der Verstetigung und Moni-
toring sollen das Vertrauen der Bevölkerung stärken und die nachhaltige Umsetzung der 
Maßnahmen fördern. 

5 GIS-gestützte Datenanalyse und integriertes Datenma-
nagement  

Im Rahmen des Projektmanagements wurde ein umfassendes Datenmanagement einge-
richtet, um den komplexen Anforderungen der Wärmeplanung gerecht zu werden. Hierbei 
wurden alle relevanten Daten zur Wärmeversorgung, Energieinfrastruktur und Gebäu-
destruktur der Gemeinde systematisch erfasst, analysiert und in einer zentralen Post-
GIS/PostgreSQL-Geodatenbank integriert. Die Einrichtung dieser Geodatenbank folgte 
einem strukturierten Prozess, der mit der systematischen Recherche, Sichtung und Be-
schaƯung energierelevanter Daten begann. In diesem Kontext wurde eine Daten- und In-
dikatorenmatrix erstellt, die eine klare Übersicht über verfügbare Datenquellen und deren 
Relevanz für die Wärmeplanung bietet. Diese Matrix dient als zentrale Grundlage für die 
weitere Datenintegration und Analyse. Ein besonderer Schwerpunkt lag auf der Analyse 
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und Integration des Raumwärmebedarfsmodells 2022, welches vom Bundesland bereit-
gestellt und fortlaufend aktualisiert wird (Wärmebedarfskarte Niedersachsen – KEAN, 
o.J.b). Dieser GIS-Datensatz ermöglicht die gebäudescharfe Modellierung des Heizwär-
mebedarfs und bildet die Ausgangsbasis für die energetische Bewertung des Gebäude-
bestandes (vgl. BMWK, 2024a). Basierend auf dieser Datenbasis wurde ein aggregiertes 
Gebäudemodell entwickelt und angewendet, um eine GIS-basierte sektorale Energie- 
und CO2-Emissionsbilanz für das gesamte Gemeindegebiet zu erstellen. Dabei wurden 
Gebäude hinsichtlich ihrer Typologie, Baualtersklasse und Nutzung analysiert. Die Aufbe-
reitung absoluter und spezifischer Energieverbrauchswerte sowie CO2-Emissionen nach 
verschiedenen Verbrauchergruppen und Sektoren erfolgte ebenfalls auf Basis der zentra-
len Datenbank. Hierbei wurden ergänzend geltende Standards wie BISKO (Bilanzierungs-
systematik Kommunal) (Hertle et al., 2019; Difu, 2025), das endenergiebasierte Territori-
alprinzip und die Berechnung von THG-Emissionsfaktoren (inklusive Vorketten) die Ge-
bäudekartierung und Wärmebedarfsmodellierung nach Typology Approach for Building 
Stock Energy Assessment (TABULA)-Standard (IWU, 2022) berücksichtigt. Dieser Ansatz 
ermöglichte eine detaillierte Wärmebedarfsanalyse und eine präzise Abbildung der ener-
getischen Eigenschaften des Gebäudebestands. Die zentrale Speicherung und standar-
disierte Aufbereitung der Daten in einem GIS-kompatiblen Format lässt nicht nur die 
nahtlose Verknüpfung unterschiedlicher Datenquellen und den Datenfluss ohne Medien-
bruch zu, sondern schaƯt auch die Basis für die mögliche zukünftige Erstellung eines di-
gitalen Zwillings (ein virtuelles Abbild, z. B. einer Stadt). Dieser ist in der Lage, die realen 
Strukturen der Gemeinde Hinte als interaktives Modell abzubilden und weitreichende Po-
tenziale für Szenario-Simulationen und räumliche Analysen zu bieten.  
Abschließend wurden die Ergebnisse statistisch aufbereitet und kartographisch in ver-
ständlicher Form dargestellt. Mit dem Abschluss des Projekts werden sämtliche aufbe-
reiteten GIS-Daten und Karten an die Gemeinde Hinte übergeben. Diese Übergabe ge-
währleistet, dass die Gemeinde über eine fundierte und umfassende Datengrundlage ver-
fügt, die sie für zukünftige Planungen und Maßnahmen nutzen kann. 
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6 Ergebnisse 
 

 
Abb. 3: Geographische Merkmale und Basisstatistiken (Quelle: AdV, 2025; Landesamt für Statistik Nieder-

sachsen 2026) 

Die Gemeinde Hinte befindet sich im Landkreis Aurich in Niedersachsen, umfasst 8 Ort-
steile und erstreckt sich über eine Fläche von 48 km². Im Jahr 2025 (Stand Juni 2025) zählt 
die Gemeinde 7.227 Einwohner*innen, was einer Bevölkerungsdichte von rund 151 Ein-
wohner*innen pro km² entspricht (vgl. Abb. 3). 

6.1 Bevölkerungsentwicklung  
Die Gemeinde Hinte verzeichnete in den vergangenen Jahren insgesamt eine leicht 
schwankende Entwicklung der Bevölkerungszahl. Während im Jahr 2005 noch 7.297 Ein-
wohner*innen in der Gemeinde lebten, sank die Einwohnerzahl bis 2015 auf 7.019 Perso-
nen. In den folgenden Jahren ist jedoch wieder ein moderater Anstieg zu verzeichnen, so-
dass die Bevölkerungszahl bis 2025 auf 7.227 Einwohner*innen anwuchs. Prognosen ge-
hen jedoch davon aus, dass sich diese Entwicklung nicht fortsetzen und die Anzahl der 
Einwohner*innen bis zum Jahr 2040 auf etwa 6.950 sinken wird (- 3,9 %). Vor dem Hinter-
grund dieser demografischen Entwicklung liegen die Einwohnerdichten weiterhin unter 
den typischen Schwellenwerten für wirtschaftlich tragfähige Wärmenetze, die laut Bun-
desförderung für eƯiziente Wärmenetze (BEW) bei etwa 300–500 Einwohner*innen pro 
km² liegen. Diese Rahmenbedingungen machen eine sorgfältige und vorausschauende 
Planung der kommunalen Wärmeversorgung erforderlich (vgl. Abb. 4). 

Gemeinde Hinte: 
 Fläche: 48 km² 
 Bevölkerungszahl: 7.227  
 Einwohner pro km²: 151 
 Webseite: www.hinte.de 
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Abb. 4: Entwicklung der Bevölkerungszahl in der Gemeinde Hinte (Eigene Darstellung und Berechnung; 

Quelle: Landesamt für Statistik Niedersachsen, 2026) 

6.2 Harmonisierung der demographischen Entwicklung mit der Wär-
meplanung 

Die Gemeinde Hinte steht vor der Herausforderung, den zukünftigen Wohnraumbedarf 
und die Energienutzung in Einklang zu bringen. Die demografische Entwicklung und der 
prognostizierte Bevölkerungsrückgang erfordern eine umfassende Planung, um sowohl 
den Wohnraumbedarf zu decken als auch die Energieinfrastruktur nachhaltig zu gestal-
ten. 

Aus diesen Tatsachen lassen sich folgende zu betrachtende Aspekte ableiten:   

Wohnraumbedarf und Energienutzung 
• Der erwartete Rückgang an Bevölkerung bis 2040 erfordert eine angepasste Pla-

nung neuer Wohngebiete sowie gezielte Nachverdichtung in den Gemeinden. Da-
bei ist es wichtig, eine energieeƯiziente Bauweise zu fördern, um den zukünftigen 
Heizenergiebedarf nachhaltig zu decken.   

• Gleichzeitig ist die Modernisierung des bestehenden Gebäudebestands entschei-
dend, um durch energetische Sanierungen Energieverluste zu minimieren und den 
Einsatz fossiler BrennstoƯe schrittweise zu reduzieren. 

 
Demografische Entwicklung und Energieverbrauch 

• Der demografische Wandel hin zu einer älteren Bevölkerung führt zu einer erhöh-
ten Nachfrage nach barrierefreien und energieeƯizienten Wohnkonzepten. Inno-
vative Heizlösungen wie Wärmepumpen und andere erneuerbare Energien könn-
ten hier eine sinnvolle Antwort bieten. 
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• Die sinkende Haushaltsgröße in Kombination mit einer alternden Bevölkerung 
könnte den spezifischen Energieverbrauch pro Person erhöhen. Daher ist es not-
wendig, angepasste Versorgungslösungen zu entwickeln, die den unterschiedli-
chen Bedürfnissen der Einwohner*innen gerecht werden. 
Die zukünftige Wärmeplanung in Hinte muss diese Aspekte berücksichtigen, um 
die Gemeinde als attraktiven Wohnstandort zu sichern und gleichzeitig den Ener-
giebedarf nachhaltig zu gestalten. 

6.3 Veränderte Nutzungsanforderungen 
Trotz der heterogenen Siedlungsstruktur und teilweiser geringer Dichte in Randlagen bie-
tet die Gemeinde Hinte Potenziale, durch innovative und anpassungsfähige Ansätze die 
Wärmeversorgung nachhaltig zu gestalten: 

• Dezentrale und hybride Systeme 
In weniger dicht besiedelten Gebieten können dezentrale Einzelheizsysteme, wie 
Wärmepumpen, Pelletheizungen oder kleinere Nahwärmenetze, eƯizient einge-
setzt werden. Diese Systeme zeichnen sich durch Flexibilität aus und können ge-
zielt durch die Kombination verschiedener Energiequellen und Technologien an 
die lokalen Gegebenheiten angepasst werden. Die Integration solcher Systeme 
unterstützt die Reduktion des CO2-Ausstoßes und sorgt gleichzeitig für eine zuver-
lässige Wärmeversorgung. 

• Integration erneuerbarer Energien 
Der Ausbau von solarthermischen Anlagen, Biomasse und Wärmepumpen ist ent-
scheidend für eine Dekarbonisierung in der zukünftigen Wärmeversorgung. Diese 
Technologien sind besonders geeignet, um kleinere Netzstrukturen oder Einzelver-
sorgungen wirtschaftlich zu gestalten. Die Nutzung erneuerbarer Energien trägt 
nicht nur zur Erreichung nationaler Klimaziele bei, sondern verbessert auch die lo-
kale Versorgungsautarkie. 

• Clusterlösungen 
In Neubaugebieten oder dichter besiedelten Gemeinden können Clusterlösungen 
für Wärmenetze entstehen. Diese ermöglichen durch Kombination mit erneuerba-
ren Energien einen wirtschaftlichen und ökologisch sinnvollen Betrieb. Diese Clus-
ter ermöglichen eine eƯiziente Wärmeverteilung und die gemeinsame Nutzung 
von Ressourcen, was die Betriebskosten senkt und die Versorgungssicherheit er-
höht. 

 Schrittweiser Rückbau des bestehenden Gasnetzes 
Eine klimaneutrale Wärmeversorgung erfordert einen schrittweisen Umbau des 
bestehenden Gasnetzes zur Erreichung der gesetzlich vorgeschriebenen Dekarbo-
nisierung bis spätestens 2045. Das novellierte Gebäudeenergiegesetz (GEG) legt 
fest (BMWK, 2024b), dass ab dem 1. Januar 2024 nur noch Heizsysteme installiert 
werden dürfen, die mindestens 65 % erneuerbare Energien nutzen. Der Einsatz 
fossiler Gasheizungen ist nur noch zulässig, wenn nachgewiesen wird, dass ein 
ausreichender Anteil erneuerbarer Gase, wie Biomethan oder grüner WasserstoƯ, 
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verwendet wird. Für Bestandsgebäude gelten ab 2029 stufenweise steigende An-
teile erneuerbarer Energien, die bis 2045 auf 100 % ansteigen müssen. 

• Errichtung eines WasserstoƯnetzes 
Seit einigen Jahren existiert eine regionale WasserstoƯstrategie für Ostfriesland. 
Die Region wurde im Bundesprogramm „HyLand – WasserstoƯregionen“ ausge-
wählt, entwickelt eine gemeinsame Strategie für Produktion, Infrastruktur und 
Nutzung und arbeitet aktiv am Aufbau einer WasserstoƯwirtschaft (NOW GmbH, 
o.J.). Parallel dazu vernetzt das „H2 – Ostfriesland“- Projekt Kommunen, Wirt-
schaft und Forschung, um eine regionale WasserstoƯ-Infrastruktur aufzubauen 
und dabei auch lokale Energielösungen zu entwickeln (LK Aurich, o.J.). Das bedeu-
tet auch für die Gemeinde Hinte, dass WasserstoƯ als weiterer Beitrag zur Energie-
wende betrachtet wird und Anwendungen, v.a. im Bereich Industrie und Energie-
speicherung, geprüft werden. 
Ein Beispiel könnte die Versorgung eines neuen Gewerbegebietes im Süden der 
Gemeinde mit WasserstoƯ sein (vgl. Kap. 8.2.7). 
Für zusätzliche Bedarfe in der Gemeinde, insbesondere im industriellen Bereich 
oder für Sonderanwendungen, könnte sich eine mobile WasserstoƯversorgung als 
flexible und wirtschaftliche Lösung anbieten. Diese Möglichkeit erlaubt es, punk-
tuelle Bedarfe zu decken, ohne umfangreiche Investitionen in ein stationäres Netz 
tätigen zu müssen, insbesondere in der Übergangsphase bis zur breiteren Verfüg-
barkeit von grünem WasserstoƯ. 

Die prognostizierte Bevölkerungsentwicklung wird maßgeblichen Einfluss auf den Einsatz 
und den Neubau von Heiz- und Energiesystemen haben. Der zukünftige Bedarf an Wohn-
raum und Infrastruktur erfordert eine vorausschauende Planung, um Energieengpässe zu 
vermeiden und den Energieverbrauch nachhaltig zu gestalten. Innovative Ansätze im Be-
reich der Wärmeversorgung werden daher essenziell sein, um den zukünftigen Anforde-
rungen gerecht zu werden und gleichzeitig die Klimaziele zu erreichen. Eine enge Abstim-
mung zwischen den Akteur*innen aus der Energieversorgung und der kommunalen Pla-
nung ist hierbei unerlässlich, um wirtschaftliche und technisch tragfähige Lösungen zu 
entwickeln, die den Übergang zu einer klimaneutralen Wärmeversorgung erleichtern. 

7 Bestandsanalyse  
Die KWP für das Gemeindegebiet wurde auf Basis eines umfassenden, GIS-gestützten 
und datenbasierten Ansatzes erarbeitet. Dieser verbindet eine detaillierte Bestandsana-
lyse mit räumlicher Visualisierung und sektoraler Bilanzierung.  
Das Arbeitspaket ‚Bestandsanalyse‘ diente der systematischen Erfassung und Bewertung 
der energetischen Wirksamkeit der bestehenden Raum- und Gebäudestruktur innerhalb 
der Gemeinde. Ziel war es, eine gebäudescharfe Datengrundlage zu schaƯen, die den 
Heizwärmebedarf sowie die damit verbundenen Treibhausgasemissionen präzise quanti-
fiziert, analysiert und räumlich verortet darstellt. 
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7.1 DiƯerenzierung und Auswahl der Betrachtungsebenen im Wärme-
planungsgebiet 

Die KWP für Hinte basiert auf einer diƯerenzierten Betrachtung der relevanten Maßstabs- 
und Informationsebenen. Dabei wird zwischen dem einzelnen Gebäude und dem Bau-
block als aggregierte Einheit unterschieden, um sowohl detaillierte als auch strategische 
Planungsgrundlagen zu schaƯen. Diese Herangehensweise ermöglicht es, sowohl die in-
dividuelle Gebäudeperspektive zu berücksichtigen als auch das Potenzial für Wärmever-
sorgungssysteme auf Baublock-, Ortsteil- oder auf Ebene der gesamten Gemeinde syste-
matisch zu analysieren. 

Das individuelle Gebäude als Grundlage der Analyse 
Das individuelle Gebäude bildet die primäre Maßstabs- und Informationsebene und stellt 
die Grundlage für eine diƯerenzierte Analyse dar, insbesondere bei der Ermittlung des 
Wärmebedarfs und der Sanierungspotenziale. Auf dieser Ebene wurden spezifische Ge-
bäudemerkmale erfasst, darunter: 

 Gebäudetyp (z. B. Einfamilienhaus, Mehrfamilienhaus, Nichtwohngebäude) 

 Nutzung (Wohngebäude, Gewerbe, öƯentliche Nutzung) 

 Gebäudealter und energetischer Zustand 

 Nutzfläche und Heizsystem 

 Anzahl der Bewohner*innen 

Der Baublock als maßgebliche Analyse- und Planungsebene 
Der Baublock repräsentiert die aggregierten Merkmale aller Gebäude innerhalb eines be-
stimmten Bereichs. Diese Daten wurden räumlich verortet und sowohl statistisch-tabel-
larisch als auch kartografisch (z. B. mittels GIS) aufbereitet. Ein sogenannter ‚Baublock‘ 
ist ein städtebaulicher BegriƯ und bezeichnet eine räumliche Einheit innerhalb einer 
Stadt/Gemeinde oder Siedlung, die durch Straßen, Wege oder andere physische Barrie-
ren (z. B. Eisenbahnlinien oder Fließgewässer) begrenzt ist. Innerhalb eines Blocks befin-
den sich in der Regel mehrere zusammenhängende oder freistehende Gebäude.  
Auf den folgenden Abbildungen in den Kap. 7 und 8 werden Kartenausschnitte aus ver-
schiedenen Ortsteilen der Gemeinde exemplarisch dargestellt. Nach Abschluss der kom-
munalen Wärmeplanung für die Gemeinde werden sämtliche Datensätze und Geodaten 
an die Gemeinde übergeben, sodass die technische Möglichkeit (ggf. in einem GIS) be-
steht, individuelle Standorte sowie spezifische Kartenausschnitte innerhalb der Gemar-
kungen weiterer Ortsteile einzusehen bzw. bereitzustellen. 
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Abb. 5: Der Baublock als maßgebliche Analyse- und Planungsebene für die kommunale Wärmeplanung (am 

Beispiel von Loppersum) 

Zur Charakterisierung eines Baublocks im Rahmen der KWP gehören Indikatoren, wie der 
dominierende Gebietstyp (z. B. Wohn-, Gewerbe-, Mischgebiet), die Bauepoche, die Wär-
medichteklasse und die genutzten Energieträger oder die infrastrukturelle Erschließung 
(vgl. Abb. 5). Diese Merkmale ermöglichen eine präzise Analyse der energetischen Situa-
tion und bilden die Grundlage für die Wärmeversorgungsplanung. 
Basierend auf der Bewertung der Baublöcke wurde abgeleitet, welche Wärmeversor-
gungsart am geeignetsten ist – beispielsweise die Ausweisung als Wärmenetzgebiet oder 
als Gebiet für eine dezentrale Wärmeversorgung. Gleichzeitig wurde eine zeitliche Pla-
nung erarbeitet, die die Verfügbarkeit der empfohlenen Versorgungsart im Zeitverlauf ab-
bildet. Hierbei flossen technische, wirtschaftliche und klimapolitische Kriterien und Ab-
wägungen ein. 
Generell gilt, dass in den folgenden Abbildungen Kennzahlen und Merkmale auf Bau-
blockebene dargestellt werden. Aus datenschutzrechtlichen Gründen werden jedoch sol-
che Merkmale und Auswertungen, die eine potenzielle Rückführbarkeit auf einzelne Ge-
bäude oder Nutzer ermöglichen könnten, erst ab einer Mindestanzahl von vier Adress-
punkten je Baublock visualisiert bzw. in den entsprechenden flächendeckenden GIS-Kar-
ten und zugehörigen Layern hinterlegt. Dadurch wird sichergestellt, dass die Analyseer-
gebnisse weiterhin vollständig abgebildet werden, während gleichzeitig die Anforderun-
gen des Datenschutzes eingehalten werden. 

Kategorisierung der Baublöcke 
Die Baublöcke wurden für die weitere Bearbeitung drei Kategorien zugeordnet: 

 Siedlungskerngebiet, das sich Aufgrund der Siedlungsstruktur und der höheren 
Bedarfsdichten potenziell für die Errichtung eines Wärmenetzes eignet  
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 Einzelgebäude mit dezentraler Energieversorgung, die auf die individuellen An-
forderungen der Gebäude abgestimmt ist 

 Gebäudecluster ab fünf Adresspunkten, die Potenzial für die Bildung organisierter 
Energiegemeinschaften bieten und der Betrieb eines Mikronetzes eine wirtschaft-
lich und technisch sinnvolle Lösung darstellen kann. 

7.2 Arbeitsschritte und Ergebnisse der GIS-gestützten Datenverarbei-
tung, Analyse und Visualisierung 

Die adresspunktgenaue Erfassung des Gebäudebestandes umfasst eine systematische 
Erhebung und Analyse auf Basis von ALKIS-Daten, Basiskarten vom Bundesamt für Kar-
tografie und Geodäsie (BKG, Basemap) und Open Street Map (OSM), Zensus-2022-Daten, 
3D-Gebäudemodell, Adresspunktverortung sowie weiteren relevanten Datensätzen, um 
eine detaillierte Grundlage für die Planung und Bewertung energetischer Maßnahmen zu 
schaƯen (BKG, 2025; Destatis, 2025; OSMF, o.J.; vgl. Abb. 6).  

 
Abb. 6: Verorteter Gebäudebestand am Beispiel von Hinte  

7.2.1 GIS-basierte Analyse und Visualisierung  

Die relevanten Gebäudeeigenschaften wie Baualtersklassen, Gebäudetypen, Nutzungs-
arten und vorhandene Heizsysteme wurden umfassend analysiert, um eine fundierte 
Grundlage für die Wärmeplanung zu schaƯen. Ergänzend wurden Daten zur Netzinfra-
struktur und bestehenden Wärmeversorgungsanlagen integriert, wodurch ein vollständi-
ges Bild der energetischen Ausgangslage entstand. 
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Zur systematischen Visualisierung und Analyse der Ergebnisse wurde ein zensuskonfor-
mes 100x100 Meter-Raster generiert. Dieses Raster ermöglichte die anonymisierte Dar-
stellung von Zensusergebnissen und aggregierten Daten, sodass personenbezogene In-
formationen geschützt blieben. Gleichzeitig diente es als Basis für erste räumliche und 
statistische Auswertungen, die wertvolle Einblicke in lokale Gegebenheiten und Entwick-
lungspotenziale lieferten (vgl. Abb. 7). Diese Arbeitsschritte wurden erfolgreich durchge-
führt und bilden eine wichtige Grundlage für die weitere Planung und Entscheidungsfin-
dung. 

 

 
Abb. 7: Zensus Gitterzellen (100x100-Meter-Gitter) mit aggregierten Heizenergiebedarfen (Loppersum) 

7.2.2 Energiebedarfsmodellierung  

Der Heizwärmebedarf wurde sektoren- und gebäudegruppenspezifisch auf Basis etab-
lierter Modelle und verlässlicher Datenquellen ermittelt. Eine besondere Herausforde-
rung stellt dabei der Umstand dar, dass konkrete und flächendeckende Informationen zu 
durchgeführten Sanierungsmaßnahmen in der Regel nicht vorliegen. Um dennoch eine 
fundierte und realitätsnahe Abschätzung des Wärmebedarfs zu ermöglichen, wurden ver-
schiedene gebäudespezifische Merkmale und Datengrundlagen einbezogen, darunter: 

 die Bauepoche 
 der Gebäudetyp (z.ௗB. Einfamilienhaus oder Mehrfamilienhaus) 
 Daten der bevollmächtigten Schornsteinfeger (z.ௗB. BrennstoƯart, Heizungsart, 

Kesselalter) 
 sowie datenschutzkonform aggregierte, reale Energieverbrauchsdaten auf Gebäu-

degruppen- bzw. Baublockebene 
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Im nächsten Schritt wurden die ermittelten Daten auf Straßenzug-, Gemeinde- und Orts-
teilebene aggregiert. Dadurch konnten energetische Hotspots identifiziert werden, etwa 
Cluster älterer Gebäude, Gebiete mit einem hohen Anteil fossiler Energieträger oder Be-
reiche mit einer besonders hohen Wärmebedarfsdichte. Diese Informationen sind essen-
ziell, um gezielte Maßnahmen zur Energieeinsparung und zur Dekarbonisierung der Wär-
meversorgung zu entwickeln. 
Zur Verdeutlichung der räumlichen Muster und Konzentrationen der Heizwärmebedarfe 
wurde eine sogenannte Heatmap (Abb. 8) erstellt. Diese zeigt anschaulich die Verteilung 
der Bedarfe im Untersuchungsgebiet und erleichtert die Identifikation prioritärer Hand-
lungsfelder. Ergänzend dazu wurde der Gebäudebestand in einer 3D-Visualisierung dar-
gestellt, um die Raumstrukturen und energetischen Herausforderungen noch plastischer 
und verständlicher abzubilden. Diese Visualisierungen unterstützen nicht nur die Ana-
lyse, sondern auch die Kommunikation mit Stakeholder und die strategische Planung von 
Maßnahmen. 

 
Abb. 8: Die Heatmap als analytisches Instrument zur Analyse der räumlichen Wärmebedarfsmuster am 

Beispiel von Hinte 

Im Rahmen der KWP wurden Baublöcke als zentrale Planungselemente eingesetzt, um 
räumlich zusammenhängende Bereiche mit ähnlichen energetischen Profilen zu identifi-
zieren. Für jeden Baublock entstand eine detaillierte Energie- und Treibhausgasbilanz, die 
eine fundierte Bewertung der energetischen Ausgangslage ermöglicht. Die Ergebnisse 
wurden kartografisch aufbereitet, um räumliche Muster und priorisierte Handlungsfelder 
übersichtlich darzustellen und so eine gezielte Planung von Maßnahmen zur Emissions-
minderung zu unterstützen. Abb. 9 illustriert den ermittelten Heizwärmebedarf. Grund-
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lage der Darstellung ist eine baublockweise Analyse, bei der der Heizwärmebedarf in Me-
gawattstunden pro Jahr (MWh/a) erfasst wurde. Baublöcke mit weniger als vier Adress-
punkten wurden aus Datenschutzgründen nicht dargestellt.  

  
Abb. 9: Gegenwärtiger Heizwärmebedarf in MWh/a (Groß-Midlum) 

Der Heizwärmebedarf innerhalb der Baublöcke wurde unter anderem mit Daten zu 
Heizsystemen und BrennstoƯen kombiniert. Dies ermöglicht die räumliche Darstellung 
und Verortung der Energieträger auf Baublockebene oder im 100x100-Meter-Zensusgitter 
(siehe Abb. 10) sowie die Berechnung der daraus resultierenden spezifischen CO₂-Emis-
sionen. 
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Abb. 10: Ermittelte räumliche BrennstoƯverteilung, dargestellt auf dem 100x100-Meter-Zensusgitter (Lop-

persum) 

7.2.3 Heizwärmedichte  

Da die generierten Baublöcke unterschiedliche Größen aufweisen, wurde für die weiter-
führenden Analysen die Heizwärmedichte berechnet. Diese ist definiert als Heizwärme-
bedarf pro Hektar Baublockfläche. Hohe Heizwärmedichten deuten auf eine intensive 
Energie- oder Wärmenutzung hin (z. B. in dicht bebauten Gebieten), während niedrige 
Dichten auf einen geringeren Bedarf (z. B. in ländlichen oder locker bebauten Gebieten) 
hinweisen. Die Normalisierung ermöglicht es, Energiekennzahlen unabhängig von der 
Baublockgröße zu bewerten und zu vergleichen. Dies bildet eine wesentliche Grundlage 
für die Auswahl potenzieller Planungs- und Fokusgebiete, insbesondere zur Identifikation 
von Gebieten, die sich aufgrund hoher Heizwärmedichten für den Ausbau eines Wärme-
netzes eignen.  
Die Gemeinde Hinte ist durch eine ländlich geprägte, kleinteilige und in ihrer Siedlungs-
struktur weitgehend gleichförmige Gemeindestruktur gekennzeichnet. Die Ortsteile wei-
sen eine geringe und homogen verteilte Bebauungsdichte auf, sodass eine räumliche Dif-
ferenzierung in mehrere gesonderte Fokusgebiete weder planerisch geboten noch wirt-
schaftlich sinnvoll ist. 
Gemäß den Vorgaben der Kommunalrichtlinie (Förderschwerpunkt 4.1.11) können kleine 
Kommunen im ländlichen Raum von der Ausweisung von mehreren Fokusgebieten abse-
hen, sofern die Gesamtkommune eine vergleichsweise homogene Ausgangssituation 
aufweist. Von dieser Regelung wird für die Gemeinde Hinte Gebrauch gemacht: Auf die 
Ausweisung mehrerer gesonderter Fokusgebiete wird verzichtet. Die wärmeplanerischen 
Maßnahmen und Strategien werden stattdessen gesamtgemeindlich bzw. auf ein einzel-
nes Fokusgebiet betrachtet und ausgerichtet, was dem Grundsatz eines wirtschaftlichen 
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und sparsamen Mitteleinsatzes entspricht (BMWK, 2024a). Deshalb werden für die Ge-
meinde Hinte ein Fokusgebiet und weitere Wärmenetzprüfgebiete als kleinstskalige, lokal 
begrenzte Versorgungseinheiten betrachtet, die auch bei lockerer Bebauung eine kollek-
tive, erneuerbare Wärmeversorgung ermöglichen können. 

7.2.4 Baublockcharakterisierung 

Im Rahmen der Analyse wurde der nächste Schritt unternommen, um die spezifischen 
Merkmale jedes Baublocks detailliert auszuwerten und für jeden Baublock eine umfas-
sende bauliche und energetische Charakterisierung vorzunehmen. Hierfür wurden ver-
schiedene nachfolgend gelistete Indikatoren und Kennzahlen berechnet sowie individu-
elle Steckbriefe pro Baublock erstellt.  

 

Darüber hinaus wurde eine Reihe spezifischer Kennzahlen ermittelt, die eine genauere 
Beurteilung der baulichen und energetischen Situation ermöglichen. Dazu zählt bei-
spielsweise der Flächenverbrauch pro Person und der Energiebedarf pro Quadratmeter 
Nutzfläche. Diese Indikatoren bieten eine Grundlage für spezifische Steckbriefe und er-
möglichen eine fundierte Beurteilung in Bezug auf städtebauliche, energetische und inf-
rastrukturelle Fragestellungen sowie die diƯerenzierte Bewertung und die Ableitung ge-
zielter Umsetzungsmaßnahmen zur EnergieeƯizienzsteigerung und Dekarbonisierung. 

7.2.5 Wärmeliniendichte 

Zur weiteren Unterstützung der Wärmeplanung wurde die Wärmeliniendichte visualisiert, 
die eine präzise Analyse der Wärmebedarfe entlang von Straßenabschnitten ermöglicht. 

Aufbereitete und analysierte Baublockmerkmale und -indikatoren 
 Anzahl der Gebäude und Adresspunkte 
 Gebäudekategorie und Gebäudetyp (z. B. Wohngebäude oder Nichtwohnge-

bäude) 
 Wohngebäudetyp und Bauepoche/Baualtersklasse (minimales, dominierendes 

und maximales Baujahr) 
 Baublockfläche, Nutzung sowie versiegelte und nicht versiegelte Flächenanteile 
 Kennzahlen wie Grundflächenzahl (GRZ) und Geschossflächenzahl (GFZ) 
 Gebäudeeigenschaften wie Gebäudehöhe und Sanierungspotenzial 
 Energetische und klimarelevante Indikatoren, darunter: 

o Raumwärmebedarf 
o Heizwärmebedarf 
o Strombedarf 
o Art des BrennstoƯs 
o Treibhausgas-Emissionen (THG-Emissionen) 

 Nutzflächenanteile sowie die Anzahl der Bewohner pro Baublock 
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Dabei wurden die ermittelten Heizwärmebedarfe ins Verhältnis zur Länge der jeweiligen 
Straßenabschnitte bzw. zur für die Wärmeversorgung relevanten Trassenlänge gesetzt. 
Diese Methode bietet nicht nur eine anschauliche Darstellung der Wärmeverteilung, son-
dern ermöglicht auch die Identifikation erster möglicher Wärmenetztypen und Trassen-
führung sowie den Abgleich mit geplanten größeren Infrastrukturprojekten (z. B. im Be-
reich Straßenbau). 

 

 
Abb. 11: Wärmeliniendichte Megawattstunden pro laufendem Meter und Jahr (MWh/lfm·a) und deren Eig-

nung für ein Wärmenetz (Hinte) 

Die Visualisierung der Wärmeliniendichten leistet somit einen Beitrag zur Planung eƯizi-
enter Wärmeversorgungslösungen und unterstützt gleichzeitig eine ganzheitliche, orts-
bauliche und integrierte Infrastrukturplanung (vgl. Abb. 11). Dies schaƯt Synergien zwi-
schen unterschiedlichen Handlungsbereichen und sorgt für eine nachhaltige und zu-
kunftsorientierte Gestaltung kommunaler Versorgungsstrukturen. 
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7.3 Gebäudebestand – Anzahl Gebäude  
 

 
Abb. 12: Gebäudebestand nach Gebäudekategorie am Beispiel von Suurhusen  

Die Anzahl der Adresspunkte in der Gemeinde Hinte, und damit der postalisch erreichba-
ren Hauptgebäude, beträgt 3.109. Diese Zahl repräsentiert eine wichtige Referenzgröße 
für die KWP, da sie eine gute Annäherung an die Anzahl beheizter Gebäude bietet, wie 
Wohnhäuser, Gewerbeimmobilien und öƯentliche Gebäude. Die Anzahl der Adress-
punkte stellt eine sehr gute Annäherung dar, die jedoch in bestimmten Fällen von der tat-
sächlichen Situation abweichen kann. Insbesondere bei industriell genutzten Gebäuden 
und Lagerhallen, die teilweise als Neben- oder Anbauten klassifiziert sind, können sich 
Abweichungen ergeben. Solche Gebäude sind häufig nur in Teilbereichen beheizt oder 
benötigen keine kontinuierliche Wärmezufuhr. Darüber hinaus sind in solchen Bereichen 
häufig zentrale Verteiler- oder Anschlusspunkte zu finden, die mehrere Gebäude gleich-
zeitig versorgen. Dies führt zu einer Unschärfe in der Zuordnung von Energiebedarf und 
Gebäudeeinheiten, da nicht jedes Gebäude individuell erfasst oder adressiert ist (vgl. 
Abb. 12).  
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Entwicklung der Gebäudeanzahl  

 
Abb. 13: Anzahl beheizter Gebäude nach Sektor und Epoche (kumuliert) 

Abb. 13 zeigt die kumulierte Entwicklung der Anzahl beheizter Gebäude in der Gemeinde 
Hinte, diƯerenziert nach Gebäudekategorien und Bauepochen. Insgesamt ist ein deutli-
cher Anstieg des Gebäudebestandes erkennbar: von 13 Gebäuden vor 1900 auf 3.109 Ge-
bäude in der aktuellen Bauphase, mit besonders starkem Wachstum zwischen 1945 und 
1985. 
Der Wohnsektor dominiert den Gebäudebestand. Die Zahl der Wohngebäude steigt von 9 
Einheiten vor 1900 auf über 2.400 Gebäude bis 1985 und erreicht 3.022 ab 2021. Der Zu-
wachs ist vor allem in der Nachkriegszeit und den 1980er-Jahren ausgeprägt, während 
das Wachstum in den letzten Baualtersklassen deutlich abflacht. 
Gebäude mit Mischnutzung nehmen seit der Nachkriegszeit moderat zu und stabilisieren 
sich ab 2005 bei 24 Einheiten. ÖƯentliche Gebäude bleiben zahlenmäßig gering und er-
höhen sich bis in die aktuelle Phase auf 22 Einheiten. Gewerbe- und Industriegebäude 
wachsen kontinuierlich, erreichen 33 Einheiten ab 2015. 
Für die kommunale Wärmeplanung ist insbesondere der hohe Anteil vor etwa 1980 errich-
teter Gebäude relevant, da hier ein erhebliches energetisches Sanierungspotenzial be-
steht – vor allem im Wohnsektor. 
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Anzahl beheizter Wohngebäude 

 
Abb. 14: Anzahl beheizter Wohngebäude nach Epochen (kumuliert) 

Die Entwicklung der Wohngebäudekategorien in der Gemeinde Hinte auf Basis der Be-
standsdaten nach Baualtersklassen (vgl. Abb. 14) zeigt eine klare Dominanz der Einfami-
lienhäuser. Mit insgesamt 2.688 Einheiten (Baujahre ab 2021) stellen sie die mit Abstand 
größte Gebäudekategorie im Sektor Wohnen dar. Über alle Baualtersklassen hinweg ist 
ein kontinuierlicher Bestandszuwachs erkennbar, wobei insbesondere ab den Baujahren 
nach 1980 ein sehr starker Anstieg zu verzeichnen ist. Auch in den jüngsten Baualters-
klassen setzt sich dieser Trend fort, wenn auch mit deutlich geringerer Dynamik. 
Reihenhäuser bilden die zweitgrößte Kategorie und zeigen ebenfalls einen stetigen An-
stieg des Bestands. Während bis 1985 nur ein moderates Wachstum festzustellen ist, 
steigt der Bestand insbesondere ab den 1990er-Jahren deutlicher an. In den jüngsten 
Baualtersklassen ist jedoch nur noch ein geringfügiger Zuwachs zu beobachten, sodass 
sich der Bestand zuletzt bei rund 206 Einheiten stabilisiert. 
Mehrfamilienhäuser nehmen zahlenmäßig eine geringere Rolle ein, weisen jedoch über 
die Zeit ebenfalls einen kontinuierlichen Bestandszuwachs auf. Der Bestand steigt von 14 
Gebäuden um das Jahr 1945 auf aktuell 123 Einheiten. AuƯällig ist hierbei der starke Zu-
wachs ab der Baualtersklasse 1985, der auf eine zunehmende Bedeutung dieser Wohn-
form hinweist. 
Große Mehrfamilienhäuser sind in der Gemeinde nahezu unbedeutend, mit lediglich 5 
Gebäuden in den jüngsten Baualtersklassen ab 2015. 

Mischnutzungsgebäude machen ebenfalls nur einen kleinen Anteil des Gesamtbestands 
aus. Nach einem langsamen Anstieg bis etwa 1980 ist ab den 1990er-Jahren ein deutli-
cherer Zuwachs zu erkennen. Seit den Baujahren ab 2015 ist jedoch eine weitgehend kon-
stante Entwicklung mit insgesamt 24 Gebäuden festzustellen. 
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Insgesamt zeigt die Summenbetrachtung, dass ein vergleichsweise hoher Anteil des heu-
tigen Wohngebäudebestands in Hinte aus älteren Baualtersklassen stammt. Von den ins-
gesamt 3.046 Gebäuden entfallen rund 62 % auf Baujahre bis einschließlich 1980. Dieser 
ältere Gebäudebestand stellt eine zentrale Herausforderung für die kommunale Wärme-
planung dar, da hier häufig ein erhöhter energetischer Sanierungsbedarf besteht, um den 
aktuellen Anforderungen an EnergieeƯizienz und Klimaschutz gerecht zu werden. 

7.4 Gebäudebestand – Gebäudenutzflächen  
Entwicklung der Gebäudenutzflächen 
Ein präziseres Bild der Heizwärmebedarfe ergibt sich durch die Analyse der Nutzflächen 
der verschiedenen Gebäudetypen. Die gesamte beheizte Gebäudenutzfläche in der Ge-
meinde Hinte beträgt rund 590.000 m². Insbesondere der Wohnsektor spielt eine zentrale 
Rolle in der Wärmeplanung, sowohl durch seine große Nutzfläche als auch durch die 
hohe Anzahl an Gebäuden. Die Betrachtung der beheizten Nutzflächen nach Bauepo-
chen liefert wertvolle Erkenntnisse über den energetischen Zustand der Gebäude und de-
ren spezifischen Heizwärmebedarf. Ältere Gebäude, insbesondere aus den Bauepochen 
vor 1980, weisen häufig einen höheren Wärmebedarf auf, bedingt durch niedrigere ener-
getische Standards. Neuere Gebäude hingegen profitieren von besseren Dämmungen 
und eƯizienteren Heizsystemen, was ihren Heizenergiebedarf reduziert.  

 
Abb. 15: Nutzfläche pro Gebäudekategorie nach Epochen 

Die Entwicklung der neu entstandenen Nutzflächen weist deutliche Unterschiede zwi-
schen den Gebäudekategorien und Bauzeiträumen auf (vgl. Abb. 15). Über alle Epochen 
hinweg dominiert der Wohnungsbau deutlich. Vor 1900 entsteht 2.586 m² neue Wohnflä-
che, bis 1945 steigt dieser Wert stark auf 54.937 m² an. Nach einem deutlichen Anstieg 
bis 1960 (118.282 m²) folgt in den 1970er- und 1980er-Jahren eine Phase vergleichsweise 
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geringer Bautätigkeit mit 59.615 m² bzw. 55.669 m². Einen erneuten Höhepunkt erreicht 
der Wohnungsbau 1985 mit 93.939 m². Die Bautätigkeit in der Bauphase 1995 verzeichnet 
dann mit 28.632 m² einen weitaus geringeren Wert. Auch in den darauƯolgenden Baual-
tersklassen nimmt die neu geschaƯene Wohnfläche deutlich ab und erreicht ab 2021 nur 
noch 1.437 m². 
Der Bereich Gewerbe und Industrie zeigt ein stark schwankendes Entwicklungsmuster. 
Vor 1900 werden oƯiziell keine neuen Flächen ausgewiesen, bis 1945 entstehen lediglich 
905 m². In den folgenden Bauphasen bleibt die Bautätigkeit ebenfalls weitgehend gering. 
Erst 1985 ist mit 4.819 m² wieder ein nennenswerter Flächenzuwachs zu verzeichnen. Ei-
nen deutlichen Schwerpunkt bildet die Bauphase 1995 mit 8.680 m². In den dann an-
schließenden Jahren nimmt die Bedeutung dieser Gebäudekategorie stark ab, wobei nur 
noch vereinzelt Flächenzuwächse auftreten, etwa 2000 (2.120 m²), 2005 (3.917 m²) und 
2015 (2.664 m²). 
ÖƯentliche Gebäude spielen insgesamt eine untergeordnete Rolle. Nennenswerte Flä-
chenzuwächse treten insbesondere bis 1945 (10.369 m²), 1960 (3.281 m²) und 1970 
(14.686 m²) auf. Ab dem Jahr 2000 ist die Bautätigkeit stark rückläufig und beschränkt sich 
auf einzelne Zuwächse, etwa 2000 (564 m²) und in der aktuellen Phase (850 m). 
Mischnutzungen treten vor allem bis 1945 (4.524 m²), 1985 (1.046 m²) sowie 1995 (2.505 
m²) in Erscheinung, verlieren jedoch ab den 2000er-Jahren weitgehend an Bedeutung. 
Vereinzelt werden 2005 noch 298 m² neue Flächen ausgewiesen. 
Insgesamt zeigt sich, dass der Wohnungsbau – insbesondere aufgrund der hohen Bau-
leistungen in den 1960er- bis 1980er-Jahren – den zentralen Motor der Neubautätigkeit 
darstellt. Gewerbliche, öƯentliche sowie gemischte Nutzungen unterliegen hingegen 
deutlich stärkeren zeitlichen Schwankungen und verlieren in den jüngeren Bauphasen zu-
nehmend an Bedeutung. 
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Abb. 16: Entwicklung der Nutzfläche der Sektoren nach Epochen (kumuliert) 

Abb. 16 veranschaulicht die Entwicklung der kumulierten beheizten Nutzflächen in Hinte 
über verschiedene Bauepochen hinweg, diƯerenziert nach den Gebäudekategorien Woh-
nen, öƯentliche Gebäude, Gewerbe und Industrie, sowie Mischnutzung und sonstige Ge-
bäude. 
Besonders deutlich ist der kontinuierliche Anstieg der Wohnnutzfläche, die bereits vor 
1900 bei 2.586 m² lag und bis 1945 deutlich auf 57.523 m² anwuchs. In den folgenden 
Jahrzehnten setzte sich dieses Wachstum fort, sodass die Wohnfläche bis 1980 auf 
291.089 m² und bis 2000 auf 436.703 m² anstieg. In der aktuellen Bauphase erreicht sie 
510.939 m². Damit stellt der Wohnsektor durchgängig den mit Abstand größten Anteil an 
der gesamten beheizten Nutzfläche dar und unterstreicht seine zentrale Bedeutung für 
die bauliche und energetische Struktur der Gemeinde. 
Die öƯentlichen Gebäude weisen einen Anstieg auf niedrigerem Niveau auf. Während vor 
1900 keine entsprechenden Flächen erfasst sind, erhöhte sich die beheizte Nutzfläche 
bis 1945 auf 10.369 m² und bis 1960 auf 13.650 m². Einen deutlichen Zuwachs verzeich-
nete diese Kategorie bis 1970 mit 28.336 m². Seit Mitte der 1990er-Jahre bleibt die Fläche 
mit rund 32.000 m² weitgehend konstant und erreicht in der aktuellen Bauphase etwa 
33.000 m². 
Auch die Kategorie Gewerbe und Industrie zeigt insgesamt eine Zunahme. Während vor 
1900 keine beheizten Nutzflächen ausgewiesen sind, stieg die Fläche bis 1945 auf etwa 
1000 m² und bis 1960 auf rund 1.300 m² an. Ein stärkerer Anstieg erfolgte ab 1985 mit 
rund 6.200 m², der sich bis 2005 auf etwa 21.000 m² fortsetzte. In der aktuellen Bauphase 
liegt die beheizte Nutzfläche bei rund 23.500 m², was auf eine kontinuierliche, wenn auch 
moderate wirtschaftliche Entwicklung hinweist. 
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Die Mischnutzungen entwickelten sich auf rund 4.500 m² bis 1945 und stiegen bis 1960 
weiter auf etwa 5.200 m² an. In den folgenden Jahrzehnten blieb die beheizte Nutzfläche 
zunächst weitgehend konstant, bevor sie bis 1995 auf rund 8.800 m² zunahm. Seit 2005 
sind keine weiteren nennenswerten Zuwächse mehr zu verzeichnen, sodass die Fläche 
dieser Kategorie ab diesem Zeitpunkt konstant bei rund 9.000 m² liegt. 
Insgesamt stieg die kumulierte beheizte Nutzfläche in Hinte von rund 8.000 m² vor 1900 
auf etwa 590.000m² in der aktuellen Bauphase. Diese Entwicklung verdeutlicht den lang-
fristigen Ausbau der baulichen Infrastruktur, wobei insbesondere der Wohnsektor domi-
niert und durch ergänzende Zuwächse in öƯentlichen Gebäuden, Gewerbe und Industrie 
sowie Mischnutzungen ergänzt wird. Die dargestellten Trends sind von zentraler Bedeu-
tung für die zukünftige Wärmeplanung, da sie sowohl den steigenden Energiebedarf als 
auch den Handlungsbedarf bei der energetischen Modernisierung älterer Gebäudebe-
stände aufzeigen. 

 

Wohngebäude – Nutzflächen 

Anteile der Gebäudekategorien am Heizwärmebedarf  
In der Gemeinde Hinte entfällt der größte Teil der beheizten Nutzfläche auf Einfamilien-
häuser mit 439.980ௗm² (rund 75ௗ%). Es folgen mit großem Abstand Mehrfamilienhäuser 
mit 36.509ௗm² (rund 6ௗ%), öƯentliche Gebäude (32.691ௗm², rund 6ௗ%), Reihenhäuser mit 
rund 27.351ௗm² (rund 5ௗ%) und Gewerbe- und Industrieflächen mit etwa 23.540ௗm² (rund 
4ௗ%). Weitere Anteile entfallen auf Mischnutzung (9.054ௗm², rund 1,5ௗ%) und große Mehr-
familienhäuser (7.099ௗm², rund 1ௗ%) (vgl. Abb. 17). 
Mit drei Vierteln der Nutzfläche sind Einfamilienhäuser zentral für den Heizenergiebedarf 
und bieten zugleich das größte Potenzial für energetische Sanierungen und den Einsatz 
erneuerbarer Energien. Mehrfamilien- und Reihenhäuser (zusammen rund 11ௗ%) erleich-
tern durch ihre höhere bauliche Dichte und häufig zentrale Wärmeversorgung eƯiziente 
technische Lösungen. Auch Gewerbe- und Industrieflächen sollten in die strategische 
Wärmeplanung einbezogen werden, um das Einsparpotenzial vollständig auszuschöp-
fen. 
Die Analyse der Nutzflächen zeigt damit, dass Maßnahmen zur Energieeinsparung vorran-
gig im Wohnsektor ansetzen sollten, während die Verteilung der Flächen insgesamt einen 
wichtigen Indikator für die Priorisierung von Wärmeplanungsmaßnahmen in der Ge-
meinde Hinte liefert. 
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Abb. 17: Anteile Nutzfläche nach Gebäudekategorie 

7.4.1 Vorbildfunktion der Gemeinde Hinte 

Die Gemeinde Hinte nimmt eine Vorreiterrolle im Bereich nachhaltiges Bauen und ener-
gieeƯiziente Lösungen ein, insbesondere bei öƯentlichen Gebäuden. Trotz des geringen 
Anteils öƯentlicher Gebäude an der gesamten beheizten Nutzfläche – nur etwa 5,6 % – 
sind diese Einrichtungen von zentraler Bedeutung für die kommunale Wärmeplanung. Die 
Verwaltungsgebäude, Schulen und andere öƯentliche Einrichtungen fungieren als Vorzei-
geprojekte für klimafreundliches Bauen. Durch gezielte Investitionen in energetische Sa-
nierungen und Neubauten setzt Hinte Maßstäbe für andere Akteur*innen in der Region. 
Die energetischen Maßnahmen der Gemeinde sind nicht nur darauf ausgelegt, den Ener-
giebedarf zu reduzieren, sondern auch die Betriebskosten langfristig zu minimieren. Die-
ser Ansatz ist aus wirtschaftlicher Sicht äußerst sinnvoll und zeigt, wie eine verantwor-
tungsvolle Nutzung öƯentlicher Mittel zur Förderung nachhaltiger Entwicklung beitragen 
kann. Die öƯentlichen Gebäude in Hinte sind nicht nur Orte des Gemeinwesens, sondern 
tragen auch aktiv zur Erreichung der Klimaziele bei. 
Durch diese Vorreiterrolle möchte die Gemeinde Hinte private Hausbesitzer und Unter-
nehmen inspirieren, ähnliche Schritte zu unternehmen. Die Maßnahmen zur Verbesse-
rung der EnergieeƯizienz in öƯentlichen Gebäuden erhöhen nicht nur die Lebensqualität 
der Bürger*innen, sondern zeigen auch, dass nachhaltige Lösungen und Klimaschutz 
Hand in Hand gehen können. So wird Hinte zu einem lebendigen Beispiel für eine zu-
kunftsorientierte und klimafreundliche Gemeindeentwicklung. 

7.5 Heizwärmebedarf  
Der Heizwärmebedarf korreliert direkt mit den beheizten Nutzflächen, wodurch sich die 
zuvor analysierten Gebäudekategorien und ihre Nutzung auch in den energetischen 
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Kennzahlen widerspiegeln. Diese Betrachtung ermöglicht eine detaillierte Einschätzung 
der Wärmebedarfe, die insbesondere im Wohnsektor dominieren, und schaƯt eine 
Grundlage für die strategische Ausrichtung der Wärmeplanung. 

 
Abb. 18: Heizwärmebedarf nach Sektoren [MWh/a] 

Abb. 18 zeigt den jährlichen Heizwärmebedarf (in MWh) der verschiedenen Sektoren in 
der Gemeinde Hinte, aufgeteilt in Raumwärme und Warmwasser, sowie den Verbrauchs-
strom. Der Wohnsektor weist mit 61.892 MWh pro Jahr den höchsten Heizwärmebedarf 
auf, gefolgt von den öƯentlichen Gebäuden mit 4.934 MWh. An dritter Stelle liegt der Sek-
tor Gewerbe und Industrie mit 1.617 MWh, gefolgt von der Mischnutzung mit 689 MWh. 
Der Großteil des Bedarfs in allen Sektoren entfällt auf die Raumwärme, die z.B. im Wohn-
sektor allein 57.587 MWh ausmacht. 
Die Summe der Heizwärmebedarfe für den gesamten Wohnbereich (Wohnen und 
Mischnutzung) unterstreicht die zentrale Rolle des Wohnsektors in der kommunalen Wär-
meversorgung. ÖƯentliche Gebäude tragen im Vergleich mit 4.934 MWh zum Gesamt-
heizwärmebedarf bei, während der Warmwasseranteil über alle berücksichtigten Katego-
rien hinweg einen Gesamtwert von 4.718 MWh erreicht. Dies entspricht einem Anteil von 
rund 7 % des gesamten betrachteten Heizwärmebedarfs von 70.623 MWh. 
Die Analyse zeigt, dass die kommunale Wärmeplanung in Hinte sich primär auf die Bereit-
stellung von Raumwärme konzentrieren sollte, da diese mit insgesamt 65.904 MWh den 
größten Anteil am Gesamtenergieverbrauch der berücksichtigten Sektoren ausmacht. 
Perspektivisch sollte auch der zunehmende Strombedarf stärker berücksichtigt werden. 
Insbesondere der Einsatz von Wärmepumpen, die Elektrifizierung der Mobilität und die 
Nutzung erneuerbarer Energien verlangen eine Anpassung der Wärmeversorgung hin zu 
einem höheren Anteil an elektrischer Energie statt fossiler BrennstoƯe. 
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Abb. 19: Heizwärmebedarf der Wohngebäude [MWh/a] 

Abb. 19 zeigt den Heizwärmebedarf von Wohngebäuden in der Gemeinde Hinte, aufge-
teilt nach Gebäudekategorien und in MWh/Jahr dargestellt. Die Raumwärme ist in allen 
Kategorien der dominierende Faktor beim Heizwärmebedarf. Besonders auƯällig ist die 
Kategorie der Einfamilienhäuser mit einem Heizwärmebedarf von 53.351 MWh pro Jahr. 
Aufgrund ihrer großen beheizten Fläche weisen sie mit 49.874 MWh den höchsten Raum-
wärmeverbrauch auf. 
Reihenhäuser (3.578 MWh) und Mehrfamilienhäuser (4.478 MWh) spielen eine geringere, 
aber dennoch relevante Rolle im Gesamtbedarf. Mischnutzungen tragen mit 689 MWh 
und große Mehrfamilienhäuser mit 485 MWh zum Heizwärmebedarf bei. 
Diese Verteilung des Heizwärmebedarfs unterstreicht die Notwendigkeit gezielter Maß-
nahmen zur Reduktion des Wärmebedarfs, insbesondere im Bereich der Einfamilienhäu-
ser, um die Klimaziele zu erreichen und die EƯizienz der Wärmeversorgung zu steigern. 
Der Anteil für Warmwasser (insgesamt 4.371 MWh) spielt im Vergleich zur Raumwärme 
(58.210 MWh) eine untergeordnete Rolle, bleibt jedoch wichtig – insbesondere im Hin-
blick auf die Integration erneuerbarer Technologien wie Solarthermie und Photovoltaik zur 
Warmwasserbereitstellung. Der verstärkte Einsatz dieser Technologien kann die Abhän-
gigkeit von fossilen Energieträgern im privaten Bereich weiter verringern und einen we-
sentlichen Beitrag zu einer nachhaltigen Energieversorgung in Hinte leisten. 
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Abb. 20: Spezifischer Heizwärmebedarf [kWh/m2 a] der Wohngebäudekategorien pro Quadratmeter 

Abb. 20 zeigt den spezifischen Energiebedarf der Wohngebäudekategorien in Hinte. Der 
durchschnittliche spezifische Heizwärmebedarf pro Quadratmeter und Jahr, bestehend 
aus Raumwärme und Warmwasser, beträgt über alle betrachteten Wohngebäudekatego-
rien hinweg rund 104 kWh/m². Dabei entfällt der größte Anteil auf den spezifischen Raum-
wärmebedarf, der je nach Gebäudetyp zwischen etwa 56 kWh/m² (großes Mehrfamilien-
haus) und 122 kWh/m² (Reihenhaus) liegt. 
Die Werte variieren je nach Gebäudetyp deutlich und lassen sich nach absteigendem 
spezifischem Heizwärmebedarf ordnen: Reihenhäuser weisen mit rund 122 kWh/m² 
Raumwärme und 8 kWh/m² Warmwasser den höchsten spezifischen Heizwärmebedarf 
auf (insgesamt etwa 131 kWh/m²). Es folgen Mehrfamilienhäuser mit 109 kWh/m² Raum-
wärme und 14 kWh/m² Warmwasser (insgesamt rund 123 kWh/m²) und Einfamilienhäu-
ser mit rund 113 kWh/m² Raumwärme und 8 kWh/m² Warmwasser (insgesamt etwa 121 
kWh/m²). Anschließend folgen Mischnutzungen mit circa 69 kWh/m² Raumwärme und 7 
kWh/m² Warmwasser (insgesamt rund 76 kWh/m²). Den niedrigsten spezifischen Heiz-
wärmebedarf weisen große Mehrfamilienhäuser auf (56 kWh/m² Raumwärme und 13 
kWh/m² Warmwasser) auf. 
Die beobachteten Unterschiede resultieren maßgeblich aus dem Gebäudealter, der ener-
getischen Bauqualität sowie den jeweiligen Nutzungsprofilen und Wohnflächenverhält-
nissen. Insbesondere ältere, nicht oder nur teilweise sanierte Gebäude mit großen be-
heizten Flächen und unzureichender Dämmung weisen typischerweise einen höheren 
spezifischen Energiebedarf auf. Daraus ergibt sich ein erhebliches Sanierungspotenzial, 
insbesondere im Bereich der Raumwärme. 
Eine gezielte energetische Sanierung kann nicht nur zur Reduktion des Gesamtenergie-
verbrauchs beitragen, sondern leistet auch einen wesentlichen Beitrag zur Erreichung der 
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Klimaziele. Darüber hinaus verbessert sie die EƯizienz der Wärmeversorgung und verrin-
gert langfristig die Abhängigkeit von fossilen Energieträgern. Die dargestellten Werte ver-
deutlichen somit, dass eine nachhaltige Wärmeplanung im Gebäudebestand ansetzen 
muss, um langfristig eine klimafreundliche Energieversorgung sicherzustellen. 

 

 

 
Abb. 21: Anteile der Wohngebäudekategorien am Heizwärmebedarf 

Abb. 21 zeigt die Verteilung des Heizwärmebedarfs der Wohngebäude in der Gemeinde 
Hinte. Einfamilienhäuser nehmen mit einem Anteil von 85,3 % eine zentrale Rolle in der 
Wärmeversorgung der Gemeinde ein. Dieser Gebäudetyp dominiert den Heizenergiebe-
darf deutlich und bietet gleichzeitig das größte Potenzial für Energieeinsparungen sowie 
die Reduktion von Treibhausgasemissionen durch energetische Sanierungen oder den 
Einsatz erneuerbarer Energien. 
An zweiter Stelle folgen Mehrfamilienhäuser mit einem Anteil von 7,2 %, die ebenfalls ei-
nen relevanten Beitrag zum Heizwärmebedarf leisten. Reihenhäuser tragen mit 5,7 % in 
geringerem, aber weiterhin bedeutsamem Umfang zum Gesamtbedarf bei. Mischnutzun-
gen machen 1,1 % aus, während große Mehrfamilienhäuser mit 0,8 % eine deutlich un-
tergeordnete Rolle spielen. 
Die dargestellten Ergebnisse verdeutlichen die Notwendigkeit einer diƯerenzierten Be-
trachtung des Gebäudebestandes in Hinte. Dies ermöglicht es, die strategische Wärme-
planung gezielt auf die wichtigsten Handlungsfelder auszurichten und somit die Energie-
eƯizienz sowie die Klimaziele eƯektiv zu fördern. 
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7.6 Energieträgerverteilung 
Der Heizwärmebedarf stellt eine zentrale Komponente des Gesamtenergieverbrauchs in 
Hinte dar. Die zur Bereitstellung der Heizwärme eingesetzten BrennstoƯe haben dabei ei-
nen erheblichen Einfluss auf die Menge der entstehenden Treibhausgasemissionen.  

 
Abb. 22: Energieträgerverteilung – Anteile [%] einzelner BrennstoƯe an beheizter Fläche [m2] 

Abb. 22 verdeutlicht, dass Erdgas mit einem Anteil von über 92 % der mit Abstand domi-
nierende Energieträger über alle Gebäudekategorien hinweg ist und nahezu den gesam-
ten Energiebedarf abdeckt.  
Insgesamt entfallen rund 95 % des Energieeinsatzes auf fossile Energieträger, was die 
strukturelle Abhängigkeit der Gemeinde Hinte deutlich macht. Erneuerbare Energien – 
insbesondere Biomasse sowie Solar-, Geothermie- und Umweltwärme – erreichen zu-
sammen lediglich rund 3 % und besitzen damit bislang nur eine untergeordnete Bedeu-
tung im Energiemix der Gemeinde. 
Diese Verteilung macht die weiterhin ausgeprägte Abhängigkeit von fossilen BrennstoƯen 
sichtbar und unterstreicht zugleich das erhebliche Potenzial für eine verstärkte Nutzung 
erneuerbarer Energien. Eine Umstellung auf nachhaltigere Energieträger ist daher ent-
scheidend, um den Heizwärmebedarf klimafreundlicher zu gestalten und die Treibhaus-
gasemissionen langfristig zu reduzieren. 
 

7.7 Treibhausgasbilanz 
Die Reduktion der durch den Verbrauch fossiler Energieträger verursachten Treibhaus-
gasemissionen stellt die zentrale Aufgabe und Zielsetzung der KWP dar. Die Treibhaus-
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gasemissionen in Hinte, die im Rahmen der kommunalen Wärmeplanung ermittelt wur-
den, sind maßgeblich durch den Heizwärmebedarf und die Verteilung der genutzten Ener-
gieträger geprägt.  
 

 
Abb. 23: CO₂-Emissionen [t CO₂e/a] nach Gebäudekategorie 

Abb. 23 zeigt die CO₂-Emissionen in Tonnen CO₂-Äquivalenten (t CO₂e) pro Jahr, aufge-
schlüsselt nach Gebäudenutzung. Wohngebäude verursachen mit über 15.200 t CO₂e 
den mit Abstand größten Anteil an den Gesamtemissionen. Dies ist vor allem auf den ho-
hen Energiebedarf im Gebäudebestand und die weiterhin dominierende Nutzung fossiler 
Energieträger zurückzuführen. ÖƯentliche Gebäude verursachen rund 1.200 t CO₂e, wäh-
rend Gewerbe und Industrie bei etwa 380 t CO₂e liegen. Mischnutzungen tragen mit rund 
170 t CO₂e vergleichsweise gering zu den Emissionen bei. 
Insgesamt beläuft sich die sektorale Emissionsbilanz auf annähernd 17.400 t CO₂e pro 
Jahr und ist weiterhin deutlich von fossilen Energieträgern geprägt. Der Einsatz erneuer-
barer Energien wie Biomasse, Umweltwärme und Direktstrom spielt über alle Sektoren 
hinweg nur eine untergeordnete Rolle. Diese Ergebnisse unterstreichen die Dringlichkeit, 
insbesondere im Bereich der Wohngebäude sowie im Bereich der Mischnutzung, der öf-
fentlichen Gebäude, von Gewerbe und Industrie und der sonstigen Kategorien Maßnah-
men zur Reduktion fossiler Energieträger umzusetzen und den Ausbau erneuerbarer Ener-
gien konsequent voranzutreiben. 

 

8 Potenzialanalyse 
Lokale erneuerbare Energiequellen werden in der Gemeinde Hinte eine zentrale Rolle in 
der künftigen Wärmeversorgung spielen. Daher war die Analyse der Potenziale ein essen-
zieller Bestandteil des Wärmeplans. Die Potenziale erneuerbarer Energiequellen basieren 
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auf den zur Verfügung stehenden Flächenpotenzialen, deren raumzeitlicher Verfügbarkeit 
sowie der technischen Umsetzbarkeit und Wirtschaftlichkeit der jeweiligen Technologien. 
Zusätzlich beeinflussen Faktoren wie lokale klimatische Bedingungen, rechtliche Rah-
menbedingungen (z. B. Bauvorschriften und Naturschutzauflagen), gesellschaftliche Ak-
zeptanz und mögliche Förderprogramme die Nutzung Erneuerbarer Energien. 

Sämtliche Daten und Analysen wurden GIS- und datenbankgestützt erarbeitet und aufbe-
reitet, um eine präzise räumliche und thematische Auswertung sicherzustellen. Die 
Grundlage der Potenzialanalyse bildete ein GIS-gestütztes Flächenscreening, bei dem 
Flächen identifiziert wurden, die für die Produktion Erneuerbarer Energien ungeeignet 
sind oder Einschränkungen aufweisen. Aus der Flächenbilanz wurden unter anderem Na-
turschutz-, Wasserschutz- und Überschwemmungsgebiete ausgeschlossen.  

8.1 Bestehende Energieinfrastruktur in der Gemeinde Hinte 
Die Energieversorgung in der Gemeinde ist durch eine gut ausgebaute Infrastruktur aus 
Gas-, Strom- und Erzeugungsanlagen geprägt. Tab. 1 fasst die bestehende Energieinfra-
struktur zusammen. 
Tab. 1: Bestehende Energieinfrastruktur 

Kategorie Details 

Gasnetz Rund 2.900 Gaszählpunkte, 147 km Netzlänge 

Stromnetz 
Rund 3.400 Stromzählpunkte, schätzungsweise 250 km erdverlegte 
Leitungen im Mittel- und Niederspannungsbereich 

Stromerzeugungs- u. Spei-
cheranlagen 

1.095 netzgekoppelte Anlagen 

Photovoltaik (PV) 777 PV-Anlagen mit 7,1 MW installierter Nettoleistung 

Batteriespeicher 
278 Batteriespeicher mit 1,4 MW Nettoleistung in Betrieb, 5 weitere 
mit 29,3 MW in Planung 

KWK/BHKW-Anlagen 
2 Anlagen mit Stromnetzeinspeisung mit 0,06 MW installierter Netto-
leistung 

Windkraft 38 Windkraftanlagen mit 69,7 MW Nennleistung in Betrieb 

Quellen: BNetzA 2025, EWE Netz GmbH 2025; Berechnungen HL-MM/K2I2 

Das Gasnetz umfasst rund 2.900 Gaszählpunkte mit einer Netzlänge von ca. 147 km und 
bildet die zentrale Grundlage für die Wärmeversorgung. Aufgrund seiner fossilen Ausrich-
tung stellt es jedoch eine erhebliche Herausforderung für die Klimaneutralitätsziele der 
Gemeinde dar. Auch die 2 Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen (KWK/BHKW) mit einer instal-
lierten Leistung von 0,06 MW tragen maßgeblich zur fossilen Prägung des Energiesystems 
bei. 
Das Stromnetz mit 3.400 Zählpunkten und 250 km erdverlegten Leitungen im Mittel- und 
Niederspannungsbereich gewährleistet eine zuverlässige Stromverteilung. Im Bereich 
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der erneuerbaren Energien sind 1.095 netzgekoppelte Stromerzeugungs- und Speicher-
anlagen vorhanden, darunter 777 Photovoltaikanlagen mit einer installierten Nettoleis-
tung von 7,1 MW. Ergänzt wird diese Kapazität durch 278 Batteriespeicher mit einer Net-
toleistung von etwa 1,4 MW, die eine eƯiziente Speicherung und Nutzung überschüssigen 
Stroms ermöglichen. Derzeit sind 38 Windkraftanlagen mit 69,7 MW Nennleistung in Be-
trieb. 
Um die Energieversorgung in der Gemeinde Hinte klimafreundlicher zu gestalten, müssen 
der Ausstieg aus dem fossil geprägten Gasnetz und die Dekarbonisierung der KWK-Anla-
gen durch den konsequenten Ausbau erneuerbarer Energien vorangetrieben werden. Die 
erneuerbaren Energiequellen, die hierzu beitragen können, werden nachfolgend erläu-
tert. 

8.2 Ergebnisse zu den Potenzialen erneuerbarer Energiequellen 
Die Grundlage der Potenzialanalyse bildete ein GIS-gestütztes Flächenscreening, bei 
dem Flächen mit Ausschlusskriterien oder relevanten Restriktionen für die Produktion er-
neuerbarer Energien identifiziert wurden. In der Flächenbilanz wurden unter anderem Na-
turschutz- und FFH-Flächen, Landschaftsschutzgebiete sowie Trinkwasserschutz- und 
Überschwemmungsgebiete ausgeschlossen. 

 
Abb. 24: Potenziale erneuerbarer Energiequellen; Berechnungen HL-MM/K2I2 

Abb. 24 zeigt das technisch-gesellschaftliche Potenzial zur Wärme- und Stromerzeugung 
aus erneuerbaren Energiequellen (GWh/a) auf Basis GIS-gestützter Analysen für die Ge-
meinde Hinte. Für PV auf Freiflächen und Biogas/Biomethan wurde dabei konservativ an-
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genommen, dass lediglich 10 % der grundsätzlich verfügbaren landwirtschaftlichen Flä-
chen als Berechnungsgrundlage herangezogen werden. Dadurch werden Nutzungskon-
kurrenzen sowie Akzeptanz- und Naturschutzbelange berücksichtigt. 
Auf der Stromseite wird das Potenzial in Hinte maßgeblich durch Windkraft geprägt, mit 
einem geschätzten jährlichen Ertrag von rund 365 GWh/a. Für die Photovoltaik auf Dach-
flächen wird in Hinte derzeit ein relevantes Strompotenzial von rund 75 GWh/a ausgewie-
sen. Ergänzend tragen Photovoltaik-Freiflächenanlagen mit etwa 55 GWh/a sowie Photo-
voltaik-Thermie-Kombianlagen (PVT) mit rund 10 GWh/a zur Stromerzeugung bei. Ein wei-
teres, vergleichsweise geringes Strompotenzial ergibt sich aus Biogas bzw. Biomethan mit 
etwa 1 GWh/a. 
Auf der Wärmeseite zeigen sich die größten Potenziale von Luft-Wärmepumpen mit etwa 
45 GWh/a sowie bei der oberflächennahen Geothermie (z. B. Erdwärmesonden und -kol-
lektoren) mit rund 30 GWh/a. Weitere relevante Beiträge liefern PVT-Anlagen mit etwa 25 
GWh/a, Solarthermie auf Dachflächen mit rund 15 GWh/a sowie die Nutzung von Ober-
flächenwasserwärme (z. B. Flusswärmepumpen) mit etwa 15 GWh/a. Kleinere Wärmepo-
tenziale entfallen auf Biogas bzw. Biomethan mit etwa 1 GWh/a. 
In der Gesamtbetrachtung (Wärme und Strom) dominieren damit Windkraft,  
Photovoltaik-Dach- und Freiflächenanlagen, Luft-Wärmepumpen sowie PVT-Anlagen das 
erneuerbare Energiepotenzial der Gemeinde Hinte. Vor dem Hintergrund eines steigen-
den Strombedarfs durch den verstärkten Einsatz von Wärmepumpen sowie der zuneh-
menden Sektorenkopplung – insbesondere durch Elektromobilität und Power-to-Heat-
Anwendungen – kommt dem weiteren Ausbau der Photovoltaik eine zentrale Rolle in der 
lokalen Energieversorgung zu.  
Die Auswertungen zeigen, dass sowohl das theoretische Potenzial (Nutzung aller unein-
geschränkt verfügbaren Flächen) als auch das technisch gesellschaftlich realisierbare 
Potenzial den Wärmebedarf der Gemeinde Hinte rechnerisch decken können. Für die 
praktische Umsetzung ist dabei die Sektorenkopplung zentral. Durch die integrierte Be-
trachtung von Strom, Wärme und Mobilität, insbesondere über die Elektrifizierung der 
Wärmeversorgung (z. B. Wärmepumpen), den Einsatz von Speichern und ein flexibles 
Lastmanagement, lassen sich fluktuierende erneuerbare Energien eƯizient nutzen, 
Netzengpässe reduzieren sowie die Versorgungssicherheit gewährleisten. 
Die folgenden Unterkapitel (8.2.1–8.2.10) beleuchten die einzelnen erneuerbaren Ener-
giequellen im Hinblick auf zentrale Kennzahlen, technische Umsetzbarkeit sowie ihre Be-
deutung für den Aufbau einer potenziellen erneuerbaren Energieinfrastruktur in Hinte. 

8.2.1 Windkraft  
Die Windenergie spielt eine zentrale Rolle bei der Erreichung der Klimaschutzziele und 
der Umstellung auf eine nachhaltige Energieversorgung. Sie zählt zu den eƯizientesten 
und wirtschaftlichsten Technologien zur klimafreundlichen Stromerzeugung. Im Kontext 
der Gemeinde Hinte stellt die Windkraft eine wichtige Säule der lokalen Energiewende 
dar.  
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In Hinte sind bereits 38 Windenergieanlagen mit einer Nennleistung von 69,7 MW in Be-
trieb, die damit bereits heute einen relevanten Beitrag zur regionalen Stromproduktion 
leisten. 
Zusätzliche Potenziale ergeben sich künftig insbesondere durch Repowering, also den Er-
satz älterer, leistungsschwächerer Anlagen durch moderne Turbinen mit größeren Rotor-
durchmessern und höherer Leistung. Dadurch kann auf bestehenden Standorten eine 
deutlich höhere Energieausbeute erzielt werden – bei zugleich geringerer Anlagenzahl 
und, je nach Planungskonzept, reduzierter Flächeninanspruchnahme bzw. besserer Flä-
cheneƯizienz. 
Mit rund 204 ha Potenzialfläche und durch Repowering ergeben sich darüber hinaus zu-
sätzliche Entwicklungsmöglichkeiten. Repowering bedeutet den Ersatz älterer, leistungs-
schwächerer Anlagen durch moderne Turbinen mit größeren Rotordurchmessern und hö-
herer Leistung. Dadurch kann an bestehenden Standorten eine deutlich höhere Energie-
ausbeute erzielt werden, häufig bei zugleich geringerer Anlagenzahl und - je nach Pla-
nungskonzept - reduzierter Flächeninanspruchnahme beziehungsweise insgesamt bes-
serer FlächeneƯizienz. Unter der Annahme einer durch Repowering getriebenen Steige-
rung der installierten Leistung auf rund 152 MW ergibt sich eine deutliche Kapazitätsstei-
gerung des technischen Windkraftpotenzials. Bei angenommenen Volllaststunden von 
rund 2.400 Stunden pro Jahr entspricht dies einem jährlichen Stromertrag von rund 365 
GWh pro Jahr. 
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Anmerkungen: 

 

8.2.2 Solarenergie 
Im Gegensatz zu fossilen Energieträgern basiert Solarenergie auf einer langfristig verfüg-
baren, emissionsfreien Ressource und stellt einen zentralen Baustein der klimafreundli-
chen Energieversorgung dar. Sie spielt eine Schlüsselrolle für die lokale Energiewende, da 
sie dezentral einsetzbar ist, gut mit bestehenden Infrastrukturen kombiniert werden kann 
und sowohl zur Strom- als auch zur Wärmeerzeugung beiträgt. Technologische Fort-
schritte der vergangenen Jahre haben zu erheblichen EƯizienzsteigerungen und deutli-
chen Kostensenkungen geführt. Moderne Photovoltaikmodule erreichen heute Wirkungs-
grade von etwa 15–25 % und nutzen sowohl direkte als auch diƯuse Strahlung eƯizient. 
Gleichzeitig sind die Modulpreise seit 2010 um über 70 % gesunken, wodurch Solarener-
gie heute zu den kostengünstigsten erneuerbaren Technologien zählt.  

 

 

 Kommunen können bei Windenergieprojekten auch finanziell profitieren. Dafür 
kommen je nach Projektkonstellation insbesondere drei Wege in Betracht: eine 
Kommunalabgabe nach § 6 EEG (bis zu 0,2 Cent je tatsächlich eingespeister Ki-
lowattstunde für betroƯene Gemeinden im Umkreis von 2,5 km), Pacht- bzw. 
Nutzungsentgelte bei Flächen in kommunalem Eigentum sowie Gewerbesteu-
ereƯekte bei entsprechender Betreiber- und Betriebsstättenstruktur. 

 Die Stromproduktion aus Windkraftanlagen variiert naturgemäß über das Jahr. 
Durch eine systemorientierte Auslegung lassen sich diese Schwankungen je-
doch gut integrieren. In Kombination mit Speichern, Lastmanagement, sekto-
rengekoppelten Anwendungen (z. B. Wärmepumpen, Power to Heat), flexiblen 
Erzeugern sowie einer vorausschauenden Netzplanung können Erzeugungs-
spitzen genutzt und windärmere Phasen zuverlässig überbrückt werden. Mo-
derne Anlagen- und Betriebsstrategien reduzieren zudem Lastwechsel und tra-
gen zur langlebigen, netzdienlichen Fahrweise bei. 

 Windenergieprojekte sollten so geplant werden, dass akustische, visuelle und 
ökologische Belange frühzeitig berücksichtigt und bestmöglich gelöst werden. 
Durch geeignete Standortwahl, die Einhaltung von Abständen und Lärmgrenz-
werten, technische Minderungsmaßnahmen sowie naturverträgliche Betriebs-
weisen lassen sich Auswirkungen auf Wohnumfeld, Landschaftsbild sowie Ar-
ten und Naturschutz minimieren. Genehmigungs- und Ausgleichsverfahren 
stellen sicher, dass Anforderungen transparent geprüft und Maßnahmen ver-
bindlich umgesetzt werden.  

 Bestehende Interessensbekundungen zur Errichtung von Windkraftanlagen, 
kombiniert mit einer umfassenden Bürger*innenbeteiligung, schaƯen die 
Grundlage für eine wirtschaftlich und sozial erfolgreiche Umsetzung der Wind-
energieprojekte. Die direkte Einbindung der Bürger*innen fördert die regionale 
Wertschöpfung und erhöht die Akzeptanz für die Anlagen vor Ort. 
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Solarenergiepotenziale in der Gemeinde Hinte 
Die Nutzung von Dachflächen ist in der Gemeinde Hinte bereits etabliert, dennoch beste-
hen weiterhin erhebliche Ausbaupotenziale auf privaten, gewerblichen und öƯentlichen 
Gebäuden. Die GIS-gestützten Analysen zeigen, dass insbesondere Freiflächen, aber 
auch Dachflächen ein hohes technisches Potenzial zur Stromerzeugung aufweisen. Er-
gänzend bietet Solarthermie eine eƯiziente Möglichkeit zur Bereitstellung von Warmwas-
ser und anteilig auch von Heizwärme, insbesondere in Wohngebäuden sowie kommuna-
len Einrichtungen (C.A.R.M.E.N. e.V., 2023; Günnewig & Johannwerner, 2022).  
Bislang weitgehend ungenutzte Freiflächen bieten enorme Potenziale für den Ausbau der 
Photovoltaik, etwa auf unversiegelten Flächen, Brachflächen oder in Form von Agri-PV-
Systemen, bei denen Energieerzeugung und landwirtschaftliche Nutzung kombiniert wer-
den. Durch die Aktivierung weiterer Dach- und Freiflächen sowie den gezielten Ausbau 
von Photovoltaik und Solarthermie kann die Solarenergieproduktion in Hinte auf über 175 
GWh/a gesteigert werden und damit etwa das Fünfundzwanzigfache des heutigen Ni-
veaus erreichen.  

Kostenentwicklung und Wirtschaftlichkeit 
Die Investitionskosten für Photovoltaikanlagen sind in den letzten Jahren deutlich gesun-
ken. Aktuell liegen die spezifischen Kosten je nach Anlagengröße und Ausführung bei 
etwa 1.200–1.800 €/kWp. Für typische Einfamilienhäuser mit Anlagen zwischen 4 und 10 
kWp ergeben sich Investitionskosten von rund 6.000–12.000 Euro. Hinzu kommen jährli-
che Betriebskosten für Wartung und Versicherung in Höhe von etwa 300–400 Euro. Batte-
riespeicher mit einer Kapazität von 4–8 kWh verursachen zusätzliche Kosten von etwa 
1.200–8.000 Euro, erhöhen jedoch den Eigenverbrauchsanteil und damit die Wirtschaft-
lichkeit der Anlage. 
Förderprogramme sowie Einsparungen durch Eigenverbrauch verbessern die Wirtschaft-
lichkeit von PV-Anlagen erheblich und machen Solarenergie zu einer kostengünstigen und 
nachhaltigen Lösung mit moderaten Amortisationszeiten. Zusätzlich schaƯen gesetzli-
che Vorgaben wie Solardachpflichten – etwa für gewerbliche Neubauten oder über Fest-
setzungen in Bauleitplänen – weitere Anreize zur konsequenten Erschließung der vorhan-
denen Potenziale.  

Technologische Einordnung: PV, Solarthermie und Photovoltaik-Thermie-(PVT-)Sys-
teme 
Solarthermie weist zwar eine hohe energetische EƯizienz auf, ist jedoch überwiegend auf 
Anwendungen mit kontinuierlichem Wärmebedarf – insbesondere die Warmwasserberei-
tung – begrenzt. Photovoltaik ist demgegenüber vielseitiger einsetzbar, wirtschaftlich 
deutlich dominanter und kann flexibel in verschiedenen Sektoren genutzt werden, etwa 
für Haushaltsstrom, Elektromobilität, Wärmepumpen oder Power-to-Heat-Anwendun-
gen. Aus heutiger Sicht erscheint für die aktive Dachflächennutzung bis zum Jahr 2040 ein 
Szenario plausibel, in dem Photovoltaik den mit Abstand größten Anteil einnimmt, wäh-
rend Solarthermie eine ergänzende Rolle behält und PVT an Bedeutung gewinnt.  
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PVT-Systeme ermöglichen neben der Stromerzeugung auch die Bereitstellung von Nieder-
temperaturwärme und können zusätzlich als Wärmequelle (Sole) für Wärmepumpen die-
nen. Dadurch verbessern sie die EƯizienz strombasierter Heizsysteme und unterstützen 
die Sektorenkopplung durch die gleichzeitige Bereitstellung von Strom und Wärme. 

Bedeutung für die kommunale Wärme- und Energiewende 
Insgesamt leistet Solarenergie – insbesondere in Kombination mit Wärmepumpen, Spei-
chern und geeigneten Förderinstrumenten – einen wesentlichen Beitrag zur lokalen Ener-
gieautarkie, zur Reduktion von Treibhausgasemissionen und zur Erreichung der Klima-
schutzziele der Gemeinde Hinte. Sie bildet damit einen zentralen Pfeiler einer dezentra-
len, resilienten und zukunftsfähigen Energieversorgung. 

Zusätzliche Potenziale zur Solarenergiegewinnung in der Gemeinde Hinte 
Neben der Nutzung von Dachflächen, Freiflächen sowie Solarthermie gibt es weitere, bis-
lang weniger genutzte Potenziale, die zur Steigerung der Solarenergieproduktion beitra-
gen können. Dazu zählen insbesondere innovative Konzepte wie Fassaden-PV, Balkon-
kraftwerke und kombinierte Lösungen. 

 Fassaden-Photovoltaik (Fassaden-PV) 
Moderne PV-Module können heute in Gebäudefassaden integriert werden und er-
weitern die Möglichkeiten der Stromerzeugung. Diese Lösungen sind besonders 
für Gewerbeimmobilien, öƯentliche Gebäude und Neubauten geeignet, bei denen 
große vertikale Flächen zur Verfügung stehen. Fassadenmodule sind ästhetisch 
ansprechend, multifunktional (z. B. Verschattung) und ermöglichen eine Nutzung 
auch bei begrenzten Dachflächen. 

 Balkonkraftwerke (Stecker-Solargeräte) 
Balkonkraftwerke sind kleine, steckerfertige PV-Anlagen, die sich ideal für Miet-
wohnungen oder kleine Eigenheime eignen. Sie bestehen aus ein bis vier Modulen 
und können direkt an das Hausnetz angeschlossen werden. Pro Modul lassen sich 
etwa 500 – 1.000 kWh/Jahr erzeugen, abhängig von der Ausrichtung und Sonnen-
einstrahlung. Die Investitionskosten von etwa 400 – 1.500 Euro pro System sind 
gering. Den Bürger*innen bieten Balkonkraftwerke eine einfache Möglichkeit, aktiv 
zur Energiewende beizutragen und gleichzeitig ihre Stromkosten zu senken. Dar-
über hinaus eignen sie sich hervorragend zur schnellen und unkomplizierten Er-
schließung von kleinem Solarstrompotenzial.  
Ein weiterer unschätzbarer Mehrwert liegt in der Bewusstseinsbildung: Durch die 
Nutzung von Balkonkraftwerken setzen sich Nutzer*innen intensiver mit ihrem 
Stromverbrauch, Möglichkeiten der Energieeinsparung und moderner Technologie 
auseinander. Diese Auseinandersetzung fördert ein nachhaltigeres Denken und 
Handeln im Alltag, was langfristig zur Unterstützung der Energiewende und zu ei-
ner bewussteren Energienutzung beiträgt. 
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 Parkplatzüberdachungen mit PV (Carport-PV) 
Die Integration von PV-Anlagen auf Parkplätzen bietet eine doppelte Nutzung der 
Fläche – Stromproduktion und Beschattung der Stellplätze. Carport-PV-Systeme 
können sowohl auf öƯentlichen Parkplätzen (z. B. Einkaufszentren, Schulen) als 
auch auf privaten Stellplätzen installiert werden. Parkplatzüberdachungen sind 
besonders wirtschaftlich bei großflächigen Stellplätzen und bieten einen sichtba-
ren Beitrag zur nachhaltigen Ortsentwicklung. 

 Agri-PV – Kombination von Landwirtschaft und PV 
Agri-PV ermöglicht die gleichzeitige Nutzung von landwirtschaftlichen Flächen für 
die Produktion von Lebensmitteln bzw. Sonderkulturen und die Erzeugung von So-
larstrom. Die PV-Module werden in ausreichender Höhe und Abständen montiert, 
sodass landwirtschaftliche Maschinen weiterhin eingesetzt werden können. Zu 
den Vorteilen zählen eine gesteigerte FlächeneƯizienz, der Schutz vor Wetterext-
remen sowie zusätzliche Einkommensquellen für landwirtschaftliche Betriebe. 

 Direkte Power-to-Heat-Anwendungen als Ergänzung der Wärmeversorgung 
Neben Wärmepumpen als eƯiziente sogenannte Power-to-Heat-Anwendung ge-
winnt die direkte Nutzung von Solarstrom zur Wärmeerzeugung zunehmend an Be-
deutung. Dabei wird überschüssiger PV-Strom genutzt, um über Heizstäbe Wärme 
in PuƯer- oder Brauchwasserspeichern bereitzustellen. 
Getrieben durch den weiteren Ausbau von Photovoltaikanlagen – gegebenenfalls 
auch in Form von PVT-Systemen, die gleichzeitig Strom und nutzbare Wärme be-
reitstellen – sowie durch weiter sinkende Systemkosten und eine wachsende Zahl 
praktischer Anwendungsbeispiele könnte sich die direkte Power-to-Heat-Nutzung 
künftig als sinnvolle Ergänzung der Wärmeversorgung etablieren. 
Besonders in Kombination mit Speichern und intelligenten Steuerungssystemen 
tragen solche Systeme perspektivisch dazu bei, Lastspitzen im Stromnetz zu redu-
zieren und überschüssige Solarenergie eƯizient zu verwerten. Damit eröƯnen sich 
neue Möglichkeiten zur Flexibilisierung des Energieverbrauchs und zur sektorüber-
greifenden Integration erneuerbarer Energien im lokalen Energiesystem. 

 

Netzinfrastruktur im Kontext des PV-Ausbaus 
Für den erfolgreichen Ausbau von Dach- und Freiflächenphotovoltaik ist neben der Flä-
chenverfügbarkeit auch die Aufnahmefähigkeit der vorhandenen Stromnetze ein ent-
scheidender Faktor. Die Erfahrung zeigt, dass es im Zusammenhang mit dem Zubau von 
PV-Anlagen immer wieder zu Engpässen bei der Netzeinspeisung kommt, was die Umset-
zung geplanter Projekte verzögern oder im Einzelfall verhindern kann. 
Die künftige Nutzung des technisch verfügbaren PV-Potenzials wird maßgeblich davon 
abhängen, inwieweit die Netzinfrastruktur mit dem Ausbau der dezentralen Erzeugungs-
kapazitäten Schritt halten kann. Dies erfordert eine vorausschauende Netzplanung und 
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gegebenenfalls eine Verstärkung der Netze – entweder im Rahmen der bestehenden ge-
setzlichen Vorgaben (z.ௗB. §ௗ11 EnWG – Verpflichtung zum eƯizienten, sicheren und leis-
tungsfähigen Netzbetrieb (BfJ, 2005)) oder im Zuge eigeninitiierter Maßnahmen der zu-
ständigen Netzbetreiber. 
Darüber hinaus gewinnen technische Flexibilitätsoptionen, wie der Einsatz von Batterie-
speichern, steuerbaren Einspeisemanagementsystemen oder Lastverschiebungstech-
nologien, zunehmend an Bedeutung. Sie können helfen, Netzengpässe lokal abzufedern 
und den weiteren Zubau von PV-Anlagen auch in bereits belasteten Netzbereichen zu er-
möglichen. 

Fazit:  

 

 

 Die Solarenergie bietet in der Gemeinde Hinte erhebliche Potenziale zur nach-
haltigen Strom- und Wärmeerzeugung. Die GIS-gestützten Analysen zeigen, 
dass durch die zusätzliche Nutzung von Dach- und Freiflächen sowie ergän-
zende Anwendungen (z. B. Fassaden-PV, Balkonkraftwerke, Parkplatzüber-
dachungen/Carport-PV) die Energieproduktion deutlich gesteigert werden 
kann. 

 Solarenergie kann auf Dachflächen, Freiflächen und – ergänzend – auf Gebäu-
defassaden sowie als Agri-PV auf landwirtschaftlichen Flächen installiert wer-
den. Dadurch kann die FlächeneƯizienz erhöht und Nutzungskonkurrenzen re-
duziert werden. 

 Moderne PV-Module erreichen heute Wirkungsgrade von etwa 15–25 %; gleich-
zeitig sind die Kosten für Photovoltaik seit 2010 deutlich gesunken (im Marktt-
rend um >70 %). 

 Balkonkraftwerke ermöglichen eine niedrigschwellige Eigenstromerzeugung, 
insbesondere im Miet- und Bestandsbereich. In Kombination mit gemein-
schaftlichen Modellen (z. B. Mieterstrom/Energiegemeinschaften) kann die lo-
kale Beteiligung an der Energiewende gestärkt werden. 

 PVT-Systeme kombinieren Strom- und Niedertemperaturwärmeerzeugung und 
können zusätzlich als Wärmequelle (Sole) für Wärmepumpen dienen. Dadurch 
wird die Sektorenkopplung unterstützt und die EƯizienz strombasierter Wärme-
lösungen erhöht. 

 Lösungen wie Carport-PV oder Agri-PV verbinden Stromerzeugung mit Zusatz-
nutzen (z. B. Witterungsschutz/Beschattung bzw. landwirtschaftliche Nut-
zung). 

 Solarenergie ist – ähnlich wie Windkraft – fluktuierend, da die Erzeugung von 
Einstrahlung und Wetter abhängt. Für eine sichere Versorgung sind daher Spei-
cher, Lastmanagement und eine geeignete Netzintegration erforderlich. 

 In der Praxis können beim PV-Ausbau Engpässe in der Netzinfrastruktur auftre-
ten. Eine vorausschauende Netzplanung, gezielte Verstärkungen sowie der Ein-
satz von Speichern und Einspeisemanagement sind zentrale Voraussetzungen, 
um das Potenzial vollständig nutzbar zu machen. 
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8.2.3 Luftwärmepumpen  
Luftwärmepumpen zur Nutzung von Umweltwärme 
Die Nutzung von Umweltwärme über Luftwärmepumpen stellt eine wichtige Säule der 
nachhaltigen Energieversorgung dar. Luftwärmepumpen gewinnen Wärme aus der Um-
gebungsluft und machen sie für Heizung und Warmwasserbereitung nutzbar. Sie sind be-
sonders flexibel einsetzbar, benötigen keine tiefen Bohrungen oder großen Flächen und 
können sowohl in Neubauten als auch in Bestandsgebäuden integriert werden. 

 
Potenziale der Luftwärmepumpen-Nutzung in der Gemeinde Hinte 
Luftwärmepumpen erfordern keine besonderen geologischen Voraussetzungen und kön-
nen praktisch auf jedem Grundstück installiert werden. Sie eignen sich sowohl für Einfa-
milienhäuser als auch für größere Wohngebäude oder Gewerbeobjekte. Wie Erdwärme 
ist die Umweltwärme eine klimafreundliche Energiequelle, die unerschöpflich und kos-
tenlos zur Verfügung steht. In Verbindung mit grünem Strom können Luftwärmepumpen 
eine nahezu emissionsfreie Wärmeversorgung gewährleisten. Ein besonderer Vorteil ist, 
dass Luftwärmepumpen keine zusätzlichen Installationen wie Bohrungen (wie bei Erd-
wärme) oder Kollektoren (wie bei Solarthermie) erfordern. Sie sind somit ideal geeignet 
für Gebiete mit geringem Platzangebot oder schwierigen geologischen Bedingungen. Der 
Gebäudebestand in der Gemeinde besteht aus einer großen Zahl an Ein- und Mehrfamili-
enhäusern, die auf Luftwärmepumpen umgerüstet werden könnten. Für Neubaugebiete 
bietet sich die Möglichkeit, Luftwärmepumpen standardmäßig in die Bauplanung zu in-
tegrieren.  
Das Potenzial für Luftwärmepumpen wird im Rahmen eines GIS-basierten Screening-Ver-
fahrens über eine Flächenbilanz je Flurstück abgeschätzt. Als konservativer Nutzbarkeits-
abzug wird je Flurstück ein 3-m-Abstand zur Nachbargrundstücksgrenze angesetzt, so-
dass die verbleibende Flurstücksinnenfläche als potenziell nutzbar gilt. Potenzielle Auf-
stellflächen werden gebäudenah abgeleitet, indem um den Gebäudegrundriss ein 2-m-
PuƯer gebildet wird. Dieser PuƯer wird als nutzbare Aufstellzone innerhalb des Grund-
stücks interpretiert (Verortung innerhalb des Flurstücks). Die Aufstellmöglichkeiten erge-
ben sich aus der Überlagerung der gebäudenahen Zone mit der nutzbaren Flurstücksflä-
che unter Berücksichtigung des 3-m-Grenzabstands. Über die Anzahl der so identifizier-
ten Aufstellbereiche wird das Standortpotenzial im Untersuchungsgebiet aggregiert. 
Die Ergebnisse stellen eine theoretisch-technische Potenzialabschätzung dar. Schall-
schutzbezogene Anforderungen, konkrete Aufstellvarianten (z. B. Fassaden-/Dachauf-
stellung) sowie objektspezifische Restriktionen sind individuell in nachgelagerten Pla-
nungsschritten standortscharf zu prüfen. 
In baulich verdichteten Gebieten (z. B. ältere Ortskerne) kann die Aufstellung von Außen-
einheiten durch begrenzte Flächen, Abstandsanforderungen sowie Schallschutzauflagen 
erschwert sein; hier sind standortbezogen alternative Lösungen (z. B. zentrale/gebündelte 
Anlagen, PVT oder Wärmenetze) zu prüfen. Ergänzend kommen technische Varianten in 
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Betracht, die die Zahl und Sichtbarkeit von Außengeräten reduzieren bzw. deren Aufstel-
lorte verlagern: Dazu zählen gebündelte/zentralisierte Außeneinheiten (Clusterlösungen 
für mehrere Gebäude, z. B. im Hinterhof oder auf Nebenflächen), Dachaufstellungen mit 
Dachaufständerung (z. B. hinter Attika/Dachaufbauten, unter Beachtung von Statik, 
Schwingungsentkopplung und Wartungszugang) sowie innen aufgestellte Luft/Wasser-
Wärmepumpen mit kanalgeführter Zu- und Abluft (Außenansicht über Luftgitter statt Au-
ßeneinheit). In Einzelfällen können auch Split-Systeme mit optimierter Aufstellführung 
oder Luft/Luft-Klimasplitgeräte (insb. für Raumheizung/-kühlung, ggf. ergänzt um sepa-
rate Warmwasserlösungen) eine Option sein. Schallmindernde Maßnahmen (u. a. 
schwingungsentkoppelte Fundamente, Schalldämpfer/Schallschutzhauben, geeignete 
Aufstellgeometrie und Nachtbetriebsmodi) sind dabei in die standortbezogene Planung 
einzubeziehen. 

Herausforderungen der Luftwärmepumpen-Nutzung 

 Die EƯizienz von Luftwärmepumpen ist stark von der Außentemperatur abhängig. 
An kalten Wintertagen sinkt die EƯizienz im Vergleich zu Erdwärme- oder Wasser-
wärmepumpen deutlich. Daher sind Optimierungen der Gebäudedämmung not-
wendig, um niedrige Vorlauftemperaturen zu gewährleisten und die EƯizienz der 
Wärmepumpen zu erhöhen. 

 Luftwärmepumpen benötigen elektrische Energie für den Betrieb. Um klima-
freundlich zu bleiben, sollte dieser Strom aus erneuerbaren Energien stammen. 
Hier bietet sich der Ausbau lokaler Photovoltaik-Anlagen als nachhaltige und wirt-
schaftliche Lösung an. 

 Die AnschaƯungskosten für Luftwärmepumpen sind zwar geringer als für Erdwär-
mesonden, können aber im Vergleich zu konventionellen Heizsystemen zunächst 
hoch erscheinen. Eine sorgfältige Kosten-Nutzen-Analyse und die Einbindung von 
Fördermitteln sind entscheidend, um die Wirtschaftlichkeit sicherzustellen. 

 Die Außeneinheiten von Luftwärmepumpen erzeugen Betriebsgeräusche, die in 
dicht besiedelten Gebieten problematisch sein können. Eine sorgfältige Standort-
wahl und gegebenenfalls Schalldämpfungsmaßnahmen sind erforderlich, um die 
Geräuschentwicklung zu minimieren. 
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Fazit: 

 

8.2.4 Geothermie  
Die Geothermie zählt zu den vielversprechendsten erneuerbaren Energiequellen und bie-
tet durch die Nutzung der in der Erde gespeicherten Wärme eine nachhaltige und umwelt-
freundliche Alternative zu fossilen BrennstoƯen. Ein wesentlicher Vorteil der Geothermie 
gegenüber Wind- und Solarenergie ist ihre ständige Verfügbarkeit, unabhängig von Tages-
zeit oder Jahreszeit. In der Tiefe ab etwa fünf Metern bleibt die Temperatur konstant, 
wodurch Wärme und Strom rund um die Uhr bereitgestellt werden können. 

Die Nutzung der Geothermie wird in zwei Hauptkategorien unterteilt: 

8.2.4.1 Oberflächennahe Geothermie 
Die oberflächennahe Geothermie nutzt Wärmequellen aus bis zu 400 Metern Tiefe und 
wird hauptsächlich zur direkten Wärmeversorgung von Gebäuden eingesetzt. Wärme-
pumpen spielen dabei eine zentrale Rolle: Sie entziehen die gespeicherte Energie aus der 
Umgebung – sei es aus der Luft, dem Grundwasser oder dem Erdreich – und heben diese 
auf ein höheres Temperaturniveau, um sie für Heizungszwecke nutzbar zu machen. Für 
diesen Prozess benötigt die Wärmepumpe Strom. Im Normalbetrieb kann sie aus einer 
Kilowattstunde Strom etwa vier Kilowattstunden Wärme erzeugen. Dieses Verhältnis wird 
als Jahresarbeitszahl (JAZ) bezeichnet und ist ein Maß für die EƯizienz der Wärmepumpe. 
Je höher die JAZ, desto eƯizienter arbeitet die Wärmepumpe. Die EƯizienz und Umweltbi-
lanz der Wärmeversorgung lässt sich zusätzlich steigern, wenn die Wärmepumpe mit So-
larthermieanlagen oder einem WärmepuƯersystem kombiniert wird. Dadurch können 
Lastspitzen abgefangen, regenerative Energiequellen besser integriert und der Strombe-
darf netzdienlich verteilt werden. Die oberflächennahe Geothermie bietet zwei eƯiziente 
Möglichkeiten zur Wärmegewinnung: 

Luftwärmepumpen bieten ein enormes Potenzial zur nachhaltigen Wärmeversorgung. 
Durch ihre flexible Einsetzbarkeit, die geringen Flächenanforderungen und die einfache 
Installation sind sie eine zukunftsfähige Lösung, besonders in Kombination mit Photo-
voltaik-Anlagen zur Eigenstromnutzung. Allerdings sind einige Herausforderungen zu 
beachten:  

 Ein hoher energetischer Gebäudestandard oder umfassende Sanierungsmaß-
nahmen sind notwendig, um niedrige Vorlauftemperaturen zu gewährleisten 
und die EƯizienz der Wärmepumpe zu optimieren. 

 An Tagen mit niedrigen Außentemperaturen sinken die Jahresarbeitszahl (JAZ) 
und dadurch die EƯizienz von Luftwärmepumpen erheblich. 

 Eine professionelle Beratung und korrekte Dimensionierung des Wärmepum-
pensystems sind entscheidend, um die Leistung optimal an den Heizbedarf des 
Gebäudes anzupassen und EƯizienzverluste zu vermeiden. 

 Photovoltaik-Anlagen mit intelligenter Steuerung (z.ௗB. Wärmepumpe und Spei-
cher) können dabei helfen, möglichst viel Eigenstrom direkt im Gebäude zu nut-
zen und so sowohl ökonomische als auch ökologische Vorteile zu erzielen. 
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 Erdwärmesonden: Vertikal installierte Sonden reichen bis zu 400 Metern Tiefe 
und ermöglichen die Nutzung der konstanten Temperaturen des Untergrunds. Sie 
sind besonders platzsparend und eignen sich gut für dicht besiedelte Gebiete. 

 Erdwärmekollektoren: Diese nutzen die oberflächennahen Schichten des Bo-
dens zur Wärmegewinnung. Sie erfordern jedoch größere Grundstücksflächen und 
sind besonders für größere Liegenschaften oder Neubaugebiete geeignet. 

Durch ihre Vielseitigkeit und hohe EƯizienz stellt die oberflächennahe Geothermie eine 
nachhaltige und zukunftsfähige Wärmeversorgungsoption dar, die sowohl im Neubau als 
auch bei der Sanierung von Bestandsgebäuden Anwendung finden kann. 
Im Kontext der Nutzung von Wärme über Geothermie spielen in Gemeinden an der Nord-
seeküste sogenannte Energiepfähle eine immer wichtigere Rolle. Diese Energiepfähle 
(thermoaktive Pfähle) sind Gründungspfähle von Gebäuden, die zusätzlich als Wärme-
tauscher im Boden genutzt werden. In den Betonpfählen werden Rohrleitungen einge-
baut, durch die eine Flüssigkeit zirkuliert. Diese nimmt Wärme aus dem Boden auf oder 
gibt sie an den Boden ab. In Kombination mit einer Wärmepumpe kann das System Ge-
bäude heizen und im Sommer auch kühlen.  
Technische Kenndaten der thermoaktiven Pfähle (Energiepfähle): 

 Tiefe: ca. 10–40 m (abhängig von Baugrund und Statik) 
 Pfahldurchmesser: ca. 0,4–1,5 m 
 Spezifische Entzugsleistung: etwa 25–50 W pro Meter Pfahl 
 Nutzung: Heizen und Kühlen über Wärmepumpensysteme 
 Lebensdauer: > 50 Jahre 

Die zentralen Funktionen sind dabei also die Tragfunktion (Lastabtragung des Bauwerks 
in tiefere Bodenschichten) und die Energiegewinnung (Nutzung der relativ konstanten Un-
tergrundtemperatur in oberflächennahen Tiefen zum Heizen und Kühlen). Typische Leis-
tungsbereiche einer Anlage mit thermoaktiven Pfählen liegen je nach Anzahl und Größe 
der Pfähle im Bereich zwischen 10 kW und 800 kW. 

 

8.2.4.2 Tiefengeothermie 

Die Tiefengeothermie nutzt die in großen Tiefen gespeicherte Erdwärme aus Tiefen von 
bis zu 5.000ௗMetern, um sowohl Wärme als auch Strom bereitzustellen. Mit zunehmender 
Tiefe steigt die Temperatur des Gesteins aufgrund des geothermischen Gradienten – 
durchschnittlich um etwa 3ௗ°C pro 100ௗMetern Tiefe. In großen Tiefen lassen sich daher 
Temperaturen von 100–200ௗ°C oder höher erreichen, die für verschiedene Energieanwen-
dungen nutzbar gemacht werden können. Gegenwärtig ist jedoch kein Förder- oder Pilot-
projekt zur Nutzung der Tiefengeothermie in der Region bekannt. Darüber hinaus lässt die 
aktuell geringe Wärmebedarfsdichte in der Gemeinde eine wirtschaftliche Nutzung tie-
fengeothermischer Ressourcen zum jetzigen Zeitpunkt nicht zu. 
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Informationsgrundlagen 
Das kostenfreie Niedersächsische Bodeninformationssystem (NIBIS) bietet umfassende 
Informationen zu geothermischen Potenzialen sowie zur Wärmeleitfähigkeit des Bodens. 
Er enthält Daten sowohl zur Tiefengeothermie (bis 4.000ௗm Tiefe) als auch zur oberflä-
chennahen Geothermie (bis 200ௗm Tiefe) und bildet damit eine wichtige Entscheidungs-
grundlage zur Bewertung der geothermischen Nutzungsmöglichkeiten. Dabei wird das 
tiefengeothermische Potenzial in Hinte bei einer Betrachtungstiefe von bis zu 4.000ௗm als 
gering eingestuft. Die Wärmeleitfähigkeit des Untergrunds in relevanten Tiefenstufen bis 
200m liegt bei etwa 1,5–2,0 W/mK. Dies entspricht einer mittleren EƯizienz für geother-
mische Anwendungen. Die Einheit Watt pro Meter und Kelvin (W/(m·K)) beschreibt, wie 
eƯizient der Untergrund Wärme leitet, und ist ein zentraler Kennwert für die Auslegung 
geothermischer Systeme. 

Potenziale 
Das Potenzial für oberflächennahe Geothermie (Erdsonden) wird ebenfalls über eine GIS-
gestützte Flächenbilanz je Flurstück im Sinne eines Screenings ermittelt. Zur Berücksich-
tigung von Randbedingungen wird ein 3-m-Abstand zur Nachbargrundstücksgrenze als 
konservativer Nutzbarkeitsabzug angesetzt; die verbleibende Innenfläche bildet die 
Grundlage für die Potenzialabschätzung. Die Umrechnung von verfügbarer Fläche in mög-
liche Sondenstandorte erfolgt über eine Mindestflächenkennzahl von 75 m² je Standort, 
abgeleitet aus einem Referenz-Einfamilienhaus mit 8,7 kW Leistungsbedarf. Aus der je 
Flurstück rechnerisch möglichen Anzahl an Sondenstandorten wird das Gesamtpotenzial 
im Untersuchungsgebiet (Standortpotenzial bzw. äquivalente installierbare Leistung) ag-
gregiert. 
Die Ergebnisse sind als theoretisch-technische Potenzialabschätzung zu verstehen. Un-
tergrundabhängige Entzugsleistungen, konkrete Bohr- und Sondenabstände, Regenerati-
onseƯekte sowie wasserrechtliche Restriktionen (z. B. Schutzgebiete) werden in dieser 
Stufe nur pauschal berücksichtigt und sind im Rahmen der Detailplanung zu prüfen.  
Ausgehend von rund 2.100 potenziellen Standorten mit ausreichender Flächenverfügbar-
keit im Siedlungsgebiet der Gemeinde Hinte ergibt sich – unter der Annahme von 1.800 
Volllaststunden pro Jahr – ein relevantes Potenzial für die Nutzung oberflächennaher Ge-
othermie zur Wärmeversorgung. Für Erdwärmesonden, deren Leistungsfähigkeit maß-
geblich von den Untergrundbedingungen abhängt, wird eine spezifische Entzugsleistung 
von 50 W/m angesetzt. Daraus resultiert ein technisches Wärmepotenzial von rund 21,1 
GWh/a. Ergänzend kann über Erdwärmekollektoren (Flächenkollektoren) – unter Ansatz 
eines Mobilisierungsfaktors von 25 % – ein zusätzliches Potenzial von etwa 3,5 GWh/a 
mobilisiert werden. Insgesamt ergibt sich damit ein technisches Gesamtpotenzial der 
oberflächennahen Geothermie von rund 25 GWh/a, wodurch diese Technologie einen 
wichtigen Beitrag zur klimafreundlichen Wärmeversorgung in Hinte leisten kann. 

Kosten  
Für Einzellösungen mit Erdwärmesonde können Gesamtkosten im Bereich von 30.000 bis 
60.000ௗEuro anfallen. Die Vollkosten hängen wesentlich von den geologischen Gegeben-
heiten, der Bohrtiefe, der erforderlichen Wärmepumpenleistung sowie dem Umfang der 
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Installationsarbeiten ab. In Einzelfällen – insbesondere bei ungünstigen Bodenverhältnis-
sen oder komplexen baulichen Voraussetzungen – können die Kosten auch darüber hin-
ausgehen. Für Erdwärmekollektoren sind die Kosten aufgrund der geringeren Erschlie-
ßungskosten etwa 20 – 30 % niedriger. Damit stellen sie eine kostengünstigere Alternative 
dar, sofern ausreichend Grundstücksfläche zur Verfügung steht. Die Investitionskosten 
lassen sich durch gezielte Fördermaßnahmen des Bundes (z.ௗB. BEG - Bundesförderung 
für eƯiziente Gebäude) erheblich senken, wodurch die Technologie langfristig wirtschaft-
lich und nachhaltig wird. Für eine erfolgreiche Umsetzung sind detaillierte Standortana-
lysen erforderlich, um die geologischen Gegebenheiten optimal zu berücksichtigen und 
die Planung auf die jeweiligen Bedingungen vor Ort abzustimmen.  

Fazit: 

 

8.2.5 Bioenergie 

8.2.5.1 Feste Biomasse aus der Forstwirtschaft 

Die Nutzung fester Biomasse aus der Forstwirtschaft stellt ein systemisch relevantes, 
langfristig verfügbares Potenzial dar, insbesondere als regelbare Hochtemperatur- und 
Spitzenlastwärme in hybriden Versorgungskonzepten. Die Potenzialabschätzung in Hinte 

Die oberflächennahe Geothermie bietet in Hinte eine nachhaltige und zukunftsfähige 
Wärmeversorgungsoption und stellt eine sinnvolle Ergänzung zu anderen erneuerba-
ren Energiesystemen dar.  
 Erdwärmekollektoren sind besonders geeignet für größere Grundstücke sowie 

kommunale Gebäude, da sie eine ausreichende Fläche zur Installation benöti-
gen und technisch vergleichsweise einfach umzusetzen sind. 

 Erdwärmesonden stellen die eƯiziente Alternative in dicht besiedelten Gebieten 
dar, da sie weit weniger Platz benötigen und vertikal installiert werden können. 
Sie profitieren von konstanten Temperaturen in der Tiefe, was eine zuverlässige 
Wärmeversorgung ermöglicht. 

 Die Installation von thermoaktiven Pfählen (Energiepfähle) sollte beim Neubau 
von Gebäuden in Zukunft eine Rolle spielen. Diese Anlagen haben hohe energe-
tische Kennwerte (3,5 – 6 COP, d.h. aus 1kWh Strom kann bis zu 6 kWh Wärme 
gewonnen werden). Typische Anwendungsbereiche sind Wohnquartiere mit Lö-
sungen für kalte Nahwärmenetze, Büro- und Verwaltungsgebäude oder größere 
kommunale Einrichtungen (z.B. Krankenhäuser, Schulen, etc.). 

 Allerdings sind bei Erdwärmesonden die Investitionskosten für Bohrungen zu be-
rücksichtigen. Die Kosten liegen in der Regel bei 60 – 100 Euro pro Meter Tiefe, 
abhängig von den geologischen Bedingungen. Eine breite Nutzung dieses Poten-
zials wird realistisch nur dann möglich sein, wenn die bestehenden Förderpro-
gramme (z.ௗB. BEG, BEW) ausgeweitet bzw. gezielt auf gemeinschaftliche Lösun-
gen ausgerichtet werden und durch Energiegemeinschaften, genossenschaftli-
che Modelle oder kommunale Trägerschaften SkaleneƯekte erzielt und die In-
vestitionslast auf mehrere Schultern verteilt wird. 

 Durch eine sorgfältige Kosten-Nutzen-Analyse, professionelle technische Bera-
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basiert auf einer GIS-gestützten Auswertung der verfügbaren Waldflächen sowie typi-
scher Holzentnahmemengen aus regulärer Forstnutzung, Pflegemaßnahmen und Sä-
gerestholz.  
Auf Basis der GIS-Analyse wird für Hinte von einer nutzbaren Waldfläche von rund 58 ha 
und einem durchschnittlichen Holzzuwachs von 9 fm/ha·a ausgegangen. Unter Annahme 
eines Nutzungsgrades von 60 % ergibt sich ein jährlicher Einschlag von rund 313 fm/a bzw. 
3 fm/ha·a. Davon werden im Ansatz 60 % stoƯlich genutzt (Holzeinschnitt), während rund 
86 fm/a als direktes Energieholz sowie zusätzlich etwa 39 fm/a als energetisch nutzbares 
Sägerestholz anfallen (insgesamt ca. 125 fm/a). Bei angesetzten Brennwerten von 1.800 
kWh/fm (Waldenergieholz) bzw. 1.600 kWh/fm (Sägerestholz) ergibt sich daraus eine jähr-
liche Holzenergie von rund 217 MWh/a und – bei einem Wirkungsgrad von 80 % – ein the-
oretischer Wärmeertrag von rund 170 MWh/a. Da in Hinte keine nennenswerte Sägein-
dustrie ansässig ist, ist die Verfügbarkeit von Sägerestholz nicht lokal, sondern im regio-
nalen Kontext (z. B. über Holzverarbeitung in der Umgebung sowie über Lieferketten) zu 
betrachten.  
Neben der energetischen Nutzung erfüllen Wälder eine Vielzahl an Ökosystemleistungen. 
Sie tragen wesentlich zur Luftreinhaltung, Wasserregulierung, Erholung und Biodiversität 
bei und sind zugleich wichtige KohlenstoƯsenken. Durch das Wachstum der Bäume wird 
CO₂ aus der Atmosphäre aufgenommen und langfristig in der Biomasse und im Waldbo-
den gespeichert. In Anbetracht der zunehmenden Herausforderungen durch den Klima-
wandel, wie etwa Trockenheit, Schädlingsbefall und Sturmschäden, steht die nachhaltige 
Bewirtschaftung der Wälder jedoch unter wachsendem Druck. Es bedarf einer sorgfälti-
gen Balance zwischen stoƯlicher und energetischer Holznutzung. Während die energeti-
sche Nutzung kurzfristig verfügbare Energie bereitstellt und zur lokalen Wärmeversorgung 
beiträgt, ermöglicht die stoƯliche Nutzung - etwa in Form langlebiger Holzprodukte im 
Bauwesen oder Möbelbereich - eine langfristige KohlenstoƯbindung und einen mehrfa-
chen ökologischen Nutzen. Erst nach der Nutzung in langlebigen Produkten sollte der 
WertstoƯ Holz einer energetischen Verwertung zugeführt werden. 
Daher ist es sinnvoll, die energetische Nutzung vor allem auf nicht stoƯlich verwertbare 
ReststoƯe und Nebenprodukte zu konzentrieren, wie etwa Rinde, Sägerestholz oder min-
derwertiges Schwachholz. Dies schützt wertvolle Ressourcen und unterstützt eine klima-
schonende Kreislaufwirtschaft.  
Eine integrierte Betrachtung im Rahmen der kommunalen Wärmeplanung sowie die enge 
Zusammenarbeit mit Forstbetrieben, Holzverarbeitern und kommunalen Akteur*innen 
sind zentrale Voraussetzungen dafür, das forstliche Biomassepotenzial ökologisch ver-
träglich, wirtschaftlich tragfähig und klimaresilient zu erschließen. Für eine erfolgreiche 
Umsetzung sind interkommunale Kooperationen und Lösungen hilfreich, die Aspekte wie 
Logistik, saisonale Bereitstellung, Lagerung und Versorgungssicherheit berücksichtigen.  
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8.2.5.2 Biogas aus der Landwirtschaft 

Die Landwirtschaft steht heute im Spannungsfeld steigender Anforderungen an die Le-
bensmittelproduktion, ökologischer Zielsetzungen und der zunehmenden Nutzung land-
wirtschaftlicher Flächen zur Energieerzeugung. Diese Nutzungskonflikte werden durch 
den fortschreitenden Klimawandel weiter verschärft. Veränderte Wetterbedingungen – 
etwa häufigere Dürren, Starkregenereignisse und steigende Temperaturen – bedrohen die 
Produktivität landwirtschaftlicher Betriebe. Um sowohl die Ernährungssicherheit als 
auch ökologische Ziele zu gewährleisten, sind innovative und integrierte Ansätze erforder-
lich. Die Verbindung von Energieproduktion, Klimaschutz und landwirtschaftlicher Praxis 
stärkt nicht nur die Resilienz gegenüber dem Klimawandel, sondern schaƯt auch neue 
lokale Wertschöpfungspotenziale.  
In der Bilanz des technisch-gesellschaftlich verfügbaren Potenzials wurde für flächenge-
bundene Optionen (insbesondere Biogas/Biomethan aus landwirtschaftlicher Biomasse) 
konservativ eine Inanspruchnahme von 10 % der verfügbaren Fläche angesetzt. Damit 
wird der begrenzten Realisierbarkeit aufgrund von Nutzungskonkurrenzen, Akzeptanz, 
Naturschutz- und Bewirtschaftungsrestriktionen Rechnung getragen. 
Auf Basis der in der Flächenkulisse ausgewiesenen Potenzialflächen von rund 518 ha 
Ackerland (Silomais) und rund 3260 ha Grünland ergibt sich bei 10 % Nutzung rechne-
risch eine jährliche Biogasproduktion von rund 2 Mio. m³/a bzw. eine Methanproduktion 
von rund 1 Mio. m³/a. Bei KWK-basierter Nutzung entspricht dies einer potenziellen 
Stromerzeugung von rund 0,8 GWh/a sowie einer potenziellen Wärmebereitstellung von 
rund 1 GWh/a. 
Auch wenn die absoluten Energiemengen begrenzt sind, ist die Nutzung von Biogas und 
Biomethan systemisch relevant, insbesondere: 

 zur flexiblen Stromerzeugung, 
 zur Bereitstellung regelbarer Wärme, 
 zur Abdeckung von Spitzenlasten, 
 als Ergänzung in Wärmenetzen oder KWK-Anwendungen 

Im Landkreis Aurich besteht ein etabliertes System zur getrennten Erfassung von Bio- und 
Grünabfällen aus Haushalten. Diese werden im Entsorgungszentrum Großefehn sowohl 
stoƯlich durch Kompostierung als auch – für einen Teilstrom – energetisch durch Vergä-
rung mit anschließender Biogaserzeugung verwertet. Die vorhandene Infrastruktur bildet 
eine wichtige Grundlage, um biogene ReststoƯe auch künftig eƯizient zu nutzen, ohne zu-
sätzliche Nutzungskonflikte in der Landwirtschaft zu verstärken. 

8.2.5.3 Bestehende Biogasanlagen und Wärmenetze in der Gemeinde  

In der Gemeinde Hinte gibt es einige kleinere Biogasanlagen, die dezentral und landwirt-
schaftlich organisiert sind. Sie dienen der Vergärung von Gülle, Mist und Energiepflanzen. 
Diese haben jedoch keine industrielle Bedeutung wie große Biogasparks, die zentral orga-
nisierte Netze mit Wärme versorgen, d.h., die Wärmenutzung dieser Biogasanlagen er-
folgt meist betriebsintern für den Eigenbedarf (BNetzA, 2026). 
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8.2.5.4 Biomethanproduktion und Kraft-Wärme-Kopplung  

Die Kombination von Biomethanproduktion und Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) stellt eine 
Schlüsseltechnologie dar, um Bioenergie eƯizient zu nutzen. Biomethan kann durch Ver-
gärung organischer StoƯe erzeugt und in KWK-Anlagen zur gleichzeitigen Strom- und Wär-
meerzeugung eingesetzt werden. Auch bei geringen absoluten Energiemengen ist die 
KWK-Nutzung systemisch bedeutsam, da die gekoppelte Erzeugung von Strom und 
Wärme die GesamteƯizienz erhöht und die Ressourcenausbeute maximiert. 
Ein entscheidender Faktor für eine nachhaltige Bioenergienutzung ist die konsequente 
Nutzung der anfallenden Abwärme. Diese sollte nicht ungenutzt verloren gehen, sondern 
gezielt in Wärmenetze eingespeist und mit Wärmespeichern – insbesondere auch saiso-
nalen Speichern – kombiniert werden, um eine stabile Wärmeversorgung auch in Zeiten 
geringer Erzeugung bzw. außerhalb der Laufzeiten der KWK-Anlage sicherzustellen. 
Zusätzlich bietet die Rückführung von ReststoƯen in die Landwirtschaft eine weitere öko-
logische und ökonomische Synergie: 

 Humusaufbau und KohlenstoƯspeicherung durch organische Dünger 
 Schließung regionaler StoƯkreisläufe und Förderung der Bodenfruchtbarkeit 
 Erhöhung der regionalen Wertschöpfung, da RohstoƯe lokal genutzt und verarbei-

tet werden 

Die Verknüpfung von Biogas, Abwärmenutzung und Wärmespeichern kann dazu beitra-
gen, fossile Energieträger weiter zu reduzieren und eine klimaneutrale Wärmeversorgung 
zu unterstützen. Gerade mit Blick auf zukünftige Niedertemperatur-Wärmenetze bietet 
dieser Ansatz Potenzial, eine nachhaltige und zugleich wirtschaftliche Wärmeversorgung 
in der Region zu ermöglichen. 

Fazit: 

 

Die Gemeinde Hinte hat die Möglichkeit, durch eine verstärkte interkommunale Zu-
sammenarbeit und die konsequente Umsetzung kreislaufwirtschaftlicher Ansätze die 
vorhandenen Bioenergiepotenziale eƯizient und nachhaltig zu erschließen. Dadurch 
kann nicht nur ein zusätzlicher Beitrag zur regionalen Energie- und Wärmebereitstel-
lung geleistet werden, sondern auch die stoƯliche Verwertung organischer ReststoƯe 
(z. B. Kompost- und Gärrestnutzung) zur Verbesserung der Bodenfruchtbarkeit und zur 
Stärkung lokaler KohlenstoƯsenken beitragen. Die Kombination aus gemeinsamer Pro-
jektentwicklung, Nutzung bestehender Verwertungsinfrastrukturen und einem klaren 
Nachhaltigkeitsfokus eröƯnet der Gemeinde Hinte und den Nachbarkommunen die 
Chance, die regionale Energiewende aktiv mitzugestalten und zugleich die ökologische 
wie auch die wirtschaftliche Resilienz der Region zu erhöhen. 
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8.2.6 Abwärme 
Industrielle Abwärme stellt ein oft nicht ausreichend berücksichtigtes Potenzial für die 
kommunale Wärmeversorgung dar. Sie entsteht in Produktionsprozessen, in denen über-
schüssige Wärmeenergie freigesetzt wird, die ungenutzt bleibt oder an die Umgebung ab-
gegeben wird. Durch die Integration industrieller Abwärme in die Wärmeversorgung kön-
nen fossile Energieträger ersetzt und CO₂-Emissionen signifikant reduziert werden. Dies 
trägt nicht nur zur Erreichung von Klimazielen bei, sondern verbessert auch die Energie-
eƯizienz auf kommunaler und betrieblicher Ebene. Die Nutzung industrieller Abwärme ist 
jedoch mit Herausforderungen verbunden. Da die Abwärme lediglich ein Nebenprodukt 
industrieller Prozesse ist, kann ihre Verfügbarkeit schwanken und erschwert die Planbar-
keit und Risikoabschätzung. Zudem muss sichergestellt sein, dass die Wärmeabgabe 
durchgehend und ohne Unterbrechungen erfolgt. Unternehmen, die Abwärme bereitstel-
len, benötigen gesicherte rechtliche, wirtschaftliche und technische Rahmenbedingun-
gen, um Investitionen und langfristige Verpflichtungen eingehen zu können. Die Wirt-
schaftlichkeit hängt zudem stark von der Nähe zu potenziellen Abnehmern und den tech-
nischen Voraussetzungen der Wärmeinfrastruktur ab.  
Gegenwärtig gibt es in Hinte keine Hinweise auf überschüssige Abwärmepotenziale eines 
Gewerbe- oder Industriebetriebs und auch keine konkreten Überlegungen zur Bereitstel-
lung von Abwärme in den Gewerbegebieten (BAFA, 2025). Dennoch eröƯnen Entwicklun-
gen in niedertemperaturfähigen Wärmenetzen neue Möglichkeiten, künftig auch Ab-
wärme mit moderaten Temperaturen eƯizient zu nutzen. Dies könnte die Integration in-
dustrieller Prozesse in die kommunale Wärmeplanung erleichtern. Ein vorausschauen-
des Vorgehen in enger Zusammenarbeit mit lokalen Unternehmen, Planungsbüros und 
Energieversorgern kann dazu beitragen, langfristige Lösungen zu entwickeln. So kann die 
Erschließung von gewerblichen und industriellen Abwärmepotenzialen gezielt vorbereitet 
und in eine zukunftsfähige Wärmeversorgung integriert werden. 
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Handlungsempfehlungen für die Errichtung eines möglichen Fernwärmenetzes: 

 

8.2.7 WasserstoƯ  

WasserstoƯ kann in der kommunalen Wärmeplanung der Gemeinde Hinte zukünftig v.a. 
für das neue Gewerbegebiet „Neuer Weg“ (Westerhuser-Neuland) im Süden eine bedeu-
tende Rolle spielen. Dort ist geplant, das neue Gewerbegebiet über eine Anbindung („T - 

Sollte es Potenzial für Abwärme geben, bietet nicht vermeidbare Abwärme eine wich-
tige, langfristig verfügbare Energiequelle für eine zentrale Wärmeversorgung. Insbe-
sondere für Niedertemperaturnetze ist Abwärme häufig gut geeignet, da die erforderli-
chen Vorlauftemperaturen niedriger sind und eine ggf. notwendige Temperaturanhe-
bung über Wärmepumpen eƯizient erfolgen kann. Da Abwärme jedoch oft nur eine ein-
zelne Quelle darstellt und betrieblichen Schwankungen (Wartung, Stillstände, Produk-
tionsänderungen) unterliegt, ist sie in der Regel als Grundlastbaustein in einem hybri-
den System zu betrachten. Entsprechend sind Spitzenlast- und Redundanzlösungen 
(Backup-Erzeuger, ggf. Speicher) vorzusehen und die Verfügbarkeit vertraglich abzusi-
chern. Zur Nutzung sind folgende Schritte und Maßnahmen notwendig: 

 Prüfung potenzieller Netzbetreiber 

 Durchführung einer Machbarkeitsstudie: Eine Machbarkeitsstudie sollte 
technische, wirtschaftliche, rechtliche und organisatorische Aspekte klären. 
Wichtige Punkte dabei sind: 
o Erfassung der Abwärme (Temperaturniveau, Wärmemenge/Leistung, Me-

dium, zeitliche Verfügbarkeit, Randbedingungen) 
o Einbindungskonzept (Übergabestation/Wärmetauscher, ggf. Großwärme-

pumpe) und Definition des Ziel-Temperaturniveaus  
o Auslegung von Redundanz und Spitzenlast sowie ggf. Speicher und Be-

triebsstrategie 
o Grobprüfung von Trasse/Anschlussmöglichkeiten und wesentlichen Ge-

nehmigungsaspekten 
 Abnehmer- und Anschlussgradprüfung: Gespräche mit potenziellen Abneh-

mern und Nachfrageanalyse zur realistischen Abschätzung der Anschluss-
quote. Bei Niedertemperaturnetzen ist zudem zu prüfen, inwieweit Gebäude (v. 
a. Bestandsgebäude) NT-fähig sind bzw. ob gebäudeseitige Maßnahmen erfor-
derlich werden (Übergabetechnik, ggf. Booster für Warmwasser). 

 Betreiber- und Vertragsmodell (z. B. Contracting): Festlegung von Finanzie-
rung, Bau und Betrieb inkl. Förderprüfung sowie Regelungen zu Preisformel, 
Messung/Abrechnung und Verfügbarkeiten. 

 Flankierende Maßnahmen: Erhöhung der Umsetzbarkeit durch gezielte Ent-
wicklung in Quellnähe (Neubau/Sanierung), Ansiedlung wärmegeeigneter Be-
triebe (z. B. Gewächshäuser, Lebensmittelverarbeitung) und Aufbau einer lo-
kalen Partnerschaftsstruktur (z. B. Arbeitsgruppe) mit Energieversorgern, Netz-
betreibern, lokalen Betrieben, Kommune sowie Bürger*innen als wesentlicher 
Erfolgsfaktor für Akzeptanz und Umsetzung. 
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Stück“) an die Bundes–WasserstoƯ-Leitung (H2ercules Nordsee-Ruhr-Link (NRL)) und ei-
nen Pyrolyseur mit WasserstoƯ zu versorgen. Dieser soll zukünftig über grünen Strom (FF-
PV) und zunächst noch Erdgas gespeist werden. 
Für den privaten Wohnbereich (Wohngebäude und Wohnquartiere) wird WasserstoƯ in 
der kommunalen Wärmeplanung der Gemeinde Hinte jedoch keine Rolle spielen.  

8.2.8 Weitere erneuerbare Energiequellen 

Aufgrund der verfügbaren Potenziale der bereits genannten erneuerbaren Energiequellen, 
die ein großes Potenzial und ein hohes Maß an technischem Umsetzungswissen erfor-
dern, spielen weitere potenzielle Wärmequellen, wie die Nutzung von Abwärme aus Ab-
wässern oder die Errichtung von saisonalen Großwärmespeichern, aktuell keine zentrale 
Rolle. Die zukünftige Nutzung dieser Potenziale wird jedoch nicht ausgeschlossen und 
soll in den Prüfgebieten im Rahmen von Machbarkeitsstudien und technischer Feinpla-
nung im Einzelfall geprüft werden. 

8.3 Einsparpotenziale durch Sanierung und EƯizienzsteigerung 
Aufbauend auf den Ergebnissen der Gebäudebestandsanalyse und den ermittelten Wär-
mebedarfsdichten in den Baublöcken wurden die energetischen Einsparpotenziale in den 
Baublöcken untersucht. Dabei wurde die Energieeinsparung durch eine sanierungsbe-
dingte Reduktion des Wärmebedarfs im Gebäudebestand ermittelt. Die potenziellen Ein-
sparungen für Raumwärme und Trinkwarmwasser variieren je nach Nutzungsart (z.ௗB. Ein-
familienhaus, Reihenhaus, Mehrfamilienhaus oder Nichtwohngebäude), dem Baualter 
der Gebäude sowie deren Sanierungszustand. Basierend auf diesen Gebäudemerkmalen 
und den zugrunde liegenden Daten wurden Zielkennwerte sowie maximal erzielbare Ein-
sparpotenziale abgeleitet. Diese wurden sowohl auf Baublockebene als auch auf dem 
bundesweit einheitlichen 100×100-Meter-Zensusgitter aggregiert, räumlich verortet und 
sowohl statistisch-tabellarisch als auch kartografisch aufbereitet (vgl. Abb.ௗ25).  
Diese Einsparpotenziale setzen jedoch voraus, dass alle Gebäude umfassend saniert 
werden. In der Praxis ist dies jedoch unrealistisch, da zahlreiche Faktoren, wie Wirtschaft-
lichkeit, technische Machbarkeit oder der Erhalt denkmalgeschützter Bausubstanz, die 
Umsetzung einschränken. Auch zukünftige Entwicklungen, etwa bei der Verfügbarkeit von 
Baumaterialien und Fachpersonal, könnten zu zusätzlichen Einschränkungen führen. 
Sanierungsentscheidungen werden in der Regel von den Eignern anlassbezogen getrof-
fen, etwa bei Eigentümerwechsel, Instandhaltungsbedarf oder geplanten Modernisierun-
gen. Dabei spielen mehrere Faktoren eine entscheidende Rolle, darunter ordnungsrecht-
liche Vorgaben wie das Gebäudeenergiegesetz (GEG), finanzielle Förderinstrumente (z. B. 
BEG-Förderung), steuerliche Anreize, der zukünftige CO₂-Preis sowie die individuellen fi-
nanziellen Möglichkeiten und langfristigen Nutzungspläne der Eigentümer. 
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Abb. 25: Einsparungspotenzial des bestehenden Gebäudebestandes auf Baublockebene (Loppersum) 

Die Gemeinde hat im privaten Gebäudebereich nur begrenzte Einflussmöglichkeiten, 
kann jedoch durch gezielte Informationskampagnen, Beratungsangebote und Förderpro-
gramme indirekt auf die Sanierungsrate einwirken. Solche Maßnahmen könnten dazu bei-
tragen, die Hemmschwellen für energetische Sanierungen zu senken und Eigentümer 
stärker zu motivieren.  
Im Bereich öƯentlicher Gebäude kann Hinte jedoch aktiver eingreifen. Ab Ende 2025 grei-
fen die europäische Sanierungsverpflichtung und die damit verbundene Erstellung von 
Sanierungsfahrplänen. Diese verpflichten öƯentliche Einrichtungen, schrittweise energe-
tische Standards zu verbessern und die EnergieeƯizienz ihrer Gebäude zu erhöhen. 
Darüber hinaus könnte die Gemeinde Vorbildfunktionen übernehmen, indem sie ihre ei-
genen Gebäude energetisch saniert und innovative Lösungen wie die Integration erneuer-
barer Energien oder intelligente Energiemanagementsysteme umsetzt. Dies könnte nicht 
nur Energieeinsparungen für die Kommune selbst bringen, sondern auch als Multiplikator 
für private Eigentümer wirken. 
Zusammenfassend erfordert die Steigerung der Sanierungsrate eine Kombination aus re-
gulatorischen, finanziellen und beratenden Maßnahmen, die sowohl auf privater als auch 
auf öƯentlicher Ebene miteinander verzahnt werden sollten. 
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9 Zielszenarien und Entwicklungspfade 
Das Definieren unterschiedlicher Szenarien dient dazu, verschiedene mögliche Entwick-
lungspfade zu vergleichen, die Auswirkungen von Maßnahmen zu bewerten und fundierte 
Entscheidungen für die langfristige Planung zu treƯen. Die Entwicklung der Szenarien für 
die zukünftige Wärmeversorgung basiert auf den ermittelten aktuellen Heizwärmebedar-
fen sowie den potenziellen Einsparpotenzialen, die durch energetische Sanierungsmaß-
nahmen im Gebäudebestand erzielt werden können. Zudem fließen die technisch verfüg-
baren Potenziale erneuerbarer Energiequellen in die Szenarienentwicklung ein.  
Als übergeordnete Orientierung dienen die T45-Langfristszenarien zur Transformation des 
Energiesystems des Bundes. Diese beschreiben verschiedene Dekarbonisierungspfade 
des Energiesystems bis zur Treibhausgasneutralität im Jahr 2045. Das Hauptszenario 
„T45-Strom“ geht dabei von einer weitgehenden Elektrifizierung des Energiesystems aus. 
Diese übergeordneten Szenarien liefern wichtige Rahmenwerte und Orientierungspunkte, 
während die kommunale Wärmeplanung deren Übertragung auf die lokale Gebäude- und 
Quartiersebene vornimmt.  
Da nicht zuverlässig vorhersehbar ist, welche Gebäude zu welchem Zeitpunkt und in wel-
cher Tiefe tatsächlich saniert werden, werden für die Wärmeplanung drei Sanierungssze-
narien betrachtet. Diese unterscheiden sich hinsichtlich der angenommenen jährlichen 
Sanierungsrate sowie der damit verbundenen Sanierungsintensität und bilden unter-
schiedliche Transformationsgeschwindigkeiten des Gebäudebestands ab. 
Die Szenarien werden ausgehend vom tatsächlichen Gebäudebestand der Gemeinde 
Hinte unter Berücksichtigung der Verteilung von Gebäudetypen und Baualtersklassen 
entwickelt. Grundlage bilden die im Technikkatalog zur kommunalen Wärmeplanung dif-
ferenziert nach Gebäudetyp und Bauepoche ausgewiesenen Einsparpotenziale (vgl. 
Langreder et al. 2024). Die im Technikkatalog angegebenen Einsparpotenziale berück-
sichtigen bereits technisch realisierbare Sanierungstiefen für unterschiedliche Gebäude-
kategorien. 
Die im Modell angesetzten Sanierungsraten werden daher aus dem maximal erschließba-
ren Einsparpotenzial des Gebäudebestands über den betrachteten Transformationszeit-
raum abgeleitet. Dadurch wird sichergestellt, dass sowohl die Sanierungsintensität als 
auch die Sanierungstiefe konsistent mit den technologischen Annahmen des Technikka-
talogs abgebildet werden.  

Auf dieser Grundlage werden drei Entwicklungspfade definiert: 

 ‚Moderates‘ Engagement: Dieses Szenario berücksichtigt die spezifischen Sanie-
rungspotenziale auf Gebäude- und Baublockebene, orientiert sich jedoch an einer 
zurückhaltenden Entwicklung der Sanierungsdynamik. Es bildet eine vorsichtige, 
realistische Entwicklung ab, bei der sowohl die Geschwindigkeit der Sanierungs-
aktivität als auch die durchschnittliche Sanierungstiefe begrenzt bleiben.  
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 ‚Engagiertes‘ Engagement: Dieses Szenario stellt einen mittleren Entwicklungs-
pfad dar und erhöht gegenüber dem moderaten Szenario sowohl die Geschwindig-
keit als auch den Umfang energetischer Sanierungen. Hierbei wird stärker von ei-
ner verbesserten Nutzung von Förderprogrammen, Quartiersansätzen sowie 
neuen Umsetzungsformen wie seriellen Sanierungen ausgegangen. Dadurch kön-
nen höhere energetische Standards und verbesserte Voraussetzungen für innova-
tive Wärmeversorgungslösungen entstehen. 

 ‚Hohes‘ Engagement: Dieses Szenario bildet einen ambitionierten, jedoch weiter-
hin realistisch erreichbaren Transformationspfad ab. Es geht von einer konsequen-
ten Ausschöpfung der identifizierten Sanierungspotenziale im Gebäudebestand 
aus und nutzt hohe Sanierungstiefen innerhalb der technisch realisierbaren 
Durchschnittswerte. Aufgrund seiner konsistenten Annahmen und der besseren 
Planbarkeit zukünftiger Wärmebedarfe wird dieses Szenario als maßgebliche 
Grundlage für die weitere Wärmeplanung herangezogen. Die Szenarien „moderat“ 
und „engagiert“ dienen weiterhin als Vergleichs- und Sensitivitätsszenarien im 
fortlaufenden Planungsprozess. 

Für die Fortschreibung des Gesamtwärmebedarfs wird angenommen, dass energetische 
Sanierungen im Mittel eine Reduktion des spezifischen Wärmebedarfs von etwa 50 % bis 
70 % je saniertem Gebäude bewirken (vgl. Umweltbundesamt 2017; dena 2026; BPIE 
2021) und damit den EƯizienzannahmen des Technikkatalogs entsprechen. 
Die jährliche Reduktion des Wärmebedarfs im Gebäudebestand ergibt sich modellhaft 
aus dem Produkt der angenommenen Sanierungsrate und dem mittleren EƯizienzgewinn 
der sanierten Gebäude. Da pro Jahr jeweils nur ein Teil des Gebäudebestands moderni-
siert wird, führt selbst eine hohe Einsparwirkung einzelner Sanierungen zu einer schritt-
weisen Reduktion des Gesamtwärmebedarfs. Im betrachteten Zeitraum ergibt sich dar-
aus eine szenarioabhängige durchschnittliche Reduktion des Wärmebedarfs von etwa 
1,8 % pro Jahr im moderaten Szenario bis rund 2,4 % pro Jahr im Szenario mit hoher Sa-
nierungsdynamik. 
Die aus den Szenarien abgeleiteten Entwicklungen der Wärmebedarfsdichten wurden 
ausgewertet, um den zukünftigen Wärmebedarf und die Auswirkungen der geplanten Sa-
nierungsmaßnahmen auf die einzelnen Baublöcke zu ermitteln. Auf Grundlage der mo-
dellierten Heizwärmebedarfsdichten (in MWh/ha) und deren betriebswirtschaftlicher Be-
wertung wurde zudem die Eignung für unterschiedliche Wärmenetztypen analysiert. Da-
bei wurden die Heizwärmebedarfsdichten der einzelnen Baublöcke entsprechend der 
nachfolgenden Kategorisierung den jeweils geeigneten Wärmenetztypen zugeordnet: 

 Kein technisches Potenzial (unter 250 MWh/ha): Gebiete und Baublöcke, die 
sich aufgrund ihrer niedrigen Heizwärmedichte nicht für die Anbindung an ein Wär-
menetz eignen. 

 ‚Kaltes‘ Wärmenetz Neubaugebiet (250 – 400 MWh/ha): Für Gebiete mit mode-
raten Heizbedarfsdichten besteht Potenzial für kalte Wärmenetze, die mit sehr 
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niedrigen Vorlauftemperaturen (5 – 25 °C) arbeiten. Diese Netze nutzen häufig Um-
weltwärme, Abwärme, Geothermie oder Solarenergie und erfordern den Einsatz 
von Wärmepumpen in den angeschlossenen Gebäuden. 

 Niedertemperaturnetz im Bestand (400 – 800 MWh/ha): Diese Gebiete eignen 
sich für Niedertemperaturnetze, die bei weniger stark sanierten Bestandsgebäu-
den wirtschaftlich betrieben werden können. Typische Vorlauftemperaturen liegen 
im Bereich von 35 – 60 °C, was den eƯizienten Einsatz erneuerbarer Energien wie 
Wärmepumpen, solarthermischen Anlagen oder Biomasseheizungen ermöglicht. 

 Konventionelles Wärmenetz im Bestand (800 – 1.500 MWh/ha): Gebiete mit hö-
herer Heizwärmedichte eignen sich für konventionelle Wärmenetze, die durch hö-
here Vorlauftemperaturen (60 – 90°C) geprägt sind. Diese Netze werden gegenwär-
tig häufig mit zentralisierten fossilen oder biomassebasierten Heizwerken betrie-
ben. 

 Sehr hohe Wärmenetzeignung (über 1.500 MWh/ha): Bereiche mit einer hohen 
Wärmebedarfsdichte eignen sich besonders für den Bau und Betrieb von Wärme-
netzen. Diese können durch Vorlauftemperaturen von 100 °C und mehr charakte-
risiert sein und finden oft in dicht besiedelten Gebieten oder bei industriellen An-
wendungen Einsatz. 

Im Sinne der Klimaneutralität geht der Trend eindeutig hin zu Niedertemperaturnetzen 
und kalten Wärmenetzen, da sie zahlreiche Vorteile bieten. Sie sind besser kompatibel 
mit der Nutzung erneuerbarer Energien und tragen wesentlich dazu bei, fossile Brenn-
stoƯe weitgehend zu ersetzen. EnergieeƯiziente Neubauten und sanierte Bestandsge-
bäude benötigen weniger Heizenergie und können daher problemlos mit niedrigeren Tem-
peraturen versorgt werden. Niedrige Vorlauftemperaturen steigern die EƯizienz und mini-
mieren gleichzeitig Wärmeverluste im Netz. Darüber hinaus ermöglichen diese Netztypen 
eine nachhaltige und langfristige Planung, da sie flexibel an zukünftige Technologien und 
Energiequellen anpassbar sind. Zur Ableitung von Mustern und dem Vergleich der Heiz-
wärmebedarfe in den Baublöcken wurden Wärmebedarfsdichtekarten erstellt und die 
Eignung hinsichtlich der unterschiedlichen Wärmenetztypen bewertet. Ziel ist es, die Ver-
änderungen der Heizwärmedichte (gemessen in MWh/ha/a) im Zeitverlauf darzustellen 
und deren Eignung für verschiedene Wärmenetztypen pro Baublock zu bewerten. Das 
moderate Szenario geht davon aus, dass die Sanierungsmaßnahmen flächendeckend, je-
doch in einem begrenzten Tempo und Umfang umgesetzt werden. Dadurch wird die Heiz-
wärmedichte schrittweise reduziert, ohne dass der Gebäudebestand umfassend moder-
nisiert wird. Die Ergebnisse illustrieren hier, wie sich die Heizenergiedichte durch diese 
Maßnahmen verringert, und zeigen gleichzeitig, welche Baublöcke sich für unterschiedli-
che Wärmenetztypen wie Niedertemperatur- oder Hochtemperaturnetze eignen.  
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Abb. 26: Gegenwärtige Heizenergiedichte und Wärmenetzeignung in der Gemeinde Hinte 

Abb. 26 zeigt die gegenwärtige Heizwärmedichte und gibt Einblicke in die aktuell realisier-
baren Wärmenetztypen, die sich aus dem heutigen Gebäudezustand und den derzeitigen 
spezifischen Heizwärmebedarfen ableiten lassen – ohne Berücksichtigung zukünftiger 
Sanierungsmaßnahmen.  
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Abb. 27: Heizenergiedichte und Wärmenetzeignung in der Gemeinde Hinte im Jahr 2040 unter Berücksich-

tigung moderater Sanierungsmaßnahmen 

Abb. 27 zeigt die modellierte Heizenergiedichte des Gebäudebestandes in der Gemeinde 
im Jahr 2040 und stellt eine langfristige Perspektive dar, in der die Auswirkungen von Sa-
nierungsmaßnahmen auf einzelne Baublöcke über einen längeren Zeitraum sichtbar wer-
den. Das moderate Szenario geht davon aus, dass die Sanierungsmaßnahmen flächen-
deckend erfolgen, jedoch in einem begrenzten Tempo und Umfang. Dadurch wird die 
Heizwärmedichte schrittweise reduziert, ohne dass der Gebäudebestand umfassend 
modernisiert wird. Neben der Reduktion des Heizwärmebedarfs bis 2040 zeigt sich in ei-
nigen Baublöcken eine Verschiebung der Netzeignung in Richtung Wärmenetze mit nied-
rigeren Vorlauftemperaturen. Gleichzeitig weisen zahlreiche Baublöcke weder eine be-
triebswirtschaftliche noch eine technische Eignung zur Errichtung und zum Betrieb eines 
Wärmenetzes auf.  
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Abb. 28: Heizenergiedichte [MWh/ha] und Wärmenetzeignung in der Gemeinde Hinte im Jahr 2040 unter 

Berücksichtigung engagierter Sanierungsmaßnahmen 

Abb. 28 zeigt die modellierte Entwicklung der Heizenergiedichte des Gebäudebestandes 
in Hinte unter Berücksichtigung engagierter Sanierungsmaßnahmen. Die angestrebte Be-
darfssenkung zielt darauf ab, eine signifikante Reduktion der Heizenergiedichte und des 
CO₂-Fußabdrucks zu erreichen und gleichzeitig die Potenziale für die Errichtung von Wär-
meversorgungssystemen mit niedrigeren Vorlauftemperaturen zu erhöhen. Im Vergleich 
zum moderaten Szenario stellt dieses Szenario einen ambitionierten, aber realistischen 
Entwicklungspfad auf dem Weg zur Klimaneutralität bis 2040 dar. Im Vergleich zu Abb. 26 
und Abb. 27 zeigt sich, dass neben dem deutlichen Rückgang des Heizwärmebedarfs 
auch eine massive Verschiebung der Netzeignung in Richtung Wärmenetze mit niedrige-
ren Vorlauftemperaturen und geringerer Wärmedichte auftritt, was kein ausreichendes 
betriebswirtschaftliches Potenzial für die Errichtung eines wirtschaftlich nachhaltigen 
Wärmenetzes bietet. 
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Abb. 29: Heizenergiedichte und Wärmenetzeignung in der Gemeinde Hinte im Jahr 2040 unter Berücksich-
tigung hoher Sanierungsanstrengungen 

Abb. 29 zeigt die projizierte Heizwärmedichte im Jahr 2040, verdeutlicht die tiefgreifenden 
EƯekte von Sanierungsmaßnahmen und stellt eine grundsätzliche betriebswirtschaftli-
che Bewertung der Eignung eines Baublocks für ein Wärmenetz dar. Das Szenario mit ho-
hen Sanierungsengagement geht davon aus, dass Sanierungsmaßnahmen flächende-
ckend umgesetzt werden und tiefgreifende Maßnahmen zur energetischen Optimierung, 
einschließlich umfassender Gebäudesanierungen und der Einführung modernster Heiz- 
und Gebäudetechnologien, erfolgen. Im Vergleich zu modellierten weniger engagierten 
Szenarien zeigt sich eine noch deutlichere Reduktion der Heizwärmedichte sowie eine 
Verschiebung der Netzeignung in Richtung Wärmenetze mit niedrigeren Vorlauftempera-
turen. Dabei wird deutlich, dass sich – bis auf wenige Baublöcke – keine flächigen Poten-
ziale für konventionelle Wärmenetze mehr finden.  
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Abb. 30: Szenarienvergleich mit Entwicklungspfaden (2025 – 2040) unterschiedlicher Sanierungsanstren-

gungen 

Abb. 30 veranschaulicht die Entwicklung des Wärmebedarfs bis 2040 unter moderaten, 
engagierten und hohen Sanierungsanstrengungen. Im Ausgangsjahr 2025 beträgt der 
Wärmebedarf in allen Szenarien rund 72 GWh/a. Mit zunehmender Sanierungsintensität 
zeigen sich deutliche Unterschiede. Das Szenario „moderate Sanierung“ führt zu einem 
Wärmebedarf von etwa 54 GWh/a, was einer Einsparung von circa 22 % im Vergleich zu 
2025 entspricht. Im Szenario „engagierte Sanierung“ sinkt der Bedarf auf etwa 52 GWh/a 
(–26 %) und im Szenario „hohe Sanierung“ auf etwa 49 GWh/a (–30 %). Diese Erkenntnisse 
sind entscheidend für die Wärmeplanung in der Kommune. 
Angesichts der derzeit von fossilen Energieträgern dominierten Wärmeversorgung sollte 
ein möglichst hohes Sanierungsengagement angestrebt werden, um die notwendigen Vo-
raussetzungen für die angestrebte Klimaneutralität bis 2040 zu schaƯen. 
Die Szenarien und Karten verdeutlichen, dass in vielen Baublöcken zukünftig weder ein 
technisches noch ein betriebswirtschaftliches Potenzial für den Betrieb eines Wärmenet-
zes besteht. Gleichzeitig verschiebt sich die Netzeignung zunehmend hin zu Systemen 
mit niedrigeren Vorlauftemperaturen. Diese Entwicklungen erschweren den Betrieb kon-
ventioneller Wärmenetze erheblich. Die Infrastruktur- und Betriebskosten können bei ei-
nem geringen Wärmebedarf häufig nicht gedeckt werden. Zudem reduziert der Ausbau 
dezentraler Heizlösungen die Attraktivität von Netzanschlüssen weiter. Infolgedessen 
sind Wärmenetze wirtschaftlich nur noch in dicht bebauten Gebieten mit hohem An-
schlussgrad tragfähig, während weitläufigere oder stark sanierte Gebiete zunehmend auf 
dezentrale Lösungen wie Wärmepumpen oder Hybridheizungen angewiesen sind. 
Zukünftige zentrale Wärmeversorgungen werden vor allem durch Niedertemperatur- und 
kalte Wärmenetze realisiert. Diese Netztypen minimieren Wärmeverluste und ermögli-
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chen eine eƯiziente Nutzung erneuerbarer Energien. Sie sind insbesondere in Neubauge-
bieten sinnvoll, da dort die technischen Anforderungen an niedrige Vorlauftemperaturen 
bereits in der Gebäudeplanung berücksichtigt werden können. Voraussetzung hierfür ist 
jedoch eine vorausschauende kommunale Planung, um geeignete Infrastrukturen früh-
zeitig zu ermöglichen. Die Umsetzung solcher Niedertemperaturnetze bringt zudem Her-
ausforderungen mit sich, wie die Integration bestehender Gebäude, die Bereitstellung un-
terschiedlicher Vorlauftemperaturen, die Dimensionierung der Infrastruktur und die Si-
cherstellung einer zuverlässigen Spitzenlastversorgung. Trotz dieser Hindernisse stellen 
Niedertemperatur- und kalte Wärmenetze langfristig die wirtschaftlich und ökologisch 
sinnvollste Lösung für eine nachhaltige Wärmeversorgung dar. 

9.1 Zielszenario: Zukunft der Wärmebereitstellung in der Gemeinde 
Hinte 

Die Entwicklung und Darstellung verschiedener Szenarien im Rahmen der kommunalen 
Wärmeplanung der Gemeinde Hinte verfolgte das Ziel, die Auswirkungen unterschiedli-
cher Sanierungsanstrengungen auf die zukünftige Wärmebedarfsstruktur sowie die Eig-
nung verschiedener Versorgungstechnologien bis zum Jahr 2040 transparent und nach-
vollziehbar darzustellen. Die Szenarien dienen dabei bewusst auch der Veranschauli-
chung eines ansonsten sehr abstrakten Transformationsprozesses – ohne den Anspruch 
einer exakten Vorhersage. Denn energiepolitische und marktwirtschaftliche Rahmenbe-
dingungen (z. B. Förderkulissen, CO₂-Preise, Strom- und Gasnetzpreise) sowie einzelne 
strukturprägende Entwicklungen – etwa die Ansiedlung eines Rechenzentrums mit ho-
hem Strombedarf, aber auch großem Abwärmepotenzial – können zu kurzfristigen und 
deutlichen Abweichungen vom dargestellten Entwicklungspfad führen. Aufbauend auf 
diesen Szenarien wurde ein ambitioniertes, zugleich jedoch technisch und energiewirt-
schaftlich realisierbares Zielszenario entwickelt, das als fachliche Grundlage für die Ab-
leitung konkreter Maßnahmen dient. 
Im Zielszenario wird die Wärmeversorgung der Gemeinde Hinte schrittweise von fossilen 
Energieträgern entkoppelt und durch einen technologieübergreifenden, hybriden Ansatz 
weiterentwickelt, bei dem unterschiedliche erneuerbare Energieträger und Versorgungs-
systeme miteinander kombiniert werden. Um eine nachhaltige, eƯiziente und weitgehend 
klimaneutrale Wärmeversorgung bis spätestens 2040 zu erreichen, werden ein hohes Sa-
nierungsengagement sowie eine deutliche Steigerung der EnergieeƯizienz unterstellt. Der 
Anteil erneuerbarer Energien an der Wärmebereitstellung steigt dadurch kontinuierlich 
an. Bilanziell wird im Zielszenario davon ausgegangen, dass die Wärmeversorgung bis 
2040 vollständig dekarbonisiert werden kann – insbesondere durch den zunehmenden 
Einsatz erneuerbarer Energien einschließlich Umweltwärme (z. B. über Wärmepumpen) 
sowie durch ein perspektivisch dekarbonisiertes Gasnetz (grüne Gase) für verbleibende, 
nicht bzw. schwer elektrifizierbare Anwendungen. Das Zielszenario bildet damit einen 
schrittweisen und zugleich ambitionierten Transformationspfad ab, der den energiepoli-
tischen Zielsetzungen entspricht. 
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Abb. 31: Entwicklung der erneuerbaren Energiequellen und Technologien [GWh/a] an der Heizwärmebereit-

stellung bis zum Jahr 2040 

Abb. 31 zeigt die Entwicklung der Energieträgeranteile an der Wärmebereitstellung in 
Hinte im Zeitraum von 2025 bis 2040 (Summe der Wärmebereitstellung) sowie ergänzend 
den erneuerbaren Stromertrag aus PV/PVT als Indikator für die zunehmende Elektrifizie-
rung und Sektorenkopplung.  
Der Einsatz fossiler Energieträger geht deutlich zurück Heizöl wird bis spätestens 2035 
nahezu vollständig verdrängt, Kohle spielt bereits ab 2025 keine Rolle mehr. Auch der Bei-
trag des Gasnetzes sinkt kontinuierlich von rund 65 GWh/a im Jahr 2025 auf etwa 8 GWh/a 
im Jahr 2040. Ab 2040 wird dabei perspektivisch von einem zunehmenden Einsatz grüner 
Gase ausgegangen. 
Parallel dazu steigt der Einsatz erneuerbaren Stroms (PV/PVT) sowie strombasierter An-
wendungen deutlich an. Der erneuerbare Stromertrag erhöht sich von rund 7 GWh/a im 
Jahr 2025 auf etwa 125 GWh/a im Jahr 2040. Diese Entwicklung unterstreicht die zuneh-
mende Bedeutung der Elektrifizierung und der Sektorenkopplung für die zukünftige Wär-
meversorgung. Windenergie wird in Abb. 31 nicht separat ausgewiesen, da sie überregio-
nal im Stromnetz bilanziert wird und im lokalen Wärmemix nur indirekt über den bezoge-
nen Netzstrom (Sektorenkopplung) wirkt; die Darstellung fokussiert daher auf ortsgebun-
dene Wärmebereitstellung sowie den lokalen PV/PVT-Stromertrag. 
Wärmepumpen entwickeln sich zukünftig zur zentralen Säule der Wärmeversorgung in 
Hinte. Sie stellen im Jahr 2040 rund 29 GWh/a bereit und decken damit rund 55 % der 
gesamten Wärmebereitstellung. Der überwiegende Anteil entfällt auf dezentrale Wärme-
pumpenlösungen in Wohngebäuden. Innerhalb dieses Segments ist davon auszugehen, 
dass etwa 50–60 % auf Luftwärmepumpen entfallen, während 30–40 % durch Erd- bzw. 
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Solewärmepumpen mit stabilerer und eƯizienterer Wärmebereitstellung gedeckt wer-
den. Großwärmepumpen können ergänzend in Nah- und Mikronetzen eingesetzt werden 
und dort einen wesentlichen Teil der Grundlast abdecken. 
Nahwärme- und Mikronetze gewinnen insbesondere in dichter besiedelten Stadtberei-
chen sowie in Neubau- und Nachverdichtungsgebieten an Bedeutung. Der über Wärme-
netze bereitgestellte Wärmemengenanteil steigt bis 2040 auf rund 5 GWh/a und liegt da-
mit bei etwa 10 % des Gesamtwärmebedarfs.  
Solarthermie bleibt vor allem für die Warmwasserbereitung relevant und wächst moderat 
von etwa 0 GWh/a im Jahr 2025 auf rund 3 GWh/a im Jahr 2040. Stromdirekte Anwendun-
gen und PtH nehmen ebenfalls zu und erreichen im Jahr 2040 etwa 4 GWh/a (2025: 1 
GWh/a). 
Die Bioenergie behält eine ergänzende, systemstützende Rolle und steigt von rund 1 
GWh/a im Jahr 2025 auf etwa 3 GWh/a im Jahr 2040. Sie wird gezielt dort eingesetzt, wo 
sie durch EƯizienz, Verfügbarkeit oder Systemintegration Vorteile bietet, beispielsweise 
in BHKW, in Wärmenetzen oder für spezielle Anwendungen mit höherem Temperaturni-
veau. 
Speichertechnologien – insbesondere thermische Speicher, PuƯerspeicher und perspek-
tivisch auch saisonale Speicher – sind ein zentraler Baustein der Transformation. Sie er-
möglichen die zeitliche Entkopplung von Erzeugung und Verbrauch, reduzieren System-
verluste und erhöhen die Versorgungssicherheit, insbesondere bei fluktuierender Strom-
erzeugung aus erneuerbaren Quellen. 
Die angestrebte Transformation erfordert eine frühzeitige strategische Weichenstellung 
hin zu einem technologieoƯenen und integrierten Ansatz, der EƯizienzsteigerungen, Spei-
chertechnologien und Sektorenkopplung systematisch zusammenführt. Technologische 
Fortschritte bei Wärmepumpen, Geothermie und innovativen Speicherlösungen sind da-
bei ebenso entscheidend wie verlässliche energiepolitische Rahmenbedingungen, ge-
zielte Förderprogramme und klare rechtliche Vorgaben. 
Die aktive Beteiligung und Investitionsbereitschaft von Bürger*innen und Unternehmen 
stellen wesentliche Erfolgsfaktoren dar. Ergänzend gewinnt die Kompensation verblei-
bender Treibhausgasemissionen, etwa durch KohlenstoƯbindung oder den Einsatz von 
Emissionszertifikaten, an Bedeutung. Für Anwendungen mit Hochtemperaturwärme, ins-
besondere im industriellen Bereich, soll der Bedarf perspektivisch aus erneuerbaren 
Energien gedeckt werden – vorrangig über Bioenergie. Wo Prozesswärme technisch durch 
Elektrifizierung bereitgestellt werden kann (z. B. Widerstands-/Induktionsheizung, Elekt-
rodenkessel, Hochtemperatur-Wärmepumpen oder PtH), wird künftig auch Strom als 
Energiequelle eine zunehmende Rolle spielen und die Dekarbonisierung der Prozesse un-
terstützen. Grüner WasserstoƯ kommt ausschließlich dort zum Einsatz, wo hohe Tempe-
raturen bzw. spezifische Prozessanforderungen technisch erforderlich sind und alterna-
tive Lösungen (insbesondere Elektrifizierung) nicht sinnvoll umsetzbar sind.  
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Skalierbarkeit von Wärmepumpen als systemischer Vorteil  
Ein wesentlicher Vorteil der Wärmepumpentechnologie liegt in ihrer hohen Skalierbarkeit 
über mehrere Größenordnungen hinweg. Wärmepumpen sind nicht auf einen bestimm-
ten Anwendungsmaßstab beschränkt, sondern können vom Einzelgebäude bis hin zu 
großskaligen Versorgungsstrukturen eingesetzt werden. Damit stellen sie eine durchgän-
gige Technologie dar, die unterschiedliche räumliche und strukturelle Anforderungen in-
nerhalb einer Kommune abdecken kann (Agora Energiewende & Fraunhofer IEG 2023; 
Fraunhofer ISE 2023). 
Im Gebäudebereich kommen Wärmepumpen typischerweise in Ein- und Zweifamilien-
häusern sowie in Mehrfamilienhäusern zum Einsatz, mit thermischen Leistungen von 
etwa 5 bis 15 kW. Sie ermöglichen dort eine dezentrale, eƯiziente und emissionsarme 
Wärmeversorgung, insbesondere in Kombination mit energetischen Sanierungsmaßnah-
men und Niedertemperatur-Heizsystemen. 
Auf Quartiers- und Gewerbeebene werden Wärmepumpen bereits heute mit Leistungs-
bereichen von mehreren hundert Kilowatt bis in den ein- bis zweistelligen Megawattbe-
reich eingesetzt. Sie nutzen Umweltwärme, Abwärme aus Gewerbe und Industrie oder 
Abwasser und können sowohl einzelne Großverbraucher als auch kleinere Wärmenetze 
versorgen. 
Darüber hinaus kommen Großwärmepumpen mit Leistungen von mehreren zehn bis über 
hundert Megawatt zunehmend in der zentralen Wärmeversorgung zum Einsatz, etwa in 
Verbindung mit Fluss-, See- oder Meerwasser, Abwasseranlagen oder industrieller Ab-
wärme. Solche Anlagen sind in der Lage, große Wärmemengen bereitzustellen und fossile 
Erzeugungsanlagen in bestehenden Wärmenetzen schrittweise zu ersetzen oder vollstän-
dig zu substituieren (Agora Energiewende 2023; Fraunhofer ISE 2023). Internationale Er-
fahrungen zeigen hierbei, dass Großwärmepumpen bereits heute eine tragende Rolle in 
der Dekarbonisierung von Fern- und Nahwärmesystemen spielen; insbesondere in skan-
dinavischen Ländern, allen voran Dänemark, werden sie erfolgreich in Wärmenetze inte-
griert und häufig durch thermische Speicher ergänzt (IEA DHC, 2023). 
Diese Skalierbarkeit von wenigen Kilowatt bis zu über 100 Megawatt thermischer Leistung 
macht Wärmepumpen zu einer Schlüsseltechnologie für die kommunale Wärmeplanung. 
Sie ermöglichen eine konsistente Technologielogik über alle Maßstabsebenen hinweg – 
vom Einzelgebäude über Quartiere bis hin zur zentralen Wärmeversorgung. Gleichzeitig 
erleichtert dies die strategische Planung, da dieselbe Technologie je nach räumlicher 
Struktur, Wärmedichte und verfügbaren Wärmequellen unterschiedlich dimensioniert 
und eingesetzt werden kann.  
In Verbindung mit erneuerbarem Strom, thermischen Speichern und flexibler Betriebs-
weise können Wärmepumpen zudem sowohl in dezentralen als auch in zentralen Versor-
gungssystemen zur Sektorenkopplung beitragen und eine wichtige Rolle für ein integrier-
tes, resilienteres Energiesystem übernehmen (IEA DHC 2023; Agora Energiewende & 
Fraunhofer IEG 2023). 
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9.2 Umgang mit dem bestehenden Gasnetz 
Das bestehende Gasnetz in der Gemeinde Hinte spielt derzeit eine zentrale Rolle in der 
Wärmeversorgung. Aufgrund der bislang fossilen, klimaschädlichen Ausrichtung des 
Gasmarktes steht die Gasversorgung derzeit im Widerspruch zu den Klimazielen der Ge-
meinde Hinte. Sofern sich der Anteil grüner Gase künftig nicht deutlich erhöht, ist davon 
auszugehen, dass das Gasnetz – nicht zuletzt aufgrund steigender Netzentgelte infolge 
sinkender Anschlusszahlen sowie der fortschreitenden CO₂-Bepreisung – schrittweise an 
Bedeutung verliert. Damit würde auch seine langfristige wirtschaftliche Tragfähigkeit in 
Frage gestellt. 

Ein strategischer und geordneter Umgang mit dem Gasnetz ist daher unerlässlich, um die 
Transformation hin zu einer klimaneutralen Wärmeversorgung bis 2040 erfolgreich zu ge-
stalten. 

Notwendige Schritte zur Dekarbonisierung 

 Ausstieg aus fossilem Erdgas: Die Transformation des Gasnetzes hin zu grünen 
Gasen muss durch den konsequenten Ausbau erneuerbarer Energien flankiert und 
durch geeignete Rahmenbedingungen unterstützt werden. 

 Kurzfristige Maßnahmen bis 2030: Erste Beimischungen von Biomethan und – 
sofern technisch, regulatorisch und wirtschaftlich darstellbar – WasserstoƯ im be-
stehenden Gasnetz können die CO₂-Intensität der Wärmeversorgung punktuell 
senken. 

 Langfristige Transformation bis 2040: Bis spätestens 2040 soll der vollständige 
Ersatz fossiler Energieträger erreicht werden. Dies kann durch eine Kombination 
aus teilweisem Gasnetzrückbau, Biomethaneinspeisung und perspektivisch Was-
serstoƯeinspeisung sowie dem Ausbau von Wärmenetzen, Mikronetzen und de-
zentralen Lösungen (z. B. Wärmepumpen, Solarthermie, Biomasse) erfolgen. 

Notwendige Abstimmung und Strategie 
Eine klare Strategie mit definierten Zeithorizonten und Meilensteinen ist notwendig, um 
den Umbau des Gasnetzes und die Transformation hin zu einem klimaneutralen Energie-
system erfolgreich zu gestalten. Diese Strategie sollte eine kontinuierliche Anpassung an 
technologische Fortschritte und gesetzliche Vorgaben ermöglichen. Die Umstellung auf 
eine klimafreundliche Wärmeversorgung erfordert eine enge Zusammenarbeit zwischen 
allen Beteiligten (u. a. Gasnetzbetreiber, Gasversorger, Kunden). Dabei ist es essenziell, 
wirtschaftliche und technische Lösungen zu erarbeiten, die den Übergang erleichtern und 
eine hohe Akzeptanz fördern. 
Ergänzend ist klarzustellen, dass das Gasnetz im Zielszenario nicht mehr als flächende-
ckendes Wärmesystem fortgeführt wird, sondern perspektivisch eine Rest- bzw. Nischen-
rolle einnimmt. Grünes Gas (Biomethan, perspektivisch WasserstoƯ) wird vorrangig für 
verbleibende, nicht oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand elektrifizierbare Anwen-
dungen vorgesehen. Parallel dazu werden in geeigneten Teilräumen Wärmenetze, Wärme-
pumpenlösungen und EƯizienzmaßnahmen priorisiert, sodass die Abhängigkeit vom 
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Gasnetz schrittweise sinkt. Vor diesem Hintergrund ist ein räumlich und zeitlich abge-
stimmter Transformationspfad erforderlich, der definiert, in welchen Bereichen eine Um-
stellung auf alternative Wärmesysteme aktiv vorangetrieben wird und in welchen Berei-
chen ein befristeter Weiterbetrieb des Netzes als Übergangslösung sinnvoll ist. Für den 
geordneten Umbau sind Entscheidungskriterien und „Indikatoren“ zu definieren (z. B. 
Entwicklung der Anschlusszahlen, Netzentgelte, CO₂-Kosten, Investitionsbedarf im Netz, 
Verfügbarkeit alternativer Wärmeoptionen, Fortschritt von Wärmenetz- und EƯizienzpro-
jekten). Die Ausgestaltung und Fortschreibung hat fortlaufend und abgestimmt im Aus-
tausch mit dem Gasnetzbetreiber und den Energieversorgern zu erfolgen. Hierfür wird ein 
dauerhaftes, strukturiertes Abstimmungsformat benötigt, in dem technische, wirtschaft-
liche und regulatorische Entwicklungen regelmäßig bewertet und in konkrete Ausbau-, 
Rückbau- und Transformationsentscheidungen überführt werden. Auf dieser Basis kann 
eine abgestimmte Netzstrategie mit Meilensteinen abgeleitet werden – einschließlich Be-
reichen mit Investitionspriorität, Bereichen mit Investitionszurückhaltung sowie Berei-
chen, in denen mittelfristig eine koordinierte Stilllegung bzw. Umwidmung vorzubereiten 
ist. Angesichts teils fehlender bzw. dynamischer energiepolitischer Rahmenbedingungen 
sowie rechtlicher, technischer und wirtschaftlicher Unsicherheiten bleiben die künftigen 
Einsatzpfade und Zeithorizonte – insbesondere für WasserstoƯ sowie einen ggf. erforder-
lichen (Teil-)Rückbau des Gasnetzes – derzeit mit Unsicherheiten behaftet. 

9.3 Darstellung der Wärmeversorgungsarten  
Die Gemeinde Hinte verfolgt das Ziel, bis zum Jahr 2040 eine klimaneutrale Wärmeversor-
gung zu erreichen. Die Analysen der Siedlungs- und Gebäudestruktur zeigen jedoch deut-
lich, dass großflächige, leitungsgebundene Wärmelösungen in Form klassischer Wärme-
netze unter den derzeitigen strukturellen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen nicht 
realisierbar sind. Gleichzeitig zeigen aber viele Beispiele und Erfahrungen, dass kleinräu-
mige, quartiersbezogene Netze in geeigneten Neubaugebieten grundsätzlich umsetzbar 
sind.  
Vor diesem Hintergrund fokussiert sich die Wärmestrategie der Gemeinde auf eine de-
zentral organisierte, weitgehend elektrifizierte Wärmebereitstellung, insbesondere durch 
den verstärkten Einsatz von Wärmepumpen in Kombination mit EƯizienz- und Sanie-
rungsmaßnahmen. Ergänzend werden räumlich begrenzte Mikronetze im nachbarschaft-
lichen Kontext – insbesondere in Neubau- und Nachverdichtungsgebieten – als geeignete 
Versorgungsoptionen betrachtet.  
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Abb. 32: Eignung der Gebiete und Baublöcke für die dezentrale Wärmeversorgung im Zieljahr 2040 

Abb. 32 zeigt die räumliche Verteilung der möglichen dezentralen Wärmeversorgung in 
Hinte für das Zieljahr 2040. Die Analyse verdeutlicht, dass eine flächendeckende Wärme-
versorgung durch dezentrale Heizsysteme möglich ist. Die Eignung zur dezentralen Wär-
meversorgung im gesamten Gemeindegebiet gilt nicht nur für das Zieljahr 2040, sondern 
auch für die weiteren Stützjahre 2030 und 2035.  

Dezentrale Versorgung und Mikronetze 
Die entwickelten Sanierungsszenarien zeigen, dass im Siedlungsraum der Gemeinde 
Hinte bis 2040 in weiten Teilen eher moderate Wärmedichten zu erwarten sind. Dies 
schränkt die wirtschaftliche und technische Realisierbarkeit eines flächendeckenden, 
klassischen Fernwärmenetzes erheblich ein – insbesondere in lockereren Siedlungsbe-
reichen und kleineren Ortsteilen, in denen die Wärmebedarfsdichte, die Anschlusswahr-
scheinlichkeit sowie die Flächen- und Trassenverfügbarkeit für zentrale Infrastruktur häu-
fig nicht ausreichen. Gleichzeitig bestehen jedoch z.B. in den Ortskernen und in verdich-
teten Bereichen grundsätzlich bessere Voraussetzungen für leitungsgebundene Lösun-
gen, sofern eine tragfähige Kombination aus Wärmedichte, Ankerabnehmern und Erzeu-
gungsoptionen vorliegt. 
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Vor diesem Hintergrund wird für Hinte eine überwiegend individuell-dezentrale Wärme-
versorgung als zentrale Versorgungsstrategie erwartet, die flexibel auf die jeweiligen Ge-
bäude- und Standortbedingungen reagiert (z. B. Wärmepumpen in Verbindung mit EƯizi-
enzmaßnahmen). Ergänzend dazu bestehen in einzelnen Baublöcken und Gebäudeclus-
tern punktuelle Potenziale für gemeinschaftlich organisierte Mikrowärmenetze bzw. quar-
tiersbezogene Wärmelösungen. Diese eignen sich insbesondere dort, wo mehrere Ge-
bäude mit hohem und ähnlichem Wärmebedarf räumlich konzentriert sind und idealer-
weise unter einer gemeinsamen Trägerschaft (z. B. Kommune, Wohnungswirtschaft, 
Contracting) organisiert werden können (vgl. Abb. 33). 
Mikrowärmenetze können – je nach Rahmenbedingungen – über zentrale Wärmeerzeuger 
wie Großwärmepumpen, Biomasseanlagen oder hybride Systeme mit Solarthermie/PV 
und PtH betrieben werden. Zur Erhöhung der Versorgungssicherheit und zur Abdeckung 
von Lastspitzen kann zudem der Einsatz von Wärmespeichern (Kurzzeit- bis perspekti-
visch saisonal) sinnvoll sein. Perspektivisch lassen sich solche Strukturen auch im Rah-
men von Energie- bzw. Wärmegemeinschaften weiterentwickeln. Dies eröƯnet zusätzli-
che Möglichkeiten für lokale Teilhabe, wirtschaftliche Eigenversorgung und resiliente 
Wärmestrukturen – insbesondere in Kombination mit bestehenden Förderprogrammen 
und integrierten Planungsansätzen. 
Auf Basis der ermittelten Wärmedichten bieten sich folgende Gebiete (mit einer Agglo-
meration von mehr als fünf Gebäuden und einem erwarteten Heizwärmebedarf von mehr 
als 800 MWh/ha⋅a im Zieljahr 2040) als mögliche Standorte für ein Mikronetz-Prüfgebiet 
(Fokusgebiet: „Neubaugebiet Meedeland“ in Groß-Midlum) und für folgende weitere po-
tenzielle Wärmenetzgebiete (Mikronetze) an (vgl. Abb. 33): 

 Hinte: Schulkomplex mit IGS, Grundschule und Feuerwehrhaus (Cirkwehrumer 
Straße) 

 Loppersum: Bereich Grundschule (Loppersumer Ring) 
 Westerhuser Neuland: Neues „Gewerbebiet Neuer Weg“ (WasserstoƯnetz-Ge-

biet) 
 



 
 

80 
 

   
Abb. 33: Einteilung der Gebiete und Baublöcke in potenzielle Wärmeversorgungsgebiete im Zieljahr 2040 

Abb. 33 zeigt die geplante Einteilung der Gemeinde in zukünftige Wärmeversorgungsge-
biete mit Blick auf das Zieljahr 2040. Die Festlegung der Gebiete basiert auf der bewerte-
ten Eignung für zentrale und dezentrale Wärmeversorgungskonzepte. Die Gebietseintei-
lung spiegelt damit die grundlegende Wärmestrategie der Gemeinde wider.  

Die dargestellte Einteilung dient zugleich als Referenz für die Stützjahre 2030 und 2035, 
da in diesem Zeitraum keine wesentlichen Veränderungen hinsichtlich der Wärmebe-
darfsdichten, der Gebietseignung oder der technischen Rahmenbedingungen zu erwar-
ten sind. 
Neben den genannten Standorten können weitere Baublöcke mit öƯentlichen Gebäuden 
und kommunalen Flächen (z. B. Schul- und Sportcampus, Verwaltungs- und Feuerwehr-
standorte, Pflege- und Kitaliegenschaften) als Standorte für Mikrowärmenetze infrage 
kommen, sofern kurze Trassen, ausreichende Ankerlasten und geeignete Flächen für Er-
zeugung und Speicher vorliegen.  
Gut sanierte Baublöcke bzw. Gebäudecluster mit hohem energetischen Standard – ins-
besondere dort, wo im Zuge der Dekarbonisierung ohnehin Heizungserneuerungen anste-
hen – sowie Neubau– und Nachverdichtungsgebiete können Niedertemperatur-(Mikro-) 
Netze wirtschaftlich tragfähig machen. Niedrigere Vorlauftemperaturen erlauben kleinere 
Nennweiten und geringere Verteilverluste, senken Investitions- und Betriebskosten und 
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erhöhen die EƯizienz von zentralen Wärmepumpen. Zugleich lassen sich Erdsondenfel-
der/Geothermie, Umwelt- und Abwärme sowie PV-gepuƯerte Stromnutzung gut integrie-
ren.  
Die Machbarkeit ist jeweils im Rahmen einer ganzheitlichen Studie nachzuweisen. Diese 
umfasst insbesondere ein Temperatur- und Lastkonzept, Speicheroptionen, die Netzhyd-
raulik, erwartete Anschlussgrade sowie die Bewertung von Investitions- und Betriebskos-
ten (CAPEX/OPEX) einschließlich Emissionen und genehmigungsrechtlicher Anforderun-
gen. 
Unabhängig davon ist zu berücksichtigen, dass die Umsetzung von Wärmenetzprojekten 
von zahlreichen Rahmenbedingungen abhängt – etwa der Projektgröße, planerischen und 
technischen Randbedingungen, Dauer und Komplexität der Genehmigungsverfahren so-
wie der Verfügbarkeit geeigneter Finanzierungs- und Geschäftsmodelle. Von der ersten 
Projektidee bis zur vollständigen Inbetriebnahme ist typischerweise mit einem Zeitraum 
von etwa fünf bis zehn Jahren zu rechnen. 
 

9.3.1 Steckbrief zum ausgewählten Fokusgebiet (Mikronetzprüfgebiet) 

Fokusgebiet (Mikronetzprüfgebiet):  „Neubaugebiet Meedeland“ (Groß-Midlum)  

Gemeinde: Hinte 
 

Liegenschaftsfläche:  4,8 Hektar 

Anzahl Gebäude: Ca. 50  

Siedlungsmerkmal:  
Allg. Wohngebiet (plus 
Kita und Feuerwehr-
haus) 

Anzahl Baublöcke:  - 

Gebäudenutzung: 
Wohnen, öƯentliche 
Gebäude  

Kurzbeschreibung: 
Das Neubaugebiet „Meedeland“ am Meerkeweg in Groß-Midlum umfasst eine Liegenschafts-
fläche von rund 4,8 Hektar und bietet Platz für etwa 50 Gebäude mit insgesamt ca. 60 Wohnein-
heiten. Geplant sind etwa 120–150 Bewohner*innen. Das Gebiet ist als allgemeines Wohnge-
biet ausgewiesen und umfasst ergänzend Gemeinbedarfsflächen, insbesondere eine Kinderta-
gesstätte sowie ein Feuerwehrhaus. Die Gebäude bestehen überwiegend aus Einzel-, Doppel- 
und Reihenhäusern mit maximal zwei Wohneinheiten pro Gebäude, die zweigeschossig und 
maximal neun Meter hoch errichtet werden dürfen. Die Bauweise ist oƯen, die zulässige Grund-
flächenzahl liegt zwischen 0,3 und 0,4. Zudem sind Wasserflächen in der Planung enthalten.  
Das Neubaugebiet bietet der Gemeinde Hinte die Möglichkeit, ein Vorzeigeprojekt für eine qua-
litativ hochwertige und perspektivisch klimaneutrale Ortsentwicklung umzusetzen. Im Rahmen 
der kommunalen Wärmeplanung wird empfohlen, für das Gebiet eine Machbarkeitsstudie zur 
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Errichtung eines Nahwärmenetzes durchzuführen. Dabei soll insbesondere die Nutzung ge-
othermischer Energie über thermoaktive Pfähle (Energiepfähle) sowie Aquiferspeicher geprüft 
werden. Ziel ist es, die langfristige Ressourcenschonung zu unterstützen, die Energieversor-
gung nachhaltig zu gestalten und den Ortsteil zukunftsweisend zu entwickeln. 
Technische Optionen für die Wärmeversorgung: 
Die Machbarkeitsstudie soll die technische und wirtschaftliche Umsetzbarkeit eines Wärme-
netzes mit niedrigen Vorlauftemperaturen prüfen. Da im Neubaugebiet aufgrund der Baugrund-
verhältnisse ohnehin eine Pfahlgründung erforderlich ist, bietet sich die Integration sogenann-
ter Energiepfähle als besonders eƯiziente Lösung an. Energiepfähle haben eine doppelte Funk-
tion: Sie dienen sowohl als tragende Fundamente als auch zur geothermischen Energiegewin-
nung. Über Wärmetauscher und Wärmepumpen kann die im Boden gespeicherte Wärme im 
Winter zum Heizen und im Sommer zum Kühlen genutzt werden. In den Betonpfählen zirkuliert 
eine Flüssigkeit, die Wärme aufnimmt oder abgibt. Die Pfähle sind je nach Baugrund und Statik 
10–40ௗm tief, haben einen Durchmesser von 0,4–1,5ௗm, eine spezifische Entzugsleistung von 
25–50ௗW pro Meter Pfahl und eine Lebensdauer von ca. 50ௗJahren. Ergänzend sollten Dach-PV-
Anlagen zur Stromversorgung und Solarthermie berücksichtigt werden. 
Erwartete Kosten: 
Für die Umsetzung des Nahwärmenetzes ist – abhängig von der konkreten Erschließungsstruk-
tur des Neubaugebiets – von einer Trassenlänge von rund 700–900 m auszugehen. Abhängig 
von Trassenführung, Bodenverhältnissen und Oberflächenwiederherstellung ergeben sich 
Netzkosten von etwa 0,7–1,5 Mio. €. Die Kosten für die Energiezentrale(n), einschließlich Wär-
metauschern, zentraler Wärmepumpentechnik, PuƯerspeichern, hydraulischer Einbindung so-
wie Mess-, Steuer- und Regelungstechnik, werden auf rund 0,8–1,4 Mio. € geschätzt. Als Wär-
mequelle können insbesondere thermoaktive Energiepfähle genutzt werden, die aufgrund der 
im Baugebiet ohnehin vorgesehenen Pfahlgründung eine eƯiziente Doppelnutzung ermögli-
chen. Über Wärmetauscher und Wärmepumpen kann die im Erdreich gespeicherte Wärme für 
die Versorgung eines Niedertemperatur-Wärmenetzes genutzt werden. Neben der Wärmever-
sorgung besteht dabei auch die Option der passiven oder aktiven Gebäudekühlung, indem 
überschüssige Wärme aus den Gebäuden in den Untergrund abgeführt wird.  
Ergänzend sollten Dach-Photovoltaikanlagen zur Stromversorgung der Wärmepumpen berück-
sichtigt werden. Zusätzlich kann der Einsatz von Solarthermie zur Unterstützung der Wärmebe-
reitstellung geprüft werden. Perspektivisch kann eine Netzerweiterung auf angrenzende Be-
standsgebäude erfolgen. Für Gebäude mit höherem Temperaturniveau bzw. höherem Vorlauf-
temperaturbedarf kann dabei der Einsatz von dezentralen Booster-Wärmepumpen sinnvoll 
sein, um die erforderlichen Temperaturen für Heizung und Warmwasserbereitung bereitzustel-
len, ohne die EƯizienz des Niedertemperaturnetzes zu beeinträchtigen. Unter Einbezug von Pla-
nung, Genehmigungen und Nebenkosten (pauschal +10–15 %) ergibt sich eine Gesamtinvesti-
tion von etwa 1,7–3,3 Mio. €. Für eine vorgelagerte Machbarkeitsstudie/Vorplanung inklusive 
Auswertung vorhandener Baugrunddaten, ergänzender geothermischer Eignungsprüfung und 
ggf. Testfeld/Thermal-Response-Test (TRT) ist ein Budget von ca. 70.000–140.000 € anzusetzen. 
Förderregime:  
Nach gegenwärtigem Stand kommen förderseitig sowohl die Bundesförderung für eƯiziente 
Wärmenetze (BEW) als auch die Bundesförderung für eƯiziente Gebäude (BEG) in Betracht. Die 
BEW-Förderung greift ab mindestens 16 angeschlossenen Gebäuden oder rund 100 Wohnein-
heiten, was perspektivisch auch durch den Anschluss angrenzender Bestandsgebäude erreicht 
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werden kann. Für die aktuelle Projektgröße eignet sich insbesondere die BEG-Förderung für 
Quartiers- und Neubaugebiete. Ergänzend sollten geeignete Programme des Landes Nieder-
sachsen sowie mögliche EFRE-Förderlinien geprüft werden. 

 

10 Umsetzungsstrategie und Maßnahmenkatalog 
Die Gemeinde Hinte hat sich das Ziel gesetzt, bis 2040 eine vollständig klimaneutrale 
Wärmeversorgung zu erreichen. Um dies zu verwirklichen, wurde eine umfassende Stra-
tegie entwickelt, die sich auf die Ergebnisse der Bestands- und Potenzialanalyse im Rah-
men des kommunalen Wärmeplans stützt und im Einklang mit dem Zielszenario (vgl. Kap. 
9.1) steht. Diese Strategie bildet die Grundlage für einen detaillierten Maßnahmenkata-
log, der die Transformation hin zu einer klimaneutralen Wärmeversorgung vorantreibt. 
Das Zielszenario basiert auf einer GIS-gestützten Analyse und bewertet die Eignung des 
Gebäudebestands und der Siedlungsstrukturen für zentrale und dezentrale Wärmever-
sorgungskonzepte. Es stellt den zukünftigen Wärmebedarf sowie die Entwicklung und 
Verfügbarkeit geeigneter Energiequellen und Technologien in einen räumlich-zeitlichen 
Zusammenhang dar. Dadurch entsteht ein belastbares Planungsinstrument, das sowohl 
langfristige Versorgungsperspektiven aufzeigt als auch als fachliche Grundlage für kon-
krete Handlungsempfehlungen dient. 
Aufbauend auf diesem Zielszenario wurde ein Maßnahmenkatalog entwickelt, der die 
schrittweise Transformation des bestehenden Wärmesystems hin zu einer klimaneutra-
len Versorgung systematisch vorbereitet. Der Katalog definiert prioritäre Handlungsfelder, 
benennt zentrale Akteur*innen und legt realisierbare Umsetzungsschritte für die kom-
menden Jahre fest. 

Umsetzungsstrategie 
Im Vergleich zu stärker urban geprägten Regionen weist die Gemeinde nur ein geringes 
Potenzial für zentrale großflächige Wärmenetzversorgung auf. Stattdessen kommt de-
zentralen Versorgungssystemen sowie räumlich begrenzten Mikrowärmenetzen insbe-
sondere in den weniger dicht besiedelten Orts- und Randlagen eine zentrale Bedeutung 
zu, da sie eine flexible, wirtschaftliche und standortangepasste Wärmeversorgung er-
möglichen. 

Versorgung in Baublöcken außerhalb des Siedlungskerngebiets 

 Einzelgebäude: Hier erfolgt eine dezentrale, nicht leitungsgebundene Energiever-
sorgung, die auf die individuellen Anforderungen der Gebäude abgestimmt ist. 
Hierbei sollen zukünftig überwiegend Wärmepumpen zum Einsatz kommen, die 
abhängig von den lokalen Gegebenheiten als Luft-Wasser-, Sole-Wasser- oder 
Wasser-Wasser-Systeme ausgelegt werden können. Biomasse, in Form von 
Holzpellets auch zur Spitzenlastabdeckung im Winter, könnte ebenfalls als Wär-
mequelle genutzt werden. Solarthermische Anlagen sollen als ergänzende Wär-
mequelle für Warmwasserbereitung und Heizungsunterstützung eingesetzt wer-
den. Da solarthermische Anlagen wetter- und saisonabhängig sind, müssen sie 
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mit anderen Technologien kombiniert werden. Bei der Versorgung sind die einzel-
nen Gebäudeeigentümer in der Pflicht, eine nachhaltige Wärmeversorgung zu re-
alisieren. Um dies zu unterstützen, sind begleitende Maßnahmen wie Förderpro-
gramme, Beratung und technische Unterstützung erforderlich.  

 Gebäudecluster: Das Potenzial zur Bildung organisierter Energiegemeinschaften 
sollte geprüft werden, um zu bewerten, ob der Betrieb eines Mikronetzes eine wirt-
schaftlich und technisch sinnvolle Lösung darstellen kann. Mikronetze könnten 
beispielsweise durch zentrale Wärmepumpen, Biomasseheizungen oder solar-
thermische Gemeinschaftsanlagen betrieben werden. Ergänzend ist der Einsatz 
von saisonalen Wärmespeichern denkbar, um die Versorgungssicherheit zu erhö-
hen und Lastspitzen abzufangen. Mikrowärmenetze bieten sich insbesondere dort 
an, wo mehrere Gebäude mit hohem Wärmebedarf räumlich konzentriert liegen 
und idealerweise einer/einem gemeinsamen Eigentümer*in oder einer Institution 
– etwa der Kommune – zugeordnet sind. 

 Gemischte Nutzungstypen: Bei gemischten Nutzungstypen innerhalb eines 
Clusters kann eine hybride Kombination aus dezentralen Einzelanlagen und einem 
kleinen gemeinsamen Versorgungssystem (z. B. Gebäudenetz mit zusätzlichen 
Backup-Lösungen) sinnvoll sein. Diese Ansätze bieten Flexibilität und können auf 
die spezifischen Bedürfnisse der Gebäudenutzer abgestimmt werden. 

Die zukünftigen Wärmebedarfe und Emissionen werden daher maßgeblich von zwei zent-
ralen Entwicklungspfaden bestimmt: 

 Steigerung der Sanierungsrate im Gebäudebestand durch energetische Moderni-
sierung und Optimierung der Anlagentechnik 

 Schrittweise Transformation zu erneuerbaren Energieträgern (insbesondere Wär-
mepumpen, Bioenergie, Windkraft, Solarthermie und innovative Hybridlösungen) 

Diese beiden Säulen bilden das Fundament der Umsetzungsstrategie. Sie werden durch 
flankierende Maßnahmen ergänzt, die u. a. auf die Stärkung der kommunalen Steue-
rungsfähigkeit, die Einbindung relevanter Akteur*innen sowie die SchaƯung geeigneter Fi-
nanzierungs- und Beteiligungsmodelle abzielen. 

 

Zentrale Handlungsfelder sind: 

 Energetische Sanierung des Bestandsgebäudesektors als wichtigste Stell-
schraube zur Reduktion des Wärmebedarfs. 

 Steigerung des Anteils erneuerbarer Energien in der Wärmeversorgung, etwa 
durch Wärmepumpen, Bioenergie, Solarthermie, Photovoltaik in Verbindung mit 
Speichern sowie die Nutzung von Rest- und Abwärme. 

 Ausbau und Modernisierung der Strom- und Verteilnetze, um die zunehmende 
Elektrifizierung (Wärmepumpen, Elektromobilität, Speichertechnologien) zu er-
möglichen. 
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 Kommunale Vorbildfunktion, insbesondere durch die Erstellung und Umsetzung 
von Sanierungsfahrplänen für kommunale Gebäude. 

 Informations- und Beratungsangebote zur Förderung von Sanierungen und zur 
Nutzung bestehender Förderprogramme. 

 Kooperation und Beteiligung mit Bürger*innen, Handwerksbetrieben, Nachbar-
kommunen und Energiedienstleistern zur gemeinsamen Umsetzung von Projek-
ten. 

10.1  Maßnahmenkatalog 

Aufbauend auf den Ansätzen der Umsetzungsstrategie wurde ein umfassender Maßnah-
menkatalog entwickelt, der konkrete Projekte und Schritte für eine nachhaltige Wärme-
versorgung in der Gemeinde definiert. Der Maßnahmenkatalog dient als zentrales Instru-
ment, um die Wärmewende zielgerichtet voranzutreiben.  

Ziele und Struktur des Maßnahmenkatalogs 
Der Maßnahmenkatalog bietet eine strukturierte Übersicht aller geplanten und priorisier-
ten Maßnahmen zur Verbesserung der Wärmeversorgung in der Gemeinde. Er umfasst so-
wohl allgemeingültige Maßnahmen als auch spezifische Ansätze, die auf konkrete Hand-
lungsfelder, besondere räumliche Gegebenheiten, verfügbare Energiequellen und Tech-
nologien sowie auf die Erwartungen und Wünsche der eingebundenen Akteur*innen zu-
geschnitten sind. Ziel des Katalogs ist es, Handlungsempfehlungen bereitzustellen und 
die Umsetzung durch eine transparente Priorisierung sowie definierte Zeitpläne und Zu-
ständigkeiten zu erleichtern. Die im Maßnahmenkatalog dargestellten Maßnahmen sind 
nicht rechtsverbindlich; der Wärmeplan entfaltet keine rechtliche Außenwirkung und be-
gründet keine einklagbaren Rechte oder Pflichten (vgl. § 23 Abs. 4 WPG; zudem begründet 
die Gebietsausweisung keine Pflicht zur Nutzung oder Bereitstellung einer bestimmten 
Versorgungsart, vgl. § 27 Abs. 2 WPG). Gleichwohl wird eine verlässliche Grundlage für 
Verwaltung, Politik, Wirtschaft und Bürger*innenschaft geschaƯen, um die Wärmewende 
in Hinte erfolgreich und koordiniert voranzubringen. 

Jedes Maßnahmenblatt folgt einer einheitlichen Struktur und enthält: 

 Gebietsbezug – Angabe des räumlichen Anwendungsbereichs 

 Beschreibung – Inhalte und Schwerpunkte der Maßnahme 

 Ziel – angestrebter Nutzen für die Gemeinde Hinte 

 Beitrag zum Zielszenario – Beitrag zur Erreichung der Klimaneutralität bis 2040 

 Erforderliche Schritte und Meilensteine – konkrete Umsetzungsschritte mit zeit-
licher Einordnung 

 Mögliche zeitliche Einordnung - Zeitraum vom Start bis zum geplanten Ende der 
Maßnahme 

 Kosten – grobe Kostenschätzungen (soweit möglich) 

 Einfluss der Kommune – Rolle und Steuerungsmöglichkeiten der Gemeinde Hinte 



 
 

86 
 

 Akteur*innen – beteiligte Partner*innen und Umsetzende 

 BetroƯene – relevante Zielgruppen 

 Mögliche Finanzierungsmechanismen – Förderprogramme, Beteiligungs- und 
Vertragsmodelle 

 Flankierende Aktivitäten – Maßnahmen zur ÖƯentlichkeitsarbeit, Information 
und Beteiligung 

 
Abb. 34: Impressionen von der Auftaktveranstaltung am 11.09.2025 und vom Akteurs- und Maßnahmen-

workshop am 29.01.2026 

10.2  Maßnahmenblätter  

M1: Initiieren von Bürgerbeteiligungsmodellen (Energiegemeinschaften oder -ge-
nossenschaften, d.h. finanzielle Beteiligung der Bürger*innen am Aufbau und 
Betrieb von Wärmenetzen) 

Gebietsbezug: Gesamtes Gemeindegebiet 

Beschreibung: Die Bildung einer Energiegemeinschaft ermöglicht es den Bürger*in-
nen, sich finanziell und operativ am Aufbau und Betrieb von Energieprojekten wie Bio-
gas-, Photovoltaikanlagen oder Wärmenetzen zu beteiligen. Diese Gemeinschaften 
dienen als Grundlage für die Umsetzung von Mikronetzen und schaƯen einen recht-
lich-organisatorischen Rahmen für nachhaltige Energieprojekte. Energiegemein-
schaften betonen die Eigeninitiative durch den direkten Einfluss der Bewohner*innen 
und basieren auf der rechtlichen Grundlage der EU-Richtlinie 2018/2001 (Erneuer-
bare-Energien-Richtlinie, RED II), die Bürger*innen sowie lokalen Akteur*innen die ak-
tive Beteiligung an der Energiewende erleichtert. Die Gemeinschaften grenzen sich 
klar von Contracting- und ÖPP-Modellen ab, die stärker auf professionelle Betreiber 
und private Investoren setzen. 
Einen wichtigen Beitrag zur gemeinschaftlichen Nutzung (z.B. im nachbarschaftlichen 
Kontext) von selbst erzeugtem (auch überschüssigem) Strom bietet die Möglichkeit 
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des Energy Sharing ab Mitte 2026, das es lokalen/regionalen Stromerzeugern und -ver-
braucher*innen (Privathaushalten, Kommunen, Unternehmen) erlaubt, sich zu Ener-
giegemeinschaften zusammenzuschließen, um gemeinsam Erneuerbare-Energien-
Anlagen zu betreiben und den selbsterzeugten Strom über das öƯentliche Stromnetz 
zu nutzen. 

Ziel: Förderung einer lokalen Verankerung und Beteiligung der Bürger*innen an der ört-
lichen Energieversorgung sowie die Sicherstellung einer breiten Akzeptanz und finan-
ziellen Unterstützung für Projekte wie Biogas-, Photovoltaikanlagen oder Mikronetze. 
Durch die Nutzung lokaler Ressourcen und Zusammenarbeit mit anderen Akteur*in-
nen werden Synergien geschaƯen. 

Beitrag zur Erreichung des Zielszenarios: Eine Energiegemeinschaft stärkt die Ver-
bindung zwischen Bürger*innen und den meist kleineren dezentralen Projekten, stei-
gert den Anschlussgrad und die wirtschaftliche Tragfähigkeit und ermöglicht die di-
rekte Beteiligung der Bevölkerung an der Energiewende. Zudem fördert sie die regio-
nale Wertschöpfung und das Umweltbewusstsein. 

Erforderliche Schritte und Meilensteine:  
1. Identifikation geeigneter Projekte für eine Energiegemeinschaft (z. B. Biogas, 

Photovoltaik) 
2. Etablierung eines rechtlich-organisatorischen Rahmens (z. B. Energiegenos-

senschaft, Verein) 
3. Durchführung von Informationskampagnen und Gewinnung von Mitgliedern, 
4. Exkursion zu erfolgreichen Energiegemeinschaften und Sammlung von Best 

Practices 
5. Gründung einer ersten Energiegemeinschaft  
6. Umsetzung erster Projekte durch die Energiegemeinschaft 
7. Finanzierungsbeteiligung der Bürger*innen 

 Mögliche zeitliche Einordnung: Laufend 

Kosten: Geringe Kosten für die Verwaltung, Aufwände für rechtliche Beratung und Öf-
fentlichkeitsarbeit (ca. 25.000 Euro) 

Einfluss der Kommune: Förderer und Unterstützer, ggfs. Beteiligung 

Akteur*innen: Bürger*innen, Politik, kommunale Verwaltung, Energieberater*innen 

BetroƯene: Anwohner*innen, Unternehmen, Energieversorger 

Mögliche Finanzierungsmechanismen: Kommunale Zuschüsse und Fördermittel für 
erneuerbare Energien 

Flankierende Aktivitäten: Informationsveranstaltungen, Schulungen zur Organisa-
tion und Verwaltung von Energiegemeinschaften, ÖƯentlichkeitsarbeit zur Gewinnung 
von Mitgliedern und zur Sensibilisierung der Bevölkerung; Informationsbereitstellung 
auch über digitale Plattformen 

 

M2: Ausbau von Beratungsangeboten zur Sanierung und EnergieeƯizienzsteigerung 
in Privathaushalten und Unternehmen 

Gebietsbezug: Gesamtes Gemeindegebiet („no-regret-Maßnahme“)  
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Beschreibung: Ergänzend zur bereits existierenden Erstberatung (z. B. durch den Klima-
schutz in der Gemeinde und im Landkreis Aurich, die Landesenergieagentur, z.T. Ver-
braucherzentrale) wird die Durchführung von Schulungen und Beratungsangeboten für 
Haushalte, Unternehmen und öƯentliche Einrichtungen zur Steigerung der EnergieeƯi-
zienz und Optimierung von Heizsystemen empfohlen. Ziel ist es, Energieeinspar- und 
Speicherpotenziale aufzuzeigen und die Umsetzung kosteneƯizienter Maßnahmen zu 
fördern. Auch sollten Informationen für die Bürger*innen und Unternehmen zu den Aus-
bauplänen der Netzbetreiber und Energieversorger zur Verfügung gestellt werden. 
Ziel: Reduzierung des Energieverbrauchs in privaten und öƯentlichen Gebäuden, Sensi-
bilisierung für energieeƯiziente Heizsysteme und Betriebsoptimierung, Förderung nach-
haltiger Energienutzung und Kosteneinsparungen für Verbraucher*innen, Unterstützung 
für Bürger*innen bei der Umsetzung energieeƯizienter Maßnahmen 

Beitrag zur Erreichung des Zielszenarios: Erhöhung der Akzeptanz und Beteiligung an 
Maßnahmen zur EnergieeƯizienzsteigerung, Reduzierung des Energieverbrauchs in pri-
vaten und öƯentlichen Gebäuden, Förderung nachhaltiger Energienutzung und Kosten-
einsparungen für Verbraucher*innen 

Erforderliche Schritte und Meilensteine:  
 Bedarfsermittlung für Schulungs- und Beratungsangebote 
 Erstellung eines Schulungs- und Beratungskonzepts 
 Aufbau eines Netzwerks aus Energieberater*innen und Expert*innen 
 Durchführung und Bewerbung erster Schulungen  
 Bei Bedarf Einrichtung und Bewerbung von Beratungsstellen 
 Kontinuierliche Evaluierung und Optimierung des Angebots 

Mögliche zeitliche Einordnung: Start der Bedarfsermittlung kurzfristig, dann Bera-
tungsangebote laufend 

Kosten: Abhängig vom Umfang der Aktivitäten: geschätzt 20.000 – 30.000 Euro jährlich 
für Schulungen, Beratungsstellen und Beratungen, ÖƯentlichkeitsarbeit. Höher im Falle 
von einzurichtenden Beratungsstellen in der Verwaltung (Personalkosten) 
Einfluss der Kommune: Hoch – die Gemeindeverwaltung kann als Initiator, Förderer und 
Koordinator auftreten und die Aktivitäten und Angebote über verschiedene Kanäle aktiv 
steuern. 
Akteur*innen: Gemeinde (Koordination, Finanzierung, ÖƯentlichkeitsarbeit), Energie-
berater*innen und Expert*innen, Verbraucherzentralen und Umweltorganisationen, 
Handwerksbetriebe und Energieversorger 

Betroffene: Private Haushalte, Gewerbe- und Industriebetriebe, ÖƯentliche Einrichtun-
gen (z. B. Schulen, Verwaltungen, soziale Einrichtungen) 
Mögliche Finanzierungsmechanismen: Förderprogramme von Bund und Land (z. B. 
BAFA, KfW, Kommunalrichtlinie), Kofinanzierung durch Energieversorger, Eigenmittel der 
Gemeinde, Kooperation mit Verbraucherzentralen und Umweltorganisationen 

Flankierende Aktivitäten: Regelmäßige Informationskampagnen zur EnergieeƯizienz, 
Kooperation mit Energieberater*innen und Handwerksbetrieben für Gebäudesanierung 
und Heizungsoptimierung 

 

 M3: Intensivierung des Ausbaus von PV- und Windkraftanlagen  

Gebietsbezug: Gesamtes Gemeindegebiet  
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Beschreibung: Erhöhte Bereitstellung und Einspeisung von grünem preiswertem 
Strom durch den verstärkten Bau von Photovoltaik (FF-PV, aber auch Dach-PV)- und 
Windkraftanlagen und die Umsetzung bereits geplanter Vorhaben (bei Windkraftanla-
gen spielt das Repowering zudem eine große Rolle). Dabei werden insbesondere die 
zukünftigen Entwicklungen (z.B. steigende Bedarfe durch den Windkraft- und PV-Aus-
bau und die zunehmende Elektrifizierung z.B. für die Installation von Wärmepumpen, 
Wallboxen und Ladesäulen für die E-Mobilität) berücksichtigt – in enger Abstimmung 
mit den Netzbetreibern, um die Integration in die bestehende Infrastruktur zu gewähr-
leisten. Wichtig dabei ist ein eƯektives Lastmanagement und die Installation von mo-
derner Speichertechnik. 

Ziel: 100 % erneuerbare Stromversorgung im Gemeindegebiet durch die regionale Pro-
duktion von EE (vornehmlich PV und Windkraft) entsprechend dem Zielszenario und 
angepasst an höhere Strombedarfe. Durch entsprechende Speicherinfrastruktur soll 
mittelfristig zudem der Strompreis stabilisiert werden. 

Beitrag zur Erreichung des Zielszenarios: Die Maßnahme unterstützt die Klimaneut-
ralität, indem sie den Anteil EE erhöht und zur Reduktion fossiler Energieträger sowie 
CO₂-Emissionen beiträgt. 

Erforderliche Schritte und Meilensteine:  
 Aktivierung weiterer geeigneter Standorte für die Errichtung weiterer PV-Anla-

gen auf privaten Flächen anhand der Weißflächenkartierung (besonders auch 
auf weniger ertragreichen landwirtschaftlichen Flächen) und die Errichtung von 
Windkraftanlagen (wo rechtlich zulässig) 

 Erfassung der aktuellen IST-Kapazität und Reserve (s. Bestands- und Potential-
analyse) 

 Entwicklung von Szenarien und Simulation zukünftiger Bedarfe, in Abstimmung 
mit Netzbetreiber und anderen relevanten Akteur*innen 

 Förderung und Anreiz für die Bildung von Energiegemeinschaften/-genossen-
schaften und regelmäßige Beratung 

 Beschleunigung von Genehmigungsverfahren für PV- und Windkraftanlagen 
 Analyse für das Potenzial durch Repowering bei Windkraftanlagen 
 Regelmäßige Beratungsangebote, z.B. über Einrichtung eines „Energielotsen“ 

Mögliche zeitliche Einordnung: Start in 2026/27, dann Zeitraum von ca. 10 Jahren  

Kosten: Projektbezogen, im Einzelfall zu prüfen   

Einfluss der Kommune: Die Kommune wirkt als Initiator und Motivator, indem sie be-
rät, Anreize schaƯt, Fördermittel einwirbt und auflegt und den Ausbau durch gezielte 
Maßnahmen unterstützt – beispielsweise durch die Bereitstellung von Flächen oder 
infrastruktureller Unterstützung im Rahmen von ÖPPs. 

Akteur*innen: Gemeindeverwaltung, Netzbetreiber (EWE Netz), unterstützt durch 
Energieversorger und Besitzer*innen privater Flächen 

BetroƯene: Bürger*innen, Unternehmen und die Kommune 

Mögliche Finanzierungsmechanismen: Finanzierung über Netzentgelte, ÖPP, Bür-
ger*innenbeteiligung und Fördermittel 
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Flankierende Aktivitäten: Workshops, Pressearbeit zur Information und Beteiligung 
der Einwohner*innen und relevanter Akteur*innen, Anreize zur Gründung von Energie-
gemeinschaften/-genossenschaften. Regelmäßige Beratung durch Energieexpert*in-
nen. 

 

M4: Durchführung standortbezogener Machbarkeitsstudien zur Nutzung aqua-
thermischer Wärmequellen für Mikro-Wärmenetze 

Gebietsbezug: Gesamtes Gemeindegebiet, priorisiert nach geeigneten Teilräumen 
und konkreten Bedarfsschwerpunkten 

Beschreibung: Es werden standortbezogene Machbarkeitsstudien empfohlen, um die 
technische, wirtschaftliche und genehmigungsrechtliche Umsetzbarkeit aquather-
misch basierter Mikro-Wärmenetze zu prüfen. Im Vordergrund stehen die Potenziale 
von Grundwasser-, Fluss-, See- und Abwasserwärme. Die Untersuchungen sollen je-
weils auf konkrete räumliche Bedarfsschwerpunkte bezogen werden, um belastbare 
Aussagen zur Quellentemperatur, Verfügbarkeit, Erschließbarkeit, Entfernung zu ge-
eigneten Abnehmern, saisonale Nutzbarkeit sowie zu wasserrechtlichen und natur-
schutzfachlichen Restriktionen zu erhalten. Sofern sich an einzelnen Standorten eine 
Kombination mit geothermischen Speicher- oder Gründungslösungen anbietet, kann 
dies ergänzend mituntersucht werden. Dies betriƯt insbesondere die mögliche Kopp-
lung mit Aquiferspeichern oder bei Neubauvorhaben mit thermoaktiven Bauteilen. 
Diese ergänzenden Optionen sind jedoch nicht pauschal für alle aquathermischen 
Standorte vorauszusetzen, sondern standortabhängig zu prüfen. 

Ziel: Bereitstellung einer belastbaren Grundlage für die Priorisierung konkreter aqua-
thermischer Projekte und für die Entscheidung, an welchen Standorten vertiefende 
Planungen oder Umsetzungsprojekte verfolgt werden sollen. Die Studien sollen eine 
belastbare Vergleichsbasis zwischen den verschiedenen aquathermischen Wärme-
quellen schaƯen und die relevanten technischen, wirtschaftlichen, ökologischen und 
rechtlichen Randbedingungen transparent machen.  

Beitrag zur Erreichung des Zielszenarios: Die Maßnahme dient der Identifikation lo-
kal verfügbarer erneuerbarer Wärmequellen, die perspektivisch fossile Einzellösun-
gen ersetzen, CO₂-Emissionen mindern und die Grundlage für quartiersbezogene 
oder kleinteilige leitungsgebundene Versorgungslösungen schaƯen. Sie verbessert 
die Investitionssicherheit für die Kommune, Versorger und potenzielle private Träger. 
Dies fördert eine nachhaltige und wirtschaftlich tragfähige Planung und leistet somit 
einen wesentlichen Beitrag zur Erreichung der Klimaneutralität bis spätestens 2040. 
Erforderliche Schritte und Meilensteine:  

 Priorisierung geeigneter Teilräume und möglicher Ankerkunden 
 Ausschreibung und Vergabe standortbezogener Machbarkeitsstudien 
 Erhebung und Auswertung vorhandener Daten zu Gewässern, Grundwasser, Ab-

wasser, Untergrund und Wärmebedarfen 
 Vorprüfung der genehmigungsrechtlichen Rahmenbedingungen mit Wasserbe-

hörde, Naturschutz und weiteren Fachbehörden 
 Bewertung der technischen Optionen, Wirtschaftlichkeit und Betreibermodelle 
 Prüfung geeigneter Förder- und Finanzierungsbausteine 
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 Ableitung einer Standort-Rangfolge und Definition der nächsten Umsetzungs-
schritte 

 Mögliche zeitliche Einordnung: Start ab 2027, erste priorisierte Studien bis 2028/29, 
danach stufenweise Vertiefung 

Kosten: Für belastbare Machbarkeitsstudien sind je Standort in der Regel ca. 50.000–
90.000 €, bei ergänzenden Vor-Ort-Untersuchungen ca. 70.000–140.000 € anzuset-
zen. Ein Thermal-Response-Test ist dabei nur bei vertiefter Prüfung geothermischer 
Speicher- oder Pfahllösungen sinnvoll; die Kosten hierfür liegen grob bei ca. 4.000 € 
zzgl. ca. 2.000–4.500 € für Temperaturmonitoring, jeweils ohne Sondierungen oder 
Testbohrungen. 

Einfluss der Kommune: Hoch – Die Kommune priorisiert Standorte, koordiniert Ak-
teur*innen und schaƯt die Grundlage für eine abgestimmte Entwicklung mit Versor-
gern, Investoren und Eigentümer*innen. 

Akteur*innen: Rat und Verwaltung der Gemeinde, Energieversorger, Netzbetreiber, 
externe Planungs- und Gutachterbüros, potenzielle Investoren, Energiegemeinschaf-
ten/-genossenschaften, Wasser- und Naturschutzbehörden 

BetroƯene: Anwohner*innen (hier auch im Rahmen von gemeinschaftlichen Beteili-
gungen) und Unternehmen, evtl. auch öƯentliche Einrichtungen 

Mögliche Finanzierungsmechanismen: Förderprogramme für kommunale Wärme-
planung (z. B. KfW, BAFA, EU-Programme), kommunale Mittel, ÖƯentlich-Private Part-
nerschaften (ÖPP), Contracting-Modelle und Beteiligung über Energiegemeinschaf-
ten.  

Flankierende Aktivitäten: ÖƯentlichkeitsarbeit, Information potenzieller Anschluss-
nehmer, frühe Behördenabstimmung, Auswertung von Best-Practice-Projekten und 
Aufbau einer projektbezogenen Interessentenliste 

 

M5: Durchführung konkreter Machbarkeitsstudien und Vorplanungsschritte zur 
Errichtung von (Mikro-)Wärmenetzen – prioritär im Neubaugebiet „Meedeland“ 

Gebietsbezug: Gesamtes Gemeindegebiet, mit Priorität auf das Neubaugebiet „Mee-
deland“ in Groß-Midlum (siehe auch Fokusgebiet in Kap. 9.3.1) 

Beschreibung: Es werden konkrete Machbarkeitsstudien durchgeführt, um die techni-
sche und wirtschaftliche Umsetzbarkeit von Wärme- bzw. Mikronetzen zu prüfen. Be-
rücksichtigt werden die Potenziale verschiedener erneuerbarer Wärmequellen sowie 
die Zuständigkeiten der relevanten Akteur*innen als Grundlage für die strategische 
Entscheidungsfindung. Für Neubauvorhaben soll unter anderem die Wärmebereitstel-
lung über thermoaktive Pfähle (Energiepfähle) untersucht werden. Prioritäres erstes 
Projekt ist das Neubaugebiet „Meedeland“ in Groß-Midlum, da dort voraussichtlich 
eine pfahlgestützte Gründung erforderlich ist und sich damit die Doppelfunktion der 
Pfähle als Gründungselement und Wärmeübertrager nutzen lässt. In Kombination mit 
Wärmepumpen kann die im Boden gespeicherte Wärme ganzjährig zum Heizen und 
optional auch zum Kühlen genutzt werden. Ergänzend sind zentrale oder dezentrale 
Wärmepumpen, PuƯerspeicher, Dach-Photovoltaik sowie optional Solarthermie zu 
prüfen. Ein Aquiferspeicher soll nicht als Standardlösung vorausgesetzt, sondern nur 
dann vertiefend betrachtet werden, wenn Untergrund, Wasserhaushalt, Lastprofile 



 
 

92 
 

und sommerliche Kühlbedarfe dies sinnvoll erscheinen lassen. Vorhandene Bau-
grundgutachten, Gründungsplanungen und Erschließungsdaten sind hierfür systema-
tisch auszuwerten und bei Bedarf durch gezielte Zusatzuntersuchungen zu ergänzen. 
Für die Gemeinde Hinte ergibt sich daraus die Chance, erneuerbare Energien eƯizient 
vor Ort zu nutzen, fossile BrennstoƯe zu reduzieren und zukunftsfähige Wärmeversor-
gungskonzepte umzusetzen. 

Ziel: Bereitstellung einer belastbaren Entscheidungsgrundlage für die Kommune und 
potenzielle Umsetzungspartner, ob und in welcher Ausgestaltung im Neubaugebiet 
„Meedeland“ ein klimaneutrales Mikronetz realisiert werden soll. Gleichzeitig soll die 
Maßnahme Blaupausencharakter für weitere geeignete Neubau- oder Entwicklungs-
flächen im Gemeindegebiet entfalten. 

Beitrag zur Erreichung des Zielszenarios: Die Maßnahme ermöglicht die frühe Reali-
sierung eines konkreten, lokal verankerten Wärmeprojekts mit hohem Anteil erneuer-
barer Energien und geringer fossiler Abhängigkeit. Durch die Verbindung von Grün-
dung, Wärmebereitstellung und ggf. Kühlung kann ein zukunftsfähiges Versorgungs-
system für neue Quartiere etabliert werden. 

Erforderliche Schritte und Meilensteine:  
 Zusammenstellung und Auswertung vorhandener Planungs-, Baugrund- und Er-

schließungsdaten für „Meedeland“ 
 Ausschreibung und Vergabe einer projektbezogenen Machbarkeitsstudie/Vor-

planung 
 Wärmebedarfs- und Lastganganalyse für Wohnen, Kita und Feuerwehrhaus 
 Technische Variantenuntersuchung für Energiepfähle, Wärmepumpen, Netz-

temperaturniveau, Speicher und Stromversorgung 
 Prüfung, ob ergänzende Sondierungen, Testpfähle, Pilotbohrungen oder ein 

TRT/Testfeld erforderlich sind 
 Vorprüfung wasserrechtlicher, geotechnischer und weiterer genehmigungsrele-

vanter Anforderungen 
 Wirtschaftlichkeitsanalyse, Betreiber- und Anschlussmodell, Förderstrategie 
 Entscheidung über Vertiefung, Umsetzung und ggf. Netzerweiterung auf an-

grenzende Bestandsgebäude 

Mögliche zeitliche Einordnung: Start ab 2026, Abschluss der Machbarkeitsstu-
die/Vorplanung 2027, anschließend Realisierungsentscheidung 

Kosten: Ca. 70.000 – 140.000 Euro, je nach Umfang und Qualität der bereits vorliegen-
den belastbaren Baugrunddaten und zusätzlichem Untersuchungsbedarf, etwa für ge-
otechnische oder hydrogeologische Prüfungen, Testpfähle, Pilotbohrungen oder einen 
TRT. 

Einfluss der Kommune: Hoch – Die Kommune ist Initiatorin des Projekts, bündelt die 
Schnittstellen zwischen Bauleitplanung, Erschließung, Hochbau, Versorgung und För-
dermittelstrategie und kann frühzeitig Anschluss- bzw. Kooperationsmodelle struktu-
rieren. 

Akteur*innen: Rat und Verwaltung der Gemeinde, Erschließungsträger, Energieversor-
ger, Netzbetreiber, externe Fachplanungsbüros, Baugrund- und Geothermiegutachter, 
potenzielle Investoren/Contractoren, ggf. Bürgerenergieakteur*innen 
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BetroƯene: Künftige Bewohner*innen des Neubaugebiets, öƯentliche Nutzungen im 
Gebiet, perspektivisch angrenzende Bestandsgebäude 

Mögliche Finanzierungsmechanismen: Förderprogramme für kommunale Wärme-
planung (z. B. KfW, BAFA, EU-Programme wie EFRE), Bürgerbeteiligungsmodelle, Öf-
fentlich-private Partnerschaften (ÖPP) für Investitionen, Contracting-Modelle für die 
Wärmenetzumsetzung 

Flankierende Aktivitäten: Frühzeitige Kommunikation mit Grundstückseigentü-
mer*innen und Bauträger*innen, Integration in die Erschließungs- und Hochbaupla-
nung, Prüfung eines Anschluss- oder Betreiberkonzepts, projektbezogene ÖƯentlich-
keitsarbeit und Interessensbekundung für eine mögliche Netzerweiterung 

 

M6: Modernisierung des Stromnetzes mit intelligenten Infrastrukturen, Speichern 
und Lastmanagement, um die Integration von erneuerbaren Energien und die Sekto-
renkopplung von Strom, Wärme und Verkehr zu ermöglichen. 

Gebietsbezug: Gesamtes Gemeindegebiet  

Beschreibung: Erweiterung/Modernisierung des Stromnetzes mit intelligenten Infra-
strukturen zur Unterstützung einer zukunftsfähigen, lokal/regional autarken Energiever-
sorgung. Ziel ist es, ein leistungsfähiges Netz mit integrierten Speicherlösungen und Last-
management zu schaƯen, das die Nutzung erneuerbarer Energiequellen für die Wärme-
versorgung, Digitalisierung und Elektromobilität fördert.  

Ziel: Die Maßnahme soll auf eine umfassende Sektorenkopplung von Strom, Wärme und 
Mobilität abzielen. Ziel ist der Aufbau eines stabilen, modernen und leistungsfähigen 
Stromnetzes, das die Integration erneuerbarer Energien (z.B. PV, Wind) sowie die Unter-
stützung der Elektromobilität, Digitalisierung und Wärmeversorgung (was zukünftig weit-
aus größere Abnahmemengen von Strom bedeutet) ermöglicht.  

Beitrag zur Erreichung des Zielszenarios: Das größte Potenzial zur Umsetzung der Ener-
giewende liegt neben der Energieeinsparung durch konsequente Gebäudesanierung im 
Einsatz intelligenter Netz- und Verbrauchssteuerung im regionalen Stromnetz. Das opti-
mierte Stromnetz mit Sektorenkopplung dient der Abfederung von Spitzenlasten und op-
timiert die Einspeisung erneuerbarer Energien. Dadurch wird die Substitution fossiler 
Energieträger vorangetrieben und die CO₂-Emission reduziert, was einen wesentlichen 
Beitrag zur Erreichung der Klimaneutralität bis 2040 leistet.  

Erforderliche Schritte und Meilensteine:   
 Bewertung des IST- und des zukünftigen Strombedarfs und der technischen und 

wirtschaftlichen Realisierbarkeit des Ausbaus und der Modernisierung der Netz-
Infrastruktur  

 Ständiger Austausch der Gemeindeverwaltung mit dem Netzbetreiber und regel-
mäßiger Dialog zur Ertüchtigungs- und Ausbaustrategie als zentraler Meilenstein  

 Klärung der Integration künftiger Entwicklungen, insbesondere des PV- und 
Windkraftausbaus und der zunehmenden Elektrifizierung der Mobilität und Digi-
talisierung 
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 Erfassung und Auswertung relevanter Daten zur Netzbelastung und zukünftigen 
Anforderungen  

 Festlegung von Maßnahmen zur Bereitstellung und Vorhalten notwendiger Flä-
chen für die Beschleunigung des Ausbaus der Netzinfrastruktur (z.ௗB. für Tra-
fostationen, Umspannwerke)  

Mögliche zeitliche Einordnung: Beginn mittelfristig, dann fortlaufend   

Kosten: Sektorale Kosten, gegenwärtig nicht abschätzbar, Netzbetreiber anteilig   

Einfluss der Kommune: Die Hauptverantwortung liegt bei den Energieversorgern und 
Netzbetreibern. Die Gemeinde agiert jedoch proaktiv als Initiator, nimmt Einfluss auf Ent-
scheidungen und lädt zu einer intensiven Zusammenarbeit ein. Zudem spielt die Kom-
mune eine wichtige Rolle bei der Bereitstellung von Flächen für Netzinfrastruktur, Tra-
fostationen und andere notwendige Einrichtungen.  

Akteur*innen: Hauptverantwortlich sind Kommune und die Netzgesellschaft (EWE Netz)

BetroƯene: Bürger*innen, Unternehmen, kommunale Einrichtungen sowie alle Nut-
zer*innen, die von einer stabilen und zukunftsfähigen Energieversorgung profitieren.  

Mögliche Finanzierungsmechanismen: Fördermittel für Klimaschutz und alternative Fi-
nanzierungsmodelle, wie ÖPP und Contracting-Modelle (z.ௗB. Energieliefer- oder Anla-
gen-Contracting), werden geprüft.  

Flankierende Aktivitäten: Ständiger weiterer Ausbau und Modernisierung der EE.  Infor-
mationsveranstaltungen, Exkursionen und ÖƯentlichkeitsarbeit (Presse, Social Media) 
werden organisiert, um den Austausch zwischen der Gemeinde, Netzbetreibern, und 
Energieversorgern zu fördern sowie die Akzeptanz und Beteiligung der relevanten Ak-
teure*innen zu erhöhen.  

 

M7: Screening von Fördermitteln und Informationsweitergabe und ggfs. Einfüh-
rung und Bewerbung von Förderprogrammen  

Gebietsbezug: Gesamtes Gemeindegebiet („no regret“- Maßnahme) 

Beschreibung: Sichtung und Bereitstellung von Informationen für Privathaushalte, 
Unternehmen und für die Gemeinde selbst über bestehende und neue Förderpro-
gramme für Sanierungsmaßnahmen an Gebäuden, Heizungsaustausch und den Ein-
satz von erneuerbaren Energien. Die Maßnahme umfasst die kontinuierliche Aktuali-
sierung und Bewerbung von Fördermöglichkeiten, um die Inanspruchnahme von För-
derprogrammen zu fördern.  

Ziel: Unterstützung der Bürger*innen, Unternehmen und der Gemeinde selbst bei der 
Nutzung von Förderprogrammen zur energetischen Sanierung und zur Energieeinspa-
rung und Steigerung der EnergieeƯizienz. 

Beitrag zur Erreichung des Zielszenarios: Finanzielle Anreize stärken die Akzeptanz 
und die Teilnahme an energetischen Sanierungsmaßnahmen. Durch die umfassende 
Nutzung von Fördermitteln können Sanierungsprojekte eƯizienter umgesetzt und die 
CO₂-Emissionen im Gebäudebestand nachhaltig gesenkt werden.  
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Erforderliche Schritte und Meilensteine: 
 Einrichtung und Bewerbung von Informationsstellen sowie Erstellung von Infor-

mationsmaterialien zu Förderprogrammen 
 Auswahl und ggf. Schulung von Beratenden zur Unterstützung von Bürger*in-

nen und Unternehmen bei der Antragsstellung und Umsetzung von Sanierungs-
maßnahmen  

 Regelmäßige Evaluierung der Beratungsangebote sowie laufende Aktualisie-
rung der bereitgestellten Informationen und Materialien.  

 Zusammenarbeit auch mit relevanten Kreis- und Landesbehörden  
Mögliche zeitliche Einordnung: Laufend, zeitlos; mit fortlaufender Anpassung an ak-
tuelle Förderprogramme und neue gesetzliche Vorgaben  

Kosten: Personal- und Verwaltungskosten für die Organisation und Bereitstellung von 
Beratungs- und Informationsangeboten, Kosten für digitale Plattformen und Druck-
medien  

Einfluss der Kommune: Hoch - Anbieter und Koordinator; die Kommune organisiert 
und bewirbt die Beratungsangebote und steht als Ansprechpartner zur Verfügung.  

Akteur*innen: Gemeindeverwaltung, externe Energieberater*innen, Verbraucher-
zentralen 

BetroƯene: Bürger*innen, Unternehmen in der Gemeinde (und die Gemeindeverwal-
tung selbst) 

Mögliche Finanzierung: Kommunale Mittel zur Finanzierung der Informations- und 
Beratungsangebote; ergänzende Fördermittel für Digitalisierung, Beratungsleistungen 
und EnergieeƯizienzmaßnahmen  

Flankierende Aktivitäten: Ständiges Screening und regelmäßige Aktualisierung der 
Förderprogramme sowohl für die Kommune selbst als auch für die Bürger*innen und 
Unternehmen und Informationsweitergabe über verschiedene Kanäle.  

 

11 Kommunikationsstrategie 
Die Kommunikationsstrategie der Gemeinde Hinte zielt darauf ab, eine konsens- und un-
terstützungsorientierte Zusammenarbeit mit allen Zielgruppen zu gewährleisten. Durch 
klare Informationen, interaktive Workshops und fortlaufende ÖƯentlichkeitsarbeit wurde 
eine breite Akzeptanz geschaƯen und aktive Mitarbeit gefördert. Die Strategie berücksich-
tigt lokale Gegebenheiten und setzt auf zielgruppenspezifische Formate sowie eƯektive 
Medien. 

11.1 Informationsbereitstellung und Kommunikationskanäle 
 Die Grundlage der Strategie bildet eine transparente und kontinuierliche Informa-

tionsbereitstellung über verschiedene Kanäle: Im Mittelpunkt stand dabei die 
kommunale Website, die als zentrales Informationsportal dient. Hier finden Bür-
ger*innen stets aktuelle Updates zur Wärmeplanung, eine umfassende Frequently 
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Asked Questions (FAQ)-Sektion sowie weiterführende Links und Materialien (Ge-
meinde Hinte, o.J.). 

 Ein spezieller Newsbereich auf der Website hielt die ÖƯentlichkeit über Fort-
schritte, Änderungen und wichtige Meilensteine der Wärmeplanung auf dem Lau-
fenden. Die FAQ-Sektion beantwortet häufig gestellte Fragen in leicht verständli-
cher Sprache und behandelt Themen wie technische Hintergründe, rechtliche Ver-
pflichtungen, Kosten und die Auswirkungen der Wärmeplanung auf den Alltag. 

 Zusätzlich stellte die Gemeinde Downloads und Verlinkungen zu Infobroschüren 
sowie weiterführenden Ressourcen der Landes- und Bundesstellen zur Verfügung. 
Diese Materialien boten vertiefende Informationen für Interessierte. Um den Aus-
tausch mit der Bürger*innenschaft zu fördern, gab es eine einfache Möglichkeit, 
Feedback per Mail oder telefonisch über die entsprechenden Ansprechpartner im 
Geschäftsbereich Gemeindeentwicklung der Gemeinde Hinte einzureichen. Dies 
ermöglichte eine direkte Kommunikation zwischen Bürger*innen und der Verwal-
tung, wodurch Anliegen frühzeitig erkannt werden können. 

 Um komplexe Themen anschaulich darzustellen, nutzte die Gemeinde Hinte u. a. 
Informationen der Deutschen Energie-Agentur (dena) und der Klimaschutz- und 
Energieagentur Niedersachsen (KEAN), die das Thema kommunale Wärmepla-
nung greifbarer machen. Ein Veranstaltungskalender informierte über bevorste-
hende Termine, wie Ausschusssitzungen oder Workshops, und förderte so die Teil-
nahme der Bürger*innen an relevanten Veranstaltungen. 

 Ein weiterer zentraler Bestandteil der Strategie war die Präsentation von Informati-
onen für die Mitglieder der Gemeindeversammlung. Hier wurden Fortschritte und 
Ergebnisse der Wärmeplanung vorgestellt, um Transparenz gegenüber den politi-
schen Entscheidungsträger*innen zu gewährleisten. Gleichzeitig dienen die Man-
datsträger*innen als Kommunikationsschnittstelle, um die Bevölkerung über die 
Entwicklungen im Bereich der kommunalen Wärmeplanung auf dem Laufenden zu 
halten. 

Durch diese umfassende Strategie wurde sichergestellt, dass alle relevanten Akteur*in-
nen – von der Bürger*innenschaft bis hin zu den politischen Gremien – kontinuierlich und 
transparent informiert werden. 

11.2 Zielgruppenorientierte Kommunikation 
 Die Kommunikationsstrategie der Gemeinde Hinte war gezielt auf die Bedürfnisse 

und Erwartungen verschiedener Zielgruppen ausgerichtet und soll auch in Zukunft 
fortgeführt werden. 

 Für die Bürger*innen lag der Schwerpunkt auf ÖƯentlichkeitsarbeit über die kom-
munale Website. Ziel war es, die breite Bevölkerung regelmäßig und umfassend zu 
informieren. 
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 Die politischen Entscheidungsträger*innen wurden durch Workshops, Präsentati-
onen und eine kontinuierliche Berichterstattung in alle Phasen des Projekts einbe-
zogen – von der Planung bis zum Abschluss. 

 Das Kernteam, bestehend aus der Gemeinde Hinte, tauschte sich regelmäßig 
(durchschnittlich zweiwöchentlich) in digitalen Regelterminen (Jour fixe) aus. 
Diese Sitzungen ermöglichten eine vertiefte Zusammenarbeit und einen reibungs-
losen Ablauf der Projektarbeit. 

 Zusätzlich wurden Multiplikatoren, wie politische Entscheidungsträger*innen so-
wie Vertreter*innen aus Gewerbe und Handwerk sowie die Schornsteinfeger*in-
nen, aktiv eingebunden. 

 Durch diese zielgruppenorientierte Kommunikation wurde sichergestellt, dass alle 
relevanten Akteur*innen – von der Bevölkerung bis zu den politischen Gremien – 
eƯektiv erreicht und in den Prozess integriert wurden. 

11.3 Workshops und Veranstaltungsformate 
Die Workshops und Präsenzveranstaltungen waren zentrale Elemente der Strategie und 
förderten Transparenz, Konsensbildung und aktive Mitarbeit. 

Auftaktworkshop mit der Gemeindeverwaltung und Vertreter*innen aus dem Aus-
schuss für nachhaltige Gemeindeentwicklung am 11. September 2025: 

Ziel: Einführung in die Ziele, den Zeitplan und den Ablauf der Kommunalen Wärmepla-
nung. Frühzeitige Sensibilisierung und Rückkopplung. 

Inhalt: 

 Vorstellung der Ausgangslage und Herausforderungen in der Wärmeversorgung 
 Diskussions- und Feedbackrunden für Anregungen und Fragen 

Zielgruppen: Verwaltung und kommunale Mandatsträger*innen 

Maßnahmenworkshop am 29. Januar 2026: 

Ziel: Vertiefung und Diskussion konkreter Maßnahmen zur EnergieeƯizienz und Dekarbo-
nisierung. 

Inhalt: 

 Impulsvorträge zu den Zwischenergebnissen und innovativen Ansätzen und erfolg-
reichen Beispielen 

 Gruppenarbeiten zur Diskussion und Priorisierung von Maßnahmen 
 Gemeinsame Bewertung der Maßnahmen nach Kriterien wie EƯizienz, Umsetzbar-

keit und Wirtschaftlichkeit 
Zielgruppen: Technische Expert*innen, Energieversorger, politische Entscheidungsträ-
ger*innen und Bürger*innen 

Einladungskanäle: E-Mail-Verteiler, Webseiten (Gemeinde Hinte), Pressemitteilung, di-
rekte Ansprache 
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Abschlussveranstaltung mit Ergebnispräsentation am 19. März 2026 

Ziel: Präsentation der Endergebnisse  
Inhalt: 

 Vorstellung der Endergebnisse 
 Ausblick auf Monitoring und weitere Umsetzungsschritte 

Zielgruppen: politische Vertreter*innen, und Bürger*innen. 
Einladungskanäle: Persönliche Ansprache und kommunale Website 
 

Zeitplan und Phasen der Umsetzung 

Die Projektumsetzung war eng an die Phasen der kommunalen Wärmeplanung gekoppelt: 

 Startphase (Juli bis September 2025) 
Pressearbeit, DatenbeschaƯung und Auftaktpräsentation mit Workshop im erwei-
terten Kernteam 

 Phase der Festlegung der Zielszenarien (Oktober bis November 2025) 
Festlegung der Zielszenarien und Vorbereitung der Maßnahmen 

 Phase der Maßnahmenplanung (Dezember 2025 bis Januar 2026) 
Durchführung vom Maßnahmenworkshop zur Diskussion und Priorisierung ge-
planter Maßnahmen  

 Ergebnispräsentation (Februar bis März 2026) 
Präsentationen der Ergebnisse und Podiumsdiskussion 

11.4 Langfristige Kommunikation und Evaluierung nach dem Abschluss 
der kommunalen Wärmeplanung 

Durch eine regelmäßige Berichterstattung werden Fortschritte und Anpassungen der 
Maßnahmen dokumentiert. Fortschritts- und Evaluationsberichte werden die Ergebnisse 
zusammenfassen und eine kontinuierliche Optimierung der Umsetzung ermöglichen. 
Bürger*innenforen und Arbeitsgruppen werden ebenfalls eine wichtige Rolle spielen. 
Kontinuierliche TreƯen werden Raum für den Dialog schaƯen, die Beteiligung der Bevöl-
kerung stärken und langfristige Unterstützung für die Maßnahmen der KWP sichern. 
Zur Erfolgskontrolle wird die Gemeinde regelmäßig die Teilnehmerzahlen an Veranstaltun-
gen, die Reichweite der Online-Aktivitäten und die Zufriedenheit der Bürger*innen analy-
sieren.  

11.5 Stakeholdermapping 
Gemäß § 7 WPG umfasst die Partizipation die Einbindung der ÖƯentlichkeit, der Träger 
öƯentlicher Belange, der Netzbetreiber sowie weiterer relevanter Akteur*innen. Diese 
sollen auch zukünftig eine konsens- und unterstützungsorientierte Zusammenarbeit för-
dern, um eine breite Akzeptanz und aktive Mitwirkung bei der Entwicklung und Umsetzung 
der Maßnahmen sicherzustellen.  
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Das sogenannte Stakeholder-Mapping wurde vom Kernteam durchgeführt, wobei ein-
zelne Zielgruppen bereits im Rahmen der KWP proaktiv eingebunden wurden. Weitere 
Zielgruppen sollten bei der Umsetzung der Maßnahmen berücksichtigt werden, um die 
Beteiligung und Unterstützung aller relevanten Akteur*innen weiter auszubauen und die 
gesetzten Ziele eƯektiv zu erreichen (vgl. Tab. 2). 

Relevante Akteursgruppen sind: 
1. Gemeindeverwaltung 

 Primäre Beteiligte: Geschäftsbereich Gemeindeentwicklung  
 Steuerungseinheiten: Bürgermeister, weitere Fachabteilungen 
 Kommunikationskanäle: E-Mail-Verteiler, Dokumentenmanagementsysteme 

sowie regelmäßige interne Dienstbesprechungen (Jour Fixe, abteilungsüber-
greifende TreƯen) 

2. Kommunalpolitik 
 Beteiligung des Gemeinderates und Ausschuss für nachhaltige Gemeindeent-

wicklung 
 Vorschlag zur Etablierung eines „Arbeitskreises Wärmeplanung“ mit Vertre-

ter*innen aller Fraktionen 
 Nutzung des digitalen Ratsinformationssystems für transparente Kommunika-

tion 

3. ÖƯentlichkeit 
Niederschwellige Angebote, wie: 

 Online-Kanäle: Website (FAQs, Veranstaltungsankündigungen) und Newslet-
ter 

 OƯline-Kanäle: Amtsblatt, Broschüren, Informationsveranstaltungen, Plakate 
im Rathaus und Sprechstunden zu Energie- und Wärmeversorgung 

 Ziel: Proaktive Ansprache aller Altersgruppen 

4. Energieversorgungsunternehmen 

 Hauptakteure: EWE Netz GmbH 
 Kommunikationsformate: Jour fixe, Vorschlag für die Einführung eines ‚Run-

den Energietisches‘, gemeinsame Veranstaltungen und Präsentation der Zu-
sammenarbeit in der ÖƯentlichkeitsarbeit 

5. Weitere Akteursgruppen gemäß § 7 WPG 
 Großverbraucher von Wärme und Gas sowie potenzielle Produzent erneuerba-

rer Energien und Abwärme  
 Betreiber angrenzender Energieversorgungsnetze (z. B. in Nachbarstädten) wie 

die Stadtwerke Emden GmbH 
 Nachbarkommunen Stadt Emden, Samtgemeinde Brookmerland, Gemeinde 

Südbrookmerland und Gemeinde Krummhörn 
 Gewerbevereine, Handwerksinnung und Schornsteinfeger 



 
 

100 
 

 

Tab. 2: Stakeholdergruppen mit möglichen Kommunikationsformaten 

Stakeholdergruppe Kommunikationsformate 

ÖƯentlichkeit (Bevölkerung) Amtsblatt Website, Newsletter, Informations-
veranstaltungen 

Kommunalverwaltung  Intranet, E-Mail-Verteiler, Jour fixe, abtei-
lungsübergreifende TreƯen 

Kommunalpolitik  
Präsentationen, Workshops, Exkursionen und 
Ratsinformationssystem 

Energieversorgungsunternehmen  Jour fixe, gemeinsame Veranstaltungen, Ko-
operationen 

Potenzielle Produzenten erneuerbarer Ener-
gien  

Persönliche Gespräche, Fragebögen, Work-
shops 

Großverbraucher  
Direkte Ansprache, persönliche Gespräche, 
Fragebögen 

Nachbarkommunen  
Interkommunaler Austausch, Kooperations-
gespräche 

Bildungs- und Sozialeinrichtungen (Schulen, 
Jugendwerke) Workshops, Schulprojekte, Jugendbeteiligung 

Handwerkskammern und Immobilienwirt-
schaft (lokale Gewerbe- und Winzervereine) 

NetzwerktreƯen, Workshops, persönliche An-
sprache 

 

Die Analyse der Stakeholdergruppen zeigt, dass Einfluss und Interesse je nach Akteurs-
gruppe unterschiedlich ausgeprägt sind. Die Gemeindeverwaltung Hinte – einschließlich 
Geschäftsbereich Gemeindeentwicklung – besitzt einen hohen Einfluss auf die Planung 
und Umsetzung der Maßnahmen. Gleichzeitig besteht ein starkes Interesse, da die Um-
setzung der kommunalen Wärmeplanung (KWP) direkt in seinen Aufgabenbereich fällt. 
Eine ähnlich hohe Bedeutung hat die Kommunalpolitik, insbesondere die Gemeinderats-
versammlung sowie dem Ausschuss für nachhaltige Gemeindeentwicklung. Diese Gre-
mien üben durch strategische und finanzielle Entscheidungen maßgeblichen Einfluss aus 
und haben ein hohes Interesse an einer erfolgreichen Umsetzung der KWP. 
Auch die Energieversorgungsunternehmen, die in Hinte aktiv sind, wie z. B. die EWE Netz 
GmbH, zählen zu den Schlüsselakteuren. Mit ihrem technischen Know-how, ihrer Infra-
struktur und ihren Ressourcen sind sie zentral an der Umsetzung beteiligt und haben da-
her ein entsprechend hohes Interesse an einem erfolgreichen Projektverlauf. 
Neben diesen zentralen Akteuren gibt es Gruppen mit mittlerem Einfluss und Interesse. 
Die umliegenden Kommunen wie die Stadt Emden, Samtgemeinde Brookmerland, Ge-
meinde Krummhörn und die Gemeine Südbrookmerland können aufgrund ihrer räumli-
chen Nähe und potenzieller interkommunaler Kooperationen eine unterstützende Rolle 
einnehmen. Ihr Interesse ist moderat ausgeprägt, da sie zwar von möglichen Synergien 
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profitieren können, jedoch nicht direkt in den Planungsprozess der KWP in Hinte einge-
bunden sind. 
Eine ähnliche Rolle spielen die Handwerkskammern und die Immobilienwirtschaft, die 
unterstützend tätig werden können, etwa durch die Umsetzung technischer Lösungen. 
Daher weisen sie ebenfalls einen mittleren Einfluss und ein mittleres Interesse auf. 
Die Bildungs- und Sozialeinrichtungen, darunter Schulen und Jugendwerke, haben hinge-
gen einen mittelmäßigen Einfluss, da sie nicht direkt in die Planung eingebunden sind. Ihr 
Interesse ist jedoch hoch, da die KWP erheblichen Einfluss auf die zukünftige Lebenswelt 
der Jugendlichen haben wird. Zudem können sie durch Bildungsprojekte und Jugendbe-
teiligung die Akzeptanz in der Bevölkerung fördern. 
Die ÖƯentlichkeit, bestehend aus Bürger*innen, hat ebenfalls einen mittelmäßigen Ein-
fluss, da sie nicht direkt in Entscheidungsprozesse involviert ist. Ihr Interesse ist jedoch 
besonders hoch, da die Maßnahmen der Wärmeplanung ihr tägliches Leben betreƯen 
und sie von Kosten, Nutzen und Umsetzungen direkt betroƯen sind. Insgesamt wird deut-
lich, dass die Kommunalverwaltung, die Kommunalpolitik, die Energieversorgungsunter-
nehmen und die Großverbraucher die zentralen Stakeholder mit hohem Einfluss und In-
teresse sind, während andere Gruppen, wie Bildungs- und Sozialeinrichtungen oder die 
ÖƯentlichkeit, eher indirekt eingebunden werden, jedoch ein starkes Interesse an den Er-
gebnissen zeigen. 

11.6 Stellungnahmen und Rückmeldungen aus der Bevölkerung 
Während des gesamten Projektzeitraums wurden Rückmeldungen und Stellungnahmen 
aus der Bevölkerung systematisch gesammelt, dokumentiert und ausgewertet. Die Betei-
ligung der Bürger*innen war ein wesentlicher Bestandteil des Prozesses, um die kommu-
nale Wärmeplanung auf eine breite und belastbare Grundlage zu stellen und die Maßnah-
men an den praktischen Bedürfnissen vor Ort auszurichten. 
Die Rückmeldungen wurden über mehrere Kanäle eingeholt. Dazu zählten insbesondere 
öƯentliche Formate wie der Maßnahmenworkshop und die Abschlussveranstaltung so-
wie der direkte Austausch über die Gemeindeverwaltung. Bürger*innen konnten Hin-
weise, Bedenken und konkrete Ideen rückmelden. Inhaltlich standen vor allem die Aus-
wahl geeigneter Technologien, die finanziellen Auswirkungen für Privathaushalte sowie 
die Umsetzbarkeit und Alltagstauglichkeit einzelner Maßnahmen im Fokus. 
Ein häufig geäußerter Schwerpunkt betraf die soziale Verträglichkeit. Viele Rückmeldun-
gen bezogen sich auf Fragen der Kostenverteilung, die finanzielle Belastung durch Inves-
titionen in neue Heizsysteme und energetische Sanierungen sowie den Bedarf an Unter-
stützungsangeboten für einkommensschwächere Haushalte.  
Ebenfalls thematisiert wurden Versorgungssicherheit und die Verlässlichkeit neuer Tech-
nologien, insbesondere im Hinblick auf Wärmepumpen, Nahwärme- bzw. Mikronetzlö-
sungen sowie die Abhängigkeit von Strompreisentwicklungen. Darüber hinaus wurden 
Unsicherheiten zur Geschwindigkeit der Umsetzung, zur Priorisierung einzelner Maßnah-
men und zur Planbarkeit für private Eigentümer angesprochen. 
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Ein wiederkehrender Wunsch war der Ausbau niedrigschwelliger, praxisnaher Beratungs-
angebote. Dabei wurden insbesondere Fragen zur technischen Umsetzbarkeit im eigenen 
Gebäude, zu Fördermöglichkeiten und zu langfristigen Kosten genannt. Hierzu wurde die 
Rolle bestehender Beratungsstrukturen und möglicher Anlaufstellen gestärkt, unter an-
derem durch Hinweise auf Beratungsmöglichkeiten über die KEAN sowie ergänzende In-
formations- und Austauschformate. 
Neben den technologie- und kostenbezogenen Rückmeldungen wurden auch konkrete 
Vorschläge zur besseren Koordination von Infrastrukturmaßnahmen eingebracht. Häufig 
genannt wurde, bei anstehenden Straßensanierungen oder Tiefbaumaßnahmen frühzei-
tig Leerrohre bzw. Mitverlegungsoptionen für spätere Wärmenetze oder andere Versor-
gungsinfrastrukturen vorzusehen. Dadurch könnten langfristig Kosten reduziert, Bauzei-
ten gebündelt und Belastungen für Anwohner*innen minimiert werden. 
Insgesamt zeigt die Vielzahl und Qualität der Rückmeldungen, dass sich die Bevölkerung 
engagiert und konstruktiv in den Planungsprozess eingebracht hat. Die Hinweise flossen 
systematisch in die Wärmeplanung ein und wurden bei der Ausgestaltung der Maßnah-
men berücksichtigt, insbesondere hinsichtlich Kommunikation, Beratung, sozialer Flan-
kierung und Umsetzungslogik.  
Die Beteiligung leistete damit einen wesentlichen Beitrag zur Praxistauglichkeit und Ak-
zeptanz der Wärmeplanung. Die Ergebnisse werden in diesem Bericht dokumentiert und 
bilden zugleich eine Grundlage für die fortlaufende Umsetzung, Priorisierung und Weiter-
entwicklung der Maßnahmen. 

12 Verstetigungsstrategie 
Die Verstetigungsstrategie stellt sicher, dass die Wärmeplanung in Hinte auch über den 
Projektabschluss hinaus als dynamischer und kontinuierlicher Prozess verankert wird. 
Sie definiert Organisationsstrukturen, Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten, um die 
Umsetzung und langfristige Weiterentwicklung der Wärmeplanung in Einklang mit dem 
Wärmeplanungsgesetz und den zugehörigen Landesregelungen sicherzustellen. 

Organisationsstrukturen und Verantwortlichkeiten für die Umsetzung der kommuna-
len Wärmeplanung  
Die zentrale Koordinationsstelle, bestehend aus dem Geschäftsbereich Gemeindeent-
wicklung (Bauverwaltung und Gemeindeentwicklung), wird weiter für die strategische 
Steuerung, das Monitoring und die Evaluierung der Wärmeplanung zuständig sein. Sie ist 
auch zukünftig Anlaufstelle für alle Fragen rund um die Wärmeplanung und wird in Ab-
stimmung mit dem Bürgermeister und den politischen Gremien tätig.  
Die Aufgaben umfassen: 

 Kontinuierliche Überwachung der definierten Maßnahmen und Erreichung der 
Wärmeziele, ggfs. mit der Hilfe von Dashboards und digitalen Karten 

 Regelmäßige Berichte an die Gemeinderatsversammlung und die ÖƯentlichkeit 
zur Fortschrittskontrolle und Erfolgsmessung 
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Arbeitskreis Wärmeplanung 
Der Arbeitskreis Wärmeplanung, bestehend aus Mitgliedern aller politischen Fraktionen, 
sollte etabliert werden, um die zentrale Koordinationsstelle zu unterstützen. Da dem Ar-
beitskreis sowohl die notwendigen zeitlichen Ressourcen als auch das erforderliche 
Fachwissen für bestimmte Aufgaben fehlen, liegt die Hauptverantwortung bei der zentra-
len Koordinationsstelle. Diese setzt sich aus dem Geschäftsbereich Gemeindeentwick-
lung zusammen. Die Koordinationsstelle übernimmt die fachliche Leitung und sorgt da-
für, dass die technischen und fachlichen Anforderungen der Wärmeplanung fortlaufend 
überprüft und professionell umgesetzt werden. Der Arbeitskreis unterstützt diese Bemü-
hungen durch strategische und politische Impulse sowie die Förderung des Austauschs 
zwischen den beteiligten Akteur*innen. 

 
Die Aufgaben des Arbeitskreises umfassen: 

 Unterstützung bei der Maßnahme, die Wärmeleitplanung als Teil einer integralen 
Infrastrukturplanung zu etablieren 

 Bereitstellung politischer und organisatorischer Unterstützung für die kontinuier-
liche Weiterentwicklung der Wärmeplanung 

 Unterstützung bei der Identifikation und Analyse potenzieller Risiken sowie der Er-
arbeitung von Handlungsempfehlungen 

 Förderung und Koordinierung der Zusammenarbeit mit benachbarten Kommunen 
für gemeinschaftliche Wärmeprojekte und Infrastrukturen 

Politische Begleitung durch die Gemeinderatsversammlung 
Die Gemeinderatsversammlung sowie der Ausschuss für nachhaltige Gemeindeentwick-
lung bleibt in allen wesentlichen Entscheidungen der Wärmeplanung eingebunden. Eine 
regelmäßige Berichterstattung sorgt dafür, dass politische Vertreter*innen jederzeit über 
den Fortschritt und die Herausforderungen der Wärmeplanung informiert sind. Hierdurch 
wird gewährleistet, dass der politische Wille zur nachhaltigen Wärmeplanung langfristig 
bestehen bleibt und erforderliche Mittel und personelle Ressourcen bereitgestellt wer-
den. 

Einbindung lokaler Energieversorger und Netzbetreiber 
Die lokalen Energieversorger bzw. Netzbetreiber, namentlich EWE Netz GmbH, werden 
als strategische Partner kontinuierlich eingebunden. Die Gemeindeverwaltung wird sich 
bzgl. der Zuständigkeiten mit der EWE Netz GmbH abstimmen, um die Umsetzung und 
Optimierung der Energie-, respektive Wärmeversorgung, im Zuge der Wärmewende vo-
ranzutreiben. 

 
Anpassung an das Wärmeplanungsgesetz und Landesrecht 
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Das Wärmeplanungsgesetz und die Regelungen auf Landesebene werden bei der Verste-
tigungsstrategie berücksichtigt, insbesondere im Hinblick auf Zuständigkeiten und recht-
liche Vorgaben. 

 Rechtliche Anpassungen: Die Verstetigungsstrategie bleibt flexibel, um sich an 
neue Anforderungen aus dem Bundes- und Landesrecht anzupassen. Das bedeu-
tet, dass Zuständigkeiten und Prozesse entsprechend den Landesrichtlinien lau-
fend überprüft und angepasst werden sollten. 

 SchaƯung neuer Verantwortlichkeiten: Sofern das Landesrecht oder das Wär-
meplanungsgesetz (WPG) spezifische Rollen oder Berichterstattungspflichten 
festlegt, werden entsprechende Strukturen innerhalb der kommunalen Verwal-
tung geschaƯen und qualifiziertes Personal eingestellt. 

 Fortbildungsmaßnahmen: Regelmäßige Fortbildungen für Mitarbeitende in der 
Koordinationsstelle und der Arbeitsgruppe werden eingeführt, um sicherzustellen, 
dass alle Akteur*innen die aktuellen rechtlichen Entwicklungen kennen und die 
Wärmeplanung entsprechend anpassen können. 

Langfristige Verankerung und Finanzierung 

 Langfristige Finanzierungsplanung: Für die Verstetigung der Wärmeplanung ist 
eine nachhaltige Finanzierungsstrategie notwendig. Jährliche Budgetierung und 
zusätzliche Fördermittelakquise werden als feste Aufgaben der Koordinations-
stelle definiert. Ziel ist es, langfristige Förderungen auf Landes- und Bundesebene 
zu nutzen und finanzielle Beiträge aus der Wirtschaft einzubinden. 

 Fördermittelakquise und Kooperationen: Die Koordinationsstelle in Verbindung 
mit der zentralen Förderstelle der Gemeinde Hinte ist auch verantwortlich für die 
Akquise von Fördermitteln und den Aufbau von Kooperationen mit regionalen und 
nationalen Partnern (z. B. Bundes- und Landesenergieagentur), um die Wärmepla-
nung kosteneƯizient weiterzuentwickeln und innovative Projekte zu fördern. 
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Auswahl möglicher Förderprogramme (Stand 18.02.2026) 

 Bundesförderung für eƯiziente Wärmenetze (BEW) 
Aktuelle Informationen und Antragsdetails finden sich auf der Website des Bundes-
amts für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) 

 Bundesförderung für eƯiziente Gebäude (BEG) 
Aktuelle Informationen und Antragsdetails finden sich auf der Website des Kreditinsti-
tuts für Wiederaufbau (KfW). 

 Bundesförderung für die Energieberatung für (Nicht)Wohngebäude 
BAFA, KfW 

 Bundesförderung für transformative Klimaschutzprojekte (ZUG gGmbH) 
Aktuelle Informationen und Antragsdetails finden sich auf der Website des Bundesmi-
nisteriums für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit (BMUKN, 
ehemals BMWE) 

 Förderungen für Erneuerbare Energien „Standard“ (KfW Kredit Nr. 270) 

 Bundesförderung für die Energetische Stadtsanierung  
(KfW Zuschuss Nr. 432) 

 Innovative KWK-Systeme  
BAFA 

 Transformationsinitiative Stand-Land-Zukunft - Planungsbeschleunigung für die 
Klimaanpassung mit Urbanen Digitalen Zwillingen  
Bundesministerium für Forschung, Technologie und Raumfahrt (ehemals BMBF), Stra-
tegie Forschung für Nachhaltigkeit (FONA) 

 Umweltschutzförderung der Deutschen Bundesstiftung Umwelt 
Deutsche Bundesstiftung Umwelt 

 EU-Life – Programm für die Umwelt und Klimapolitik 
BMWE (BMWK) 

 Kälte-Klima-Richtlinie 
BAFA 

 Bundeswettbewerb „Zukunft Region“ 
BMWE (BMWK) 

 Kommunale Klimaschutzmodellprojekte gefördert durch den Bund:  
Diese Förderprogramme unterstützen Kommunen bei innovativen Klimaschutzprojek-
ten. Mögliche Förderprogramme sind: „Bundesförderung kommunaler Umweltschutz 
(Kommunalrichtlinie)“, „Energetische Stadtsanierung – Zuschuss Klimaschutz und 
Klimaanpassung im Quartier“, „IKK – Energetische Stadtsanierung – Quartiersversor-
gung“, „Förderung von Klimaanpassung in sozialen Einrichtungen“, „KI-Leuchttürme 
für Umwelt, Klima, Natur und Ressourcen“ oder „Förderung von Maßnahmen zur An-
passung an die Folgen des Klimawandels“  
Aktuelle Informationen auf den Webseiten der KfW und des BMWE (BMWK) 
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Die o. g. Einrichtungen und Organisationen und auch die KEAN bieten Kommunen gezielte 
Fördermöglichkeiten und Hilfestellungen für die Umsetzung der Maßnahmen nach der 
Wärmeplanung. Dazu zählen finanzielle Unterstützungen für konkrete Projekte, die aus 
den Wärmeplänen abgeleitet wurden, sowie Förderungen für innovative Quartierskon-
zepte und die Nutzung erneuerbarer Energien. Zudem können Kommunen auf Workshops 
und Seminare zugreifen, die Best Practices für die Fördermittelbeantragung und Projek-
tumsetzung vermitteln. Ergänzend dazu stellt der Wärmebedarfskarte Niedersachsen 
(über die KEAN) wichtige Datengrundlagen bereit, um die Förderanträge und Umset-
zungsstrategien fundiert zu untermauern. 

 

 Kommunale Klimaschutzmodellprojekte gefördert durch das Land Niedersach-
sen: 
Mögliche Förderprogramme sind: „Förderung der Zukunftsfähigkeit niedersächsischer 
Regionen durch die Umsetzung kooperativer Entwicklungsvorhaben und Modellvorha-
ben (Richtlinie ‚Zukunftsregionen in Niedersachsen‘)“, „Förderung von Anpassungs- 
und Widerstandsfähigkeit und von erfolgreichen sozialen, wirtschaftlichen und ökolo-
gischen Transformationsprozessen in Innenstädten (‚Resiliente Innenstädte‘)“, „För-
derung von Klimaschutz und EnergieeƯizienz bei Unternehmen, bei öƯentlichen Trä-
gern und Kultureinrichtungen (Richtlinie ‚Klimaschutz und EnergieeƯizienz‘)“, „Ener-
gieeƯizienz und intelligente Netz- und Speicherinfrastruktur (EFRE 2021-2027)“ 
Aktuelle Informationen auf den Websites der Klimaschutz- und Energieagentur Nie-
dersachsen (KEAN, o.J.b), der Investitions- und Förderbank Niedersachsen – Nbank 
(NBank, o.J.), des Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, Energie und Klima-
schutz, des Niedersächsisches Ministerium für Bundes- und Europaangelegenheiten 
und Regionale Entwicklung 

 Nationales Innovationsprogramm WasserstoƯ- und BrennstoƯzellentechnologie 
(NIP) 
Bundesministerium für Digitales und Staatsmodernisierung  

 Investitionskredit für Digitale Infrastruktur – Standardvariante (KfW Kredit Nr. 206) 
Bundesministerium für Digitales und Staatsmodernisierung 

 Förderprogramme speziell für Unternehmen: 
Mögliche Programme sind: „RessourceneƯizienz und Kreislaufwirtschaft - Betriebli-
che RessourceneƯizienz“, „Förderung im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe ‚Ver-
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur‘ (GRW)“, „Bundesförderung Aufbaupro-
gramm Wärmepumpe (BAW)“, „Förderung von klimaneutralen Produktionsverfahren in 
der Industrie durch Klimaschutzverträge (Förderrichtlinie Klimaschutzverträge – FRL 
KSV)“, „Niedersachsen Invest GRW“. „Investive Maßnahmen landwirtschaftlicher Un-
ternehmen aus Niedersachsen, Bremen und Hamburg – Agrarinvestitionsförderungs-
programm (AFP)“ 
 
Aktuelle Informationen auf den Websites des Projektträgers Jülich, des BMWE 
(BMWK), BAFA, des DLR- Projektträgers und des Niedersächsisches Ministeriums für 
Umwelt, Energie und Klimaschutz, NBank 
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SchaƯung einer langfristigen Kommunikationsplattform: 
Eine zentrale Plattform, namentlich die Website der Gemeinde Hinte, soll weiterführend 
zur kontinuierlichen Bürgerinformation und -beteiligung genutzt werden, um über die re-
gelmäßigen Fortschritte und den aktuellen Stand der Wärmeplanung zu berichten. Zu-
sätzlich soll sie als Schnittstelle für den Dialog zwischen Bürger*innen, Verwaltung und 
weiteren Akteur*innen dienen. 

Erfolgskontrolle und Anpassung: 
Die Verstetigungsstrategie wird regelmäßig überprüft und bei Bedarf an geänderte Rah-
menbedingungen angepasst. Hierbei helfen: 

 Regelmäßige Evaluierung wie Jahresberichte und Analysen, die zeigen, welche 
Maßnahmen erfolgreich waren und wo noch Optimierungsbedarf besteht 

 Anpassung an technische und rechtliche Entwicklungen, z. B. flexibles Handeln 
und Anpassungen, um technische Innovationen oder neue gesetzliche Anforde-
rungen frühzeitig zu integrieren 

Förderung der regionalen und interkommunalen Zusammenarbeit: 

 Interkommunale Kooperationsplattform 
Um Synergien zu nutzen, sollte eine interkommunale Kooperationsplattform mit 
benachbarten Kommunen geschaƯen werden, z. B. koordiniert über den Landkreis 
Aurich. Ziel ist es, gemeinsame Projekte zur Nutzung erneuerbarer Wärmequellen 
zu entwickeln und EƯizienzpotenziale in der Wärmenetzinfrastruktur zu heben. 

 Austausch von Best Practices 
Regelmäßige TreƯen zum Austausch von Best Practices zwischen benachbarten 
Kommunen können gewährleisten, dass aktuelle Entwicklungen und erfolgreiche 
Strategien geteilt und übernommen werden können. 

 Gemeinsame Projektentwicklung und Ressourcenbündelung 
In Kooperation mit benachbarten Kommunen könnten Projekte zur gemeinsamen 
Nutzung erneuerbarer Energiequellen und zum Aufbau einer interkommunalen 
Kreislaufwirtschaft entwickelt werden. Dies würde Kosten sparen und die Wärme-
wende in der Region eƯizient fördern. 
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Fazit: 

Die Verstetigungsstrategie der Gemeinde Hinte setzt auf umfassende Transparenz und 
aktive Einbindung aller relevanten Akteur*innen. Durch niederschwellige Angebote 
und gezielte Kommunikationsmaßnahmen soll sichergestellt werden, dass niemand 
von der Wärmeplanung ausgeschlossen wird. Der Ansatz gewährleistet eine nachhal-
tige Beteiligung, fördert Akzeptanz und trägt maßgeblich zur erfolgreichen Umsetzung 
der Wärmeplanung bei. Die Verstetigungsstrategie soll zudem sicherstellen, dass die 
Wärmeplanung in Hinte auch über den Projektabschluss hinaus als dynamischer und 
kontinuierlicher Prozess verankert wird. Sie definiert Organisationsstrukturen, Zustän-
digkeiten und Verantwortlichkeiten, um die Umsetzung und langfristige Weiterentwick-
lung der Wärmeplanung in Einklang mit dem Wärmeplanungsgesetz und den zugehö-
rigen Landesregelungen sicherzustellen. Durch die Integration innovativer Technolo-
gien, interkommunaler Kooperation und systematischer Fortschreibung kann ein ro-
buster Rahmen geschaƯen werden, um die gesteckten Klimaziele zu erreichen und 
gleichzeitig die langfristige Resilienz der Samtgemeinde zu sichern. Mit dieser Strategie 
legt die Gemeinde Hinte einen klaren und umsetzbaren Fahrplan für eine nachhaltige 
Zukunft vor. 

13 Controlling-Konzept 
Das Controlling-Konzept dient als strategisches Werkzeug, um die Wärmeplanung der 
Gemeinde Hinte zielgerichtet zu steuern und den Fortschritt der gesetzten Ziele kontinu-
ierlich zu überwachen. Es umfasst Ansätze zur sogenannten Top-down (von den zentralen 
Stellen zu den BetroƯenen) - und Bottom-up (von den BetroƯenen zu den zentralen Stel-
len)-Verfolgung der Zielerreichung, definiert geeignete Indikatoren und legt Prozesse für 
die Datenerfassung und -auswertung fest. Darüber hinaus berücksichtigt es Manage-
mentmöglichkeiten und Zertifizierungssysteme, die eine transparente und überprüfbare 
Steuerung der Wärmeplanung ermöglichen. Ziel ist es, eine nachhaltige Wärmeversor-
gung sicherzustellen, die den Klimazielen der Bundesregierung entspricht und gleichzei-
tig den spezifischen Bedürfnissen der Gemeinde Rechnung trägt. Dabei sind der Ressour-
cenausstattung, etwa Haushaltmittel und Personaldecke, als limitierende Faktoren 
Rechnung zu tragen. 

13.1 Controlling-Ansätze 
Top-down-Ansatz 
Der Top-down-Ansatz stellt sicher, dass die übergeordneten strategischen Ziele der Ge-
meinde Hinte, u. a. die Klimaneutralität bis zum Jahr 2040, konsequent in der Wärmepla-
nung berücksichtigt und umgesetzt werden. Dies geschieht durch die klare Definition von 
Zielvorgaben, die strategische Steuerung der finanziellen Mittel sowie ein kontinuierliches 
Monitoring des Fortschritts. Die strategischen Ziele, wie beispielsweise die Reduktion der 
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CO₂-Emissionen und der Ausbau erneuerbarer Energien, werden dabei nicht nur als all-
gemeine Absichten formuliert, sondern anhand von konkreten messbaren Indikatoren 
überprüft.  
Die finanzielle Planung orientiert sich ebenfalls an diesen Zielen. Es wird angestrebt, Mit-
tel gezielt für die erarbeiteten Maßnahmen einzusetzen. Dies umfasst unter anderem den 
Ausbau der erneuerbaren Energien oder den möglichen Bau von Wärmenetzen. 
Ein wesentlicher Bestandteil des Top-down-Ansatzes ist die regelmäßige Überwachung 
des Gesamtfortschritts. Dabei werden zentrale Kennzahlen, wie der jährliche CO₂-Aus-
stoß oder die Nutzung erneuerbarer Energien in Gigawattstunden, systematisch evaluiert 
und mit den gesetzten Zielwerten abgeglichen. Dieser Prozess gewährleistet, dass Abwei-
chungen frühzeitig erkannt und korrigierende Maßnahmen eingeleitet werden können.  

Bottom-up-Ansatz 
Der Bottom-up-Ansatz ergänzt den Top-down-Ansatz, indem er die operative Ebene aktiv 
in das Controlling integriert. Ziel ist es, Rückmeldungen und Fortschritte aus einzelnen 
Projekten und Maßnahmen in die strategische Steuerung einfließen zu lassen. Hierbei 
wird jeder einzelnen Maßnahme eine konkrete Zielvorgabe zugewiesen. Beispielsweise 
könnten energetische Sanierungen in einem Quartier mit dem Ziel einer bestimmten Ein-
sparung an Megawattstunden Energie oder einer spezifischen Reduktion der CO₂-Emissi-
onen verknüpft werden. Ein zentrales Element des Bottom-up-Ansatzes sind Rückkopp-
lungsprozesse. Die Ergebnisse der vor Ort umgesetzten Maßnahmen, wie etwa die Stei-
gerung der EnergieeƯizienz in einem Wohngebiet, werden systematisch erfasst und ana-
lysiert, beispielsweise mithilfe eines Dashboards. Diese Daten fließen zurück in die stra-
tegische und integrale Planung. Sie können in einem GIS-System oder einem digitalen 
Zwilling aufbereitet und laufend ergänzt werden, um eine dynamische Weiterentwicklung 
der Planungsinstrumente zu ermöglichen. 
Ein weiterer wichtiger Aspekt ist die aktive Einbindung lokaler Akteur*innen, darunter die 
Bevölkerung, Unternehmen und weitere Interessensgruppen. Ihre Mitwirkung bei der Da-
tenerhebung und Bewertung trägt nicht nur zur Verbesserung der Datenqualität bei, son-
dern steigert auch die Akzeptanz der geplanten Maßnahmen. 

Indikatoren für die Zielerreichung 
Um den Erfolg der Wärmeplanung messbar zu machen, wurden spezifische Indikatoren 
und Kennzahlen definiert. Die nachfolgenden Indikatoren sollen regelmäßig erfasst wer-
den und ermöglichen eine transparente sowie objektive Bewertung des Fortschritts: 

 Erneuerbare Energien 
Der Fortschritt beim Ausbau erneuerbarer Energien in der Wärmeversorgung wird 
systematisch überwacht. Indikatoren umfassen die BrennstoƯverteilung zur Be-
reitstellung von Raumwärme und Warmwasser, den Anteil fossiler Energieträger 
sowie die damit verbundenen CO₂-Emissionen. 
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 Endenergieverbrauch 
Die Entwicklung des Energieverbrauchs in verschiedenen Sektoren (Wohnen, Ge-
werbe, Industrie) wird beobachtet, um Einsparpotenziale zu identifizieren. Wich-
tige Indikatoren sind der jährliche Verbrauch für Raumwärme, Warmwasser und 
Strom. 

 CO₂-Emissionen (absolut und pro Kopf) 
Der Umfang der CO₂-Emissionsreduktionen durch energetische Maßnahmen wird 
gemessen. Indikatoren sind die absoluten Treibhausgasemissionen (t CO₂e) sowie 
die spezifischen Emissionen pro Kopf und pro Quadratmeter Nutzfläche. 

 Sanierungsrate und -tiefe 
Der Fortschritt der energetischen Gebäudesanierung wird anhand der Anzahl sa-
nierter Gebäude, der durchgeführten Maßnahmen, der sanierten Nutzflächen so-
wie der resultierenden Energiekennzahlen bewertet. Zudem werden die Baualters-
klassen berücksichtigt, um ein diƯerenziertes Bild der Sanierungsfortschritte zu 
erhalten. 

Rahmenbedingungen und Prozesse für Datenerfassung und -auswertung 
Eine verlässliche und systematische Fortführung und Erfassung sowie Auswertung der 
Daten ist essenziell, um die Wärmeplanung eƯektiv steuern zu können. Hierzu werden 
klare Prozesse und Strukturen etabliert: 

 Datenquellen 
Aufbauend auf den Datenbestand des kommunalen Wärmeplans werden regel-
mäßig aktuellere Daten bereitgestellt. Energieversorgungsunternehmen und Be-
zirksschornsteinfeger*innen stellen Daten zu Energieverbräuchen und Heizungs-
anlagen zur Verfügung. Landesdaten geben Aufschluss über Gebäudetypen und 
Baualtersklassen. Ergänzend tragen Rückmeldungen lokaler Akteur*innen wie 
Bürger*innen und Unternehmen dazu bei, praktische Erfahrungen und Beobach-
tungen einzubringen. 

 Datenerhebungsprozesse 
Es werden regelmäßige Berichte erstellt, um den Fortschritt zu dokumentieren und 
transparent zu kommunizieren. Re-Evaluierungen alle fünf Jahre dienen dabei als 
Grundlage für die Steuerung. Ein digitaler Wärmeatlas wird genutzt, um Maßnah-
men und Fortschritte räumlich darzustellen. Durch den Einsatz moderner Soft-
warelösungen können die erhobenen Daten eƯizient ausgewertet und analysiert 
werden. 

 Qualitätssicherung 
Die Qualität der Daten wird durch Validierungsprozesse sichergestellt, die von un-
abhängigen Stellen (Dienstleistern) durchgeführt werden. Zudem werden standar-
disierte Verfahren zur Datenerfassung und -auswertung eingeführt, um Vergleich-
barkeit und Transparenz zu gewährleisten. 
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Managementmöglichkeiten und Zertifizierungssysteme 
Zur eƯektiven Umsetzung der KWP empfiehlt sich die Etablierung eines strukturierten 
Energiemanagementansatzes. Ein solches Konzept ermöglicht die systematische Identi-
fikation und Priorisierung von Maßnahmen zur Energieeinsparung und -eƯizienz. Insbe-
sondere die regelmäßige Organisation von Workshops und Schulungen für alle Beteilig-
ten, darunter Verwaltungsmitarbeitende, lokale Unternehmen, politischen Mandatsträ-
ger*innen und interessierte Bürger*innen, fördert das Bewusstsein für energieeƯiziente 
Maßnahmen. Zudem wird ein gezielter Wissensaustausch angeregt, der die praktische 
Umsetzung der Wärmeplanung vor Ort verbessert. 
Die zentrale Koordinationsstelle, respektive der Geschäftsbereich Gemeindeentwick-
lung, ist entscheidend für die erfolgreiche Steuerung und Überwachung des Wärmeplans. 
Diese Stelle ist die Schnittstelle zwischen Politik, Verwaltung, Unternehmen und der Be-
völkerung und kann eine kohärente Umsetzung der Ziele sicherstellen. 
Darüber hinaus bieten Zertifizierungssysteme wie der European Energy Award (EEA) oder 
die DGNB-Zertifizierung für nachhaltige Quartiere wertvolle Unterstützung. Diese Sys-
teme dienen nicht nur der Qualitätssicherung und Zielkontrolle, sondern erhöhen auch 
die Glaubwürdigkeit und Motivation aller Beteiligten. Der European Energy Award ermög-
licht etwa eine systematische Bewertung der Fortschritte in der kommunalen Energiepo-
litik und bietet gleichzeitig Orientierungshilfen zur weiteren Optimierung. 
Durch die Integration solcher Instrumente kann die Gemeinde Hinte ihren Weg hin zu ei-
ner klimaneutralen Wärmeversorgung sichtbarer, strukturierter und eƯektiver gestalten. 
Es wird empfohlen, diese Managementmöglichkeiten kontinuierlich zu evaluieren und an 
die Bedürfnisse der Gemeinde anzupassen. 

Kosten-Nutzen-Analyse 
Die Umsetzung der KWP erfordert eine sorgfältige Abwägung zwischen Investitionskosten 
und den langfristigen Nutzen der Maßnahmen. Für den Ausbau erneuerbarer Energien 
oder die energetische Sanierung von Gebäuden fallen oft erhebliche Anfangsinvestitio-
nen an. Gleichzeitig bringen diese Maßnahmen jedoch sowohl ökologische als auch öko-
nomische Vorteile. 
Durch die Reduktion des Endenergieverbrauchs können langfristig Energiekosten einge-
spart werden, während gleichzeitig die Abhängigkeit von fossilen Energieträgern sinkt. Zu-
dem leistet die Gemeinde mit einer Leuchtturmfunktion einen wichtigen Beitrag zum Kli-
maschutz. Ein weiterer positiver EƯekt ist die Stärkung der lokalen Wertschöpfung: Die 
Einbindung regionaler Unternehmen bei der Umsetzung von Maßnahmen fördert die Wirt-
schaft vor Ort. 
Zahlreiche Förderprogramme auf Landes- und Bundesebene (siehe vorherige Auflistung), 
z. B. die Bundesförderung für eƯiziente Wärmenetze (BEW), können genutzt werden, um 
die finanziellen Belastungen für die Gemeinde und die Bürger*innen zu reduzieren. Eine 
transparente Darstellung der Kosten und Nutzen in regelmäßigen Fortschrittsberichten 
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schaƯt Vertrauen und unterstreicht die Wirtschaftlichkeit der geplanten Maßnahmen. Zu-
ständig hierfür ist die Zentrale Koordinierungsstelle in Form des Geschäftsbereichs Ge-
meindeentwicklung.  



 
 

113 
 

Quellen- und Literaturverzeichnis 
Agentur für kommunalen Klimaschutz am Deutschen Institut für Urbanistik gGmbH 

(Difu) (Hg.) (April 2024): BISKO Bilanzierungssystematik Kommunal. Methoden 
und Daten für die kommunale Treibhausgasbilanzierung für den Energie- und Ver-
kehrssektor in Deutschland [= Version April 2024]. Online unter: https://www.kli-
maschutz.de/sites/default/files/mediathek/dokumente/Agentur_Methodenpa-
pier_BISKO_2023-24.pdf (abgerufen am: 12.01.2026) 

Agora Energiewende & Fraunhofer-Einrichtung für Energieinfrastruktur und Geothermie 
IEG (Agora Energiewende & Fraunhofer IEG)(2023): Roll-out von Großwärmepum-
pen in Deutschland. Strategien für den Markthochlauf in Wärmenetzen und In-
dustrie. Online unter: https://www.agora-energiewende.de/fileadmin/Pro-
jekte/2022/2022-11_DE_Large_Scale_Heatpumps/A-EW_293_Rollout_Gross-
waermepumpen_WEB.pdf (abgerufen am: 03.02.2026) 

Agora Think Tanks (2024): Klimaneutrales Deutschland. Von der Zielsetzung zur Umset-
zung. Online unter: https://www.agora-energiewende.de/fileadmin/Pro-
jekte/2023/2023-30_DE_KNDE_Update/A-EW_344_Klimaneutrales_Deutsch-
land_WEB.pdf (abgerufen am: 12.01.2026) 

Agora Think Tanks, Prognos AG, Öko-Institut e. V., Wuppertal Institut für Klima, Umwelt 
Energie gGmbH, Universität Kassel (2024): Klimaneutrales Deutschland. Von der 
Zielsetzung zur Umsetzung – Vertiefung der Szenariopfade. Online unter: 
https://www.agora-energiewende.de/fileadmin/Projekte/2023/2023-
30_DE_KNDE_Update/A-EW_349_KNDE_Szenariopfade_WEB.pdf (abgerufen am: 
12.01.2026)  

Arbeitsgemeinschaft der Vermessungsverwaltungen der Länder der Bundesrepublik 
Deutschland (AdV) (2025): Hintergrund-Vektorkarte „basemap.de“. Online unter: 
https://basemap.de/ (abgerufen am: 12.01.2026) 

Borrmann, R., Rehfeldt, K., Kruse, D. (2020): Volllaststunden von Windenergieanlagen an 
Land – Entwicklung, Einflüsse, Auswirkungen. Varel, Deutsche WindGuard 
GmbH. Online unter: https://www.lee-nrw.de/data/documents/2020/11/23/532-
5fbb61e5e6bb2.pdf (abgerufen am: 12.01.2026) 

Buildings Performance Institute Europe (BPIE) (2021): Deep Renovation: Shifting from 
exception to standard practice in EU Policy. Online unter: 
https://www.bpie.eu/wp-content/uploads/2021/11/BPIE_Deep-Renovation-Brie-
fing_Final.pdf (abgerufen am: 23.02.2026) 

Bundesamt für Kartographie und Geodäsie (BKG) (2025): Open Data. Online unter: 
https://gdz.bkg.bund.de/index.php/default/open-data.html (abgerufen am: 
12.01.2026) 

Bundesamt für Justiz (BfJ) (2005): Gesetz über die Elektrizitäts- und Gasversorgung. On-
line unter: https://www.gesetze-im-internet.de/enwg_2005/index.html (abgeru-
fen am: 12.01.2026) 



 
 

114 
 

Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) (2025): Plattform für Abwärme. 
Online unter: https://www.bfee-online.de/BfEE/DE/EƯizienzpolitik/Platt-
form_fuer_Abwaerme/plattform_fuer_abwaerme_node.html (abgerufen am: 
12.01.2026) 

Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz (BMJ) (22.12.2023): Bundesge-
setzblatt – Gesetz für die Wärmeplanung und zur Dekarbonisierung der Wärme-
netze. Online unter: https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2023/394/VO (abgerufen 
am: 12.01.2026) 

Bundesministerium der Justiz (BMJ) (08.12.2010): Gesetz zur Errichtung eines Sonder-
vermögens „Klima- und Transformationsfonds“ (Klima- und Transformationsge-
setz – KTFG). Online unter: https://www.gesetze-im-inter-
net.de/ekfg/BJNR180700010.html (abgerufen am: 12.01.2026) 

Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK), Bundesministerium für 
Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen (BMWSB) (Hrsg) (2024): Leitfaden 
Wärmeplanung – Empfehlungen zur methodischen Vorgehensweise für Kommu-
nen und andere Planungsverantwortliche. Online unter: 
https://www.bmwsb.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeƯentlichun-
gen/wohnen/leitfaden-waermeplanung-lang.pdf?__blob=publicationFile&v=2 
(abgerufen am: 26.11.2025) 

Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) (2022): Technischer Annex 
der Kommunalrichtlinie: inhaltliche und technische Mindestanforderungen im 
Rahmen der Nationalen Klimaschutzinitiative (NKI), geändert am 18.10.2022 
(Fassung 22.11.2021). Online unter: https://www.klimaschutz.de/sites/default/fi-
les/mediathek/dokumente/20221101_NKI_Kommunalrichtlinie_Technischer-An-
nex.pdf (abgerufen am: 18.02.2026) 

Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) (2024a): Informationsmate-
rial zu ausgelaufenen Förderschwerpunkten der Kommunalrichtlinie. Stand: 
07.11.2024. Online unter: https://www.klimaschutz.de/sites/default/files/media-
thek/dokumente/20241107_Informationsmaterial_ausgelaufene_F%C3%B6rder-
schwerpunkte.pdf (abgerufen am: 20.02.2026) 

Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) (28.03.2024b): Neue Lang-
fristszenarien für die Energiewende. Online unter: https://www.bmwk.de/Redak-
tion/DE/Schlaglichter-der-Wirtschaftspolitik/2024/04/05-neue-langfristszena-
rien-fuer-die-energiewende.html (abgerufen am: 26.11.2025) 

Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) (Hg.) (2024c): Das neue Ge-
bäudeenergiengesetz: Die wichtigsten Fakten. Online unter: https://www.ener-
giewechsel.de/KAENEF/Redaktion/DE/Downloads/faktenblatt-geg-gebaeu-
deenergiegesetz.pdf?__blob=publicationFile&v=9 (abgerufen am: 26.11.2025) 



 
 

115 
 

Bundesnetzagentur (BNetzA) (2026a): Fachthemen. Energie. Online unter: 
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Fachthemen/Elektrizitaetund-
Gas/start.html (abgerufen am: 12.01.2026) 

Bundesnetzagentur (BNetzA) (2026b): Markstammdatenregister. Online unter: 
https://www.marktstammdatenregister.de/MaStR/Einheit/Einheiten/OeƯentli-
cheEinheitenuebersicht (abgerufen am: 24.02.2026) 

Bundesnetzagentur (BNetzA) (2025): Fachthemen. Energie. Online unter: 
https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Fachthemen/Elektrizitaetund-
Gas/start.html (abgerufen am: 12.01.2026) 

C.A.R.M.E.N. e.V. (Hg.) (2023): Freiflächen-Photovoltaikanlagen. Leitfaden. Online unter: 
https://www.carmen-ev.de/wp-content/uploads/2022/04/Leitfaden_Freiflae-
chenanlagen.pdf (abgerufen am: 12.01.2026) 

Deutscher Bundestag (2024): Wissenschaftlicher Dienst – Gesetzentwurf zum „Energy 
Sharing“. Online unter: https://www.bundestag.de/resource/blob/1042898/WD-
5-179-24-pdf.pdf (abgerufen am: 02.02.2026) 

Deutsche Energie-Agentur GmbH (dena) (Hrsg.) (2026): dena-Gebäudereport 2026 – Zah-
len, Daten, Fakten zum Klimaschutz im Gebäudebestand. Stand: Januar 2026. Ber-
lin: dena. Online unter: https://www.dena.de/fileadmin/dena/Publikatio-
nen/PDFs/2026/dena_GR_2026.pdf (abgerufen am: 23.02.2026) 

Deutsche Energie-Agentur GmbH (dena) (2025): Leitfaden zur Umsetzung von Energy 
Sharing Communities in Deutschland. Online unter: https://www.dena.de/filead-
min/dena/Publikationen/PDFs/2025/Leitfaden_zur_Umsetzung_von_Energy_Sha-
ring_Communities_in_Deutschland.pdf (abgerufen am: 02.02.2026) 

Deutscher Städtetag (2024): Daten für die kommunale Wärmeplanung. Herausforderun-
gen, Best Practices und Handlungsempfehlungen. Online unter: https://www.sta-
edtetag.de/files/dst/docs/Publikationen/Weitere-Publikationen/2024/Leitfaden-
kommunale-Waermeplanung-mit-Daten.pdf (abgerufen am: 12.01.2026) 

Die Bundesregierung (Hg.) (2019): Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG). Online unter: 
https://www.gesetze-im-internet.de/ksg/BJNR251310019.html (abgerufen am: 
12.01.2026) 

Forum Ökologisch-Soziale Marktwirtschaft (FÖS) (Hrsg.) (2024): Impulspapier für die 
Deutsche Umwelthilfe. Was heißt eigentlich Versorgungssicherheit? – Mit der 
Energiewende zu Sicherheit, Verlässlichkeit und Stabilität. Online unter: 
https://foes.de/publikationen/2024/2024_03_DUH_FOES_Impulspapier_Versor-
gungssicherheit.pdf (abgerufen am: 02.02.2026) 

Fraunhofer – Institut für solare Energiesysteme (Fraunhofer ISE) (06.08.2024): Pressein-
formation. Photovoltaik mit Batteriespeicher günstiger als konventionelle Kraft-
werke. Online unter: https://www.ise.fraunhofer.de/con-
tent/dam/ise/de/documents/presseinformationen/2024/2024_ISE_d_PI_Photo-
voltaik-mit-Batteriespeicher-guenstiger-als-konventionelle-Kraftwerke%20.pdf  



 
 

116 
 

Fraunhofer – Institut für System- und Innovationsforschung (Fraunhofer ISI) (Oktober 
2023): Langfristszenarien für die Transformation des Energiesystems in Deutsch-
land 3 -T45-Szenarien. Online unter: https://www.isi.fraunhofer.de/con-
tent/dam/isi/dokumente/cce/2024/LFS3_T45-Bericht_Szenarien_Industrie_fi-
nal.pdf (abgerufen am: 12.01.2026) 

Gemeinde Hinte (Hinte) (o.J.): Kommunale Wärmeplanung. Online unter: 
https://hinte.de/kommunale-waermeplanung (06.03.2026) 

Günnewig, D. & Johannwerner, E. (2022): Anpassung der Flächenkulisse für PV-Freiflä-
chenanlagen im EEG vor dem Hintergrund erhöhter Zubauziele. Notwendigkeit 
und mögliche Umsetzungsoptionen. Online unter: https://www.umweltbundes-
amt.de/sites/default/files/medien/479/publikationen/texte_76-2022_anpas-
sung_der_flaechenkulisse_fuer_pv-freiflaechenanlagen_im_eeg_vor_dem_hinter-
grund_erhoehter_zubauziele.pdf (abgerufen am: 12.01.2026)  

Hertle, H., Dünnebeil, F., Gugel, B., Rechsteiner, E., Reinhard, C. (November 2019): 
BISKO – Empfehlungen zur Methodik der kommunalen Treibhausgasreduzierung 
für den Energie- und Verkehrssektor in Deutschland; Heidelberg. Online unter: 
https://www.ifeu.de/fileadmin/uploads/BISKO_Methodenpa-
pier_kurz_ifeu_Nov19.pdf (abgerufen am 12.01.2026) 

Institut Wohnen und Umwelt (IWU) (2022): „TABULA“ – Entwicklung von Gebäudetopolo-
gien zur energetischen Bewertung des Wohngebäudebestandes in 13 europäi-
schen Ländern. Online unter: https://www.iwu.de/index.php?id=205 (abgerufen 
am: 12.01.2026) 

International Energy Agency – District Heating and Cooling (IEA DHC) (2023): Large-
Scale Heat Pumps in District Heating Networks – Guidebook Appendix. Paris. On-
lineunter: https://www.iea-dhc.org/fileadmin/documents/Annex_TS3/guide-
book_Appendix_A_large_Scale_Heat_Pumps_in_District_Heating_Networks.pdf 
(abgerufen am 03.02.2026) 

International Renewable Energy Agency (IRENA) (2024): Renewable energy and jobs: An-
nual review 2024. International Renewable Energy Agency, Abu Dhabi, and Inter-
national Labour Organization, Geneva. Online unter: https://www.irena.org/-/me-
dia/Files/IRENA/Agency/Publication/2024/Oct/IRENA_Rene-
wable_energy_and_jobs_2024.pdf (abgerufen am: 03.02.2026) 

Investitions- und Förderbank des Landes Niedersachsen (NBank) (o.J.): Förderpro-
gramme. Online unter: https://www.nbank.de/F%C3%B6rderpro-
gramme/%C3%9Cbersicht/ (abgerufen am: 12.01.2026) 

Kommunale Wärmewende (KWW) (o.J.): Niedersachsen. Online unter: 
https://www.kww-halle.de/praxis-kommunale-waermewende/niedersachsen 
(abgerufen am: 12.01.2026) 



 
 

117 
 

Kost, C.; Müller, P., Sepúlveda Schweiger, J.; Fluri, V., Thomsen, J. (2024): Stromgeste-
hungskosten Erneuerbare Energien. Online unter: https://www.ise.fraun-
hofer.de/content/dam/ise/de/documents/publications/studies/DE2024_ISE_Stu-
die_Stromgestehungskosten_Erneuerbare_Energien.pdf (abgerufen am: 
03.02.26) [= Fraunhofer-Institut für solare Energiesystem ISE] 

Klimaschutz- und Energieagentur Niedersachsen (KEAN) (o.J.a): Kommunale Wärmepla-
nung. Online unter: https://www.klimaschutz-niedersachsen.de/zielgrup-
pen/kommunen/Kommunale_Waermeplanung.php (06.01.2026) 

Klimaschutz- und Energieagentur Niedersachsen (KEAN) (o.J.b): Wärmebedarfskarte 
Niedersachsen. Online unter: https://www.klimaschutz-niedersachsen.de/ziel-
gruppen/kommunen/KWP-NDS_Waermebedarfskarte.php (06.01.2026) 

Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (o.J.) (Hg.): NIBIS – Kartenserver (= Nie-
dersächsisches Bodeninformationssystem). Online unter: 
https://nibis.lbeg.de/cardomap3/ (abgerufen am: 12.01.2026)  

Landesamt für Statistik Niedersachsen (LSN) (2025): Bevölkerung nach Geschlecht; Flä-
che, Bevölkerungsdichte (Gemeinde). Hannover. Online unter: 
https://www1.nls.niedersachsen.de/Statistik/html/default.asp (abgerufen am: 
12.01.2026) 

Landkreis Aurich (LK Aurich) (o.J.): H2-Ostfriesland. Online unter: https://www.h2-ost-
friesland.com/ (abgerufen am 23.02.2026) 

Langreder, Nora; Lettow, Frederik; Sahnoun, Malek; Kreidelmeyer, Sven; Wünsch, Aurel; 
Lengning, Saskia et al. (2024): Technikkatalog Wärmeplanung. Hg. v. ifeu – Institut 
für Energie- und Umweltforschung Heidelberg, Öko-Institut e.V., IER Stuttgart, 
adelphi consult GmbH, Becker Büttner Held PartGmbB, Prognos AG, et al., im 
Auftrag des BMWK. Online verfügbar unter: https://www.kww-halle.de/praxis-
kommunale-waermewende/bundesgesetz-zur-waermeplanung (abgerufen am: 
23.02.2026). 

Niedersächsische Staatskanzlei (15.12.2020): Gesetz zur Änderung der Niedersächsi-
schen Verfassung und zur Einführung eines Niedersächsischen Gesetztes zur 
Förderung des Klimaschutzes und zur Minderung der Folgen des Klimawandels. 
Online unter: https://www.niedersachsen.de/down-
load/161976/Nds._GVBl._Nr._45_2020_vom_15.12.2020_S._463-486.pdf (abge-
rufen am: 12.01.2026) 

Niedersächsisches Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
(o.J.): Energieatlas Niedersachsen. Online unter: https://sla.niedersach-
sen.de/Energieatlas/ (abgerufen am: 12.01.2026) 

Niedersächsisches Vorschrifteninformationssystem (NI-VORIS) (2025): Niedersächsi-
sches Gesetz zur Förderung des Klimaschutzes und zur Minderung der Folgen 
des Klimawandels (Niedersächsisches Klimagesetz – NKlimaG). Online unter: 



 
 

118 
 

https://voris.wolterskluwer-online.de/browse/document/d083c42e-5da3-3833-
baba-23cde5d8b2b5 (06.01.2026)  

Nationale Organisation für den Wandel in der Mobilität (NOW) GmbH (Hrsg.) (o.J.): 
HyLand-WasserstoƯregionen in Deutschland. Online unter: https://www.hy.land/ 
(abgerufen am: 23.02.2026) 

OpenStreetMap Stiftung (OSMF) (o.J.): OpenStreetMap (OSM). Online unter: 
https://www.openstreetmap.org/#map=6/51.33/10.45 (abgerufen am: 
12.01.2026) 

Ortner, S., Paar, A., Johannsen, L., Wachter, P., Hering, D., Pehnt, M. et al. (2024): Leitfa-
den Wärmeplanung – Empfehlungen zur methodischen Vorgehensweise für Kom-
munen und andere Planungsverantwortliche. [Hg. v. ifeu - Institut für Energie- und 
Umweltforschung Heidelberg gGmbH, Öko-Institut e.V., IER Stuttgart, adelphi 
consult GmbH, Becker Büttner Held PartGmbB, Prognos AG, et al.]. Online unter: 
https://api.kww-halle.de/fileadmin/PDFs/Leitfaden_W%C3%A4rmeplanung_fi-
nal_17.9.2024_gesch%C3%BCtzt.pdf (abgerufen am: 12.01.2026) 

Riechel, R. & Walter, J. (2022): Kurzgutachten Kommunale Wärmeplanung. [Hg. Umwelt-
bundesamt]. Online unter: https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/fi-
les/medien/479/publikationen/texte_12-2022_kurzgutachten_kommu-
nale_waermeplanung.pdf (abgerufen am: 12.01.2026) 

Rode, J. (2025): Jedes Jahr importiert Deutschland fossile Brennstofe im Wert von Ø 81 
Mrd. EUR. Online unter: https://www.kfw.de/PDF/Download-Center/Konzernthe-
men/Research/PDF-Dokumente-Volkswirtschaft-Kompakt/One-Pager-2025/VK-
Nr.-251-April-2025-fossile-Importe.pdf (abgerufen am 03.02.2026) [= KfW Resse-
arch – Volkswirtschaft Kompakt] 

Statistisches Bundesamt (Destatis) (2025): Zensus 2022 Datenbank. Online unter: 
https://ergebnisse.zensus2022.de/datenbank/online (abgerufen am: 12.01.2026) 

Umweltbundesamt (UBA) (Hg.) (2022a): Kurzgutachten Kommunale Wärmeplanung. On-
line unter: https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/me-
dien/479/publikationen/texte_12-2022_kurzgutachten_kommunale_waermepla-
nung.pdf (abgerufen am: 12.01.2026) 

Umweltbundesamt (UBA) (Hg.) (2022b): Anpassung der Flächenkulisse für PV-Freiflä-
chenanlagen im EEG vor dem Hintergrund erhöhter Zubauziele. Notwendigkeiten 
und mögliche Umsetzungsoptionen. Online unter: https://www.umweltbundes-
amt.de/sites/default/files/medien/479/publikationen/texte_76-2022_anpas-
sung_der_flaechenkulisse_fuer_pv-freiflaechenanlagen_im_eeg_vor_dem_hinter-
grund_erhoehter_zubauziele.pdf (abgerufen am: 12.01.2026) 

Umweltbundesamt (UBA) (Hg.) (2022b): Anpassung der Flächenkulisse für PV-Freiflä-
chenanlagen im EEG vor dem Hintergrund erhöhter Zubauziele. Notwendigkeiten 
und mögliche Umsetzungsoptionen. Online unter: https://www.umweltbundes-



 
 

119 
 

amt.de/sites/default/files/medien/479/publikationen/texte_76-2022_anpas-
sung_der_flaechenkulisse_fuer_pv-freiflaechenanlagen_im_eeg_vor_dem_hinter-
grund_erhoehter_zubauziele.pdf (abgerufen am: 12.01.2026) 

Umweltbundesamt (UBA) (Hrsg.) (2017): Klimaneutraler Gebäudebestand 2050 – Ener-
gieeƯizienzpotenziale und die Auswirkungen des Klimawandels auf den Gebäu-
debestand. Climate Change 26/2017. Dessau-Roßlau: Umweltbundesamt. On-
line unter: https://www.umweltbundesamt.de/system/files/medien/1410/publi-
kationen/2017-11-06_climate-change_26-2017_klimaneutraler-gebaeudebe-
stand-ii.pdf (abgerufen am: 23.02.2026) 

Verband kommunaler Unternehmen e.V. (VKU) (Hrsg.) (2024): VKU/DWA-Information. Ab-
wärme eƯizient nutzen. Rechtliche und technische Rahmenbedingungen. Online 
unter: https://www.vku.de/fileadmin/user_upload/Verbandsseite/Publikatio-
nen/2024/VKU_DWA_INfO_Abwasserw%C3%A4rme-WEB-PDF.pdf (abgerufen 
am: 03.02.2026) 

 


